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2024 100 Jahre Verwaltungsgerichtsbarkeit der Freien Hansestadt Bremen

100 Jahre
Verwaltungsgerichtsbarkeit

Liebe Leserinnen und Leser,

wir feiern das 100-jährige Bestehen der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit der Freien Hansestadt Bremen und ich 

freue mich, dass in diesem Jubiläumsband verschiedene 

Verfahren nachgezeichnet und interessante Informa-
琀椀onen gegeben werden. 

Erst engagierte und kompetente Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter lassen Gerichte und andere rechtsstaat-
liche Ins琀椀tu琀椀onen lebendig werden – daher möchte ich 
ihnen an dieser Stelle ganz herzlich für ihren Einsatz 

danken. Erst durch sie wird die Verwaltungsgerichts-
barkeit mit Leben gefüllt.

Wurden Verwaltungsstrei琀椀gkeiten zu Beginn des 
20. Jahrhunderts noch vor den allgemeinen Gerichten 
verhandelt, nahm mit der Industrialisierung und dem 

Wachstum Bremens der Bedarf an spezialisierten Ge-
richtsbarkeiten zu. In der Bürgerscha昀琀sdeba琀琀e zur 
Einrichtung des Verwaltungsgerichts hieß es damals: 

„Es soll dadurch jedem einzelnen Staatsbürger das 
Recht gegeben werden, auch in ö昀昀entlich-rechtlichen 
Angelegenheiten den Schutz der Gerichte anzurufen, 

wenn er glaubt, dass er von den Behörden, von Ver-
tretern der Allgemeinheit in seinen Rechten gekränkt 

worden ist.“ Zuvor habe man sich in Bremen immerhin 
an die Zivilgerichte wenden können, wenn man sich 

von den Behörden in seinen Rechten verletzt glaube. 
Es sei aber den Zivilrichtern nicht mehr zuzumuten, „in 

diesen Fragen sich stets auf dem Laufenden zu halten 

und rasch zu arbeiten“ – es standen also E昀昀ek琀椀vität und 
E昀케zienz bei der Entscheidung für eine Verwaltungs-
gerichtsbarkeit im Vordergrund.

Die na琀椀onalsozialis琀椀sche Zeit beschränkte die ver-
waltungsgerichtliche Tä琀椀gkeit immens. Es war der 
Verwaltung selbst überlassen, ob sie sich gerichtlich 
überprüfen lassen wollte. So wurde die verwaltungs-
gerichtliche Tä琀椀gkeit während des Zweiten Weltkriegs 
bedeutungslos. Selten gab es noch anhängig gemachte 
Verfahren. Ein unabhängiger Rechtsschutz der Bürge-
rinnen und Bürger gegen Willkür der Verwaltung war 

prak琀椀sch besei琀椀gt.
Auch 100 Jahre nach ihrer Einführung – im Zeitalter 

der Dienstleistungen und der Digitalisierung – ist eine 
gut aufgestellte Verwaltungsgerichtsbarkeit weiter un-
abdingbar. Rechtsstrei琀椀gkeiten zwischen Bürgerinnen 
und Bürgern und der Verwaltung müssen auch heute 

noch, und vielleicht mehr denn je, nachvollziehbar 
geklärt werden. In Zeiten, in denen der demokra琀椀sche 
Rechtsstaat verstärkt in Frage gestellt wird, werden die 

Rechtsprechung und ihre Sinnha昀琀igkeit so an einem 
ganz wich琀椀gen Ort erlebbar.

Herzlich gratuliert

Ihre Dr. Claudia Schilling 

Senatorin für Jus琀椀z und Verfassung
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Grußworte

mit dem Gesetz über die Verwaltungsgerichtsbarkeit 

errichtete die Freie Hansestadt Bremen als letztes der 

damaligen Länder des Deutschen Reiches eine eigen-
ständige Verwaltungsgerichtsbarkeit. Am 1. Juli 1924 
trat das Gesetz in Kra昀琀 und am 4. Juli 1924 fand die erste 
Sitzung des neu gegründeten Verwaltungsgerichts sta琀琀.
100 Jahre sind seitdem vergangen. Das ist eine lange 

Zeit, wenn wir uns vorstellen, was sich allein in diesen 
100 Jahren geschichtlich alles ereignet hat. Und auch 

im Vergleich zu anderen staatlichen Ins琀椀tu琀椀onen, die in 
der wechselvollen deutschen Geschichte häu昀椀g keinen 
langen Bestand ha琀琀en, nehmen sich 100 Jahre schon 
beträchtlich aus. Selbst das Preußische Oberverwal-
tungsgericht, bis heute das historische Vorbild für die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit in Deutschland, hat nicht 

länger als 70 Jahre exis琀椀ert. 
Die letzten Jubiläumsfeierlichkeiten der Bremischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit liegen inzwischen 25 Jah-
re zurück. Am Verwaltungsgericht, das sich damals 

noch am Altenwall 6 befand, wurde damals ein Tag 
der o昀昀enen Tür ausgerichtet. Es wurde eine Schau-
verhandlung in mehreren Durchgängen gespielt, die 
eine Fahrerlaubnisentziehung zum Gegenstand ha琀琀e. 
Warum wir das so genau wissen? Weil wir „damals“ 
schon dabei waren. Das letzte Vierteljahrhundert der 
Geschichte haben wir selbst miterlebt.

Zum 100. Geburtstag 昀椀ndet ein Festakt in der Obe-
ren Rathaushalle sta琀琀. Das ist eine besondere Wert-
schätzung für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

der Bremischen Verwaltungsgerichtsbarkeit. 100 Jahre 

geben aber nicht nur Anlass zu feiern, sondern auch 
dazu, einen kri琀椀schen Blick zurück auf die eigene Ver-
gangenheit zu werfen. Mit Hilfe des Staatsarchivs haben 

wir einige Fälle aufgearbeitet, die stellvertretend für ihr 

Jahrzehnt stehen, weil sie einen für ihre Zeit typischen 
Kon昀氀ikt zwischen dem Staat und seinen Bürgerinnen 
und Bürgern zum Gegenstand haben. Nicht selten haben 

sie eine besondere Bedeutung für die Freie Hansestadt 
Bremen gehabt, weil sie zentrale Infrastruktureinrich-
tungen, ökonomisch wich琀椀ge Industrieansiedlungen 
oder einfach nur Fragen betrafen, über die in Bremen 
mit besonderer Innigkeit gestri琀琀en wurde. Die Ver-
gangenheit erschöp昀琀 sich aber nicht nur in Fällen, 
in denen die Bremische Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Recht gesprochen hat. Zur Vergangenheit gehören 
auch die Menschen, die in ihr gearbeitet und in ihr 

Spuren hinterlassen haben. Auch hier lohnt sich eine 
Aufarbeitung der eigenen Geschichte, die das posi琀椀ve 
Wirken in den Blick nimmt, gleichzei琀椀g aber auch die 
Augen nicht vor den dunkleren Kapiteln verschließt. 
Dieser Jubiläumsband widmet sich der Verwaltungsge-
richtsbarkeit im Wandel der Zeit, in dem die geschicht-
lichen Ereignisse und der Geist der jeweiligen Jahrzehnte 

in Bezug zur eigenen Tä琀椀gkeit gesetzt werden. Er ist ein 
echtes Gemeinscha昀琀swerk, an dem viele Kolleginnen 
und Kollegen mitgewirkt haben. Unser ganz besonderer 
Dank gilt Herrn David Grie昀昀 und Frau Stephanie Müller. 
Beide haben durch ihren unermüdlichen Einsatz bei 

ihren Recherchen im Staatsarchiv, bei der Text- und 
Bildgestaltung und mit ihren vielen krea琀椀ven Ideen 
diesen Jubiläumsband erst möglich gemacht.

Für uns alle ist durch die Beschä昀琀igung mit der 
eigenen Vergangenheit noch deutlicher geworden, 
wie sehr das Wirken der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

im geschichtlichen Kontext steht. Die Entscheidungen 
unserer Gerichtsbarkeit sind auch immer Produkte ihrer 
Zeit. Sie schreiben aber auch selbst Geschichte: die 

von einzelnen Menschen in einer Vielzahl von Fällen, 
aber auch die eines ganzen Bundeslandes, wenn es um 

Häfen, Straßenbahnlinien, Coronamaßnahmen oder die 
Abwicklung des Bremer Vulkan geht. Es ist ein Wert an 

sich, sich dieser Wechselwirkungen bewusst zu sein, 

nicht zuletzt um die Tragweite kün昀琀iger Entscheidungen 
rich琀椀g einschätzen zu können. 

Liebe Leserinnen und Leser,

Dr. Meike Jörgensen 
Präsiden琀椀n Verwaltungsgericht

Prof. Peter Sperlich
Präsident Oberverwaltungsgericht
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1924 Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Wandel der Zeit

Die Gründung des Verwaltungsge-
richts in Bremen im Jahr 1924 war 
der Schlussstein in einer bedeu-
tenden Entwicklung der deutschen 

Jus琀椀zlandscha昀琀. Vor 1924 wurden 
ö昀昀entlich-rechtliche Strei琀椀gkeiten 
in Bremen von ordentlichen Ge-
richten entschieden. Diese Praxis 

änderte sich grundlegend infolge 
der Weimarer Reichsverfassung 

von 1919, die die Scha昀昀ung von 
Verwaltungsgerichten vorsah, um 
durch diese Gerichte betro昀昀enen 
Bürgern die Möglichkeit zu geben, 

Anordnungen und Verfügungen der 
Verwaltungsbehörden überprüfen 
zu lassen.

Bis 1924 prak琀椀zierte Bremen 
einen jus琀椀zstaatlichen Ansatz, 

nach dem ordentliche Gerichte 
für die Entscheidung von Strei-
琀椀gkeiten zwischen Bürgern und 
der ö昀昀entlichen Gewalt zustän-
dig waren. Dieses System basierte 

zunächst auf der Verfassung von 
1849, die eine Gewaltenteilung und 
die Möglichkeit einer gerichtlichen 

Überprüfung von Amtshandlungen 
vorsah. Zuvor ha琀琀e der Senat der 
Freien Hansestadt Bremen gleich-
zei琀椀g exeku琀椀ve, legisla琀椀ve und judi-
ka琀椀ve Befugnisse wahrgenommen 
(sogenannte „Vollmäch琀椀gkeit“). 
Die Verfassungsrevision von 1854, 
maßgeblich betrieben durch einen 

nach Bremen entsandten Kommis-
sar des Deutschen Bundes, führte 

auch zu Änderungen des Rechts-
schutzes bei Amtshandlungen und 

zu spezi昀椀schen Regelungen zur Lö-
sung von Kompetenzkon昀氀ikten zwi-
schen Verwaltungsbehörden und 

Gerichten. Nach § 15 der Verfas-
sung der Freien Hansestadt Bremen 

vom 21.02.1854 stand jedem der 
Rechtsweg o昀昀en, „der sich durch 
eine Verwaltungsmaßregel in sei-
nen Privatrechten gekränkt glaubt“. 
Der Begri昀昀 der Privatrechte wurde 
in der Folge in der Rechtsprechung, 
unter anderem auch vom Reichs-
gericht, extensiv ausgelegt, etwa 

hinsichtlich baurechtlicher Besei-
琀椀gungsverfügungen oder für den 
Besoldungsanspruch von Beamten. 
Diese Spruchpraxis der Zivilgerichte 
in Verwaltungssachen wurde allge-
mein akzep琀椀ert, sodass in Bremen 
lange Zeit kein dringendes Bedürf-
nis für eine Reform gesehen wurde.

Ein entscheidender Wende-

punkt war die Verabschiedung der 

Weimarer Reichsverfassung im Jahr 

1919. Ar琀椀kel 107 forderte die Er-
richtung von Verwaltungsgerichten 
zum Schutz der Einzelnen gegen 

Anordnungen und Verfügungen 
der Verwaltungsbehörden. Bremen, 

das bis dahin keine spezialisierte 
Verwaltungsgerichtsbarkeit ha琀琀e, 
sah sich spät veranlasst, diesem 
Verfassungsgebot nachzukommen. 
Die Verfassung der Freien Hanse-
stadt Bremen von 1920 enthielt 
keine Regelungen mehr über den 

Rechtsweg bei Verwaltungsmaß-
nahmen. Dies führte zunächst zu 

einem rechtsweglosen Zustand, 

Die Gründung der  
Verwaltungsgerichtsbarkeit

1923 
Bremische Bürgerschaft  
erörtert die Errichtung einer  
Verwaltungsgerichtsbarkeit

Januar 1924 
Verkündung des  
Gesetzes über die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit
der Freien Hansestadt Bremen

Ein Meilenstein der Entwicklung des bremischen Rechtssystems

■  

■  

■  1919 
Verabschiedung der
Verfassung des Deutschen Reiches
(„Weimarer Reichsverfassung“)

■  1920 
Änderung der Verfassung der  
Freien Hansestadt Bremen: 
Abschaffung des Rechtsweges zu den 
Zivilgerichten gegen Verwaltungsmaßnahmen

1. Juli 1924 
Inkrafttreten des Gesetzes 
über die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit
der Freien Hansestadt Bremen

■  



7

Die Gründung der Verwaltungsgerichtsbarkeit

Domsheide 16  

Von 1924 bis 1951 erster Amtssitz des Verwaltungsgerichts
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1924 Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Wandel der Zeit

der die Notwendigkeit einer neu-
en rechtlichen Rahmenordnung 
verdeutlichte. Im Rahmen eines 

Notgesetzes wurde alsbald der 
hergebrachte Rechtsweg zu den 

Zivilgerichten vorläu昀椀g wiederher-
gestellt, da die Errichtung einer Ver-
waltungsgerichtsbarkeit in Bremen 

nach Au昀昀assung des damaligen 
Senats zunächst die Klärung einer 
Reihe von Einzelfragen erfordere. 
Sodann wurde darauf gewartet, 
dass es auf Reichsebene zu Rege-
lungen und Vorgaben hinsichtlich 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

kommen würde, welche jedoch 
letztlich unterblieben. 

Als letztes aller damaligen deut-
schen Länder – mit Ausnahme von 
Schaumburg-Lippe, das gänzlich 
verzichtete – führte die Freie Han-
sestadt Bremen im Jahr 1924 eine 
allgemeine Verwaltungsgerichts-

barkeit ein. Der Senat der Freien 

Hansestadt Bremen beschloss am 
13. Juni 1924, dass das bereits 
am 6. Januar 1924 verkündete 
Gesetz über die Verwaltungsge-

richtsbarkeit (VGG) am 1. Juli 1924 
vollständig in Kra昀琀 treten sollte. 
Diese Errichtung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit wurde zuvor in der 
Bürgerscha昀琀ssitzung vom 21. De-
zember 1923 und bereits in einem 
vorangegangenen eigens eingerich-
teten Ausschuss intensiv erörtert. 

Ein Mitglied jenes Ausschusses 

war Dr. O琀琀o Steengrafe von der 
Deutschen Volkspartei (DVP), der 
spätere langjährige Präsident des 
Verwaltungsgerichts Bremen. Die 

Deba琀琀e in der Bürgerscha昀琀 zeigte 
unterschiedliche Ansichten über 

die Ausgestaltung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit, insbesondere hin-
sichtlich der Rolle von Laienrichtern 

und Juristen. In den Ausführungen 

des Bürgerscha昀琀smitglieds und 
Ausschussvorsitzenden Dr. Dronke 
von der Deutschen Demokra琀椀schen 
Partei (DDP) wurden die Gründe für 
die Einrichtung des Verwaltungsge-
richts verdeutlicht. Es ging darum, 

jedem Staatsbürger das Recht zu 

geben, auch in ö昀昀entlich-recht-
lichen Angelegenheiten den Schutz 

der Gerichte anzurufen. Die Errich-
tung eines Fachgerichts wurde als 

notwendig erachtet, da das ö昀昀ent-
liche Recht zunehmend komplexer 
geworden war und es nicht mehr 
zumutbar erschien, dass Zivilrich-
ter sich in diesen Fragen ständig 

auf dem Laufenden halten sollten. 
Betont wurde, dass nur derjenige 
sich an das Gericht solle wenden 
können, der annimmt, dass er in 

seinen Rechten verletzt sei. Gerich-
te sollten das Recht wahren, aber 

Gesetz über die Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 06.01.1924 

(Gesetzbla琀琀 der Freien Hansestadt Bremen 1924, S. 23昀昀., 
Carl Ed. Schünemann KG)
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Die Gründung der Verwaltungsgerichtsbarkeit

kamen somit überwiegend aus der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit und 
führten ihre Tä琀椀gkeit als Verwal-
tungsrichter allesamt nebenamtlich 

aus. Jeweils zu den einzelnen Sit-
zungen hinzugezogene Laienrichter 
kamen aus der Verwaltung oder aus 
den Berufskammern und wurden 

zuvor von einem Ausschuss der 
Bürgerscha昀琀 gewählt. Das Verwal-
tungsgericht Bremen war zunächst 

erst- und letz琀椀nstanzlich zuständig 
und entschied ohne die Möglichkeit 
eines Rechtsmi琀琀els über ö昀昀entlich-
rechtliche Strei琀椀gkeiten. Zusätzlich 
gab es ein „kleines Verwaltungsge-
richt“, bestehend aus einem Berufs-
richter und zwei Laienrichtern, das 

hauptsächlich Rekurssachen nach 
der Gewerbeordnung verhandelte.

Die Errichtung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit in Bremen im Jahr 

1924 war ein Meilenstein in der 

Entwicklung des Rechtssystems der 

Stadt. Sie spiegelte nicht nur den 
Wandel in der deutschen Verfas-
sungsgeschichte wider, sondern 
war auch ein Zeichen für das wach-
sende Bewusstsein der Bedeutung 

von Bürgerrechten. Die Einführung 
spezialisierter Gerichte für Ver-
waltungsstrei琀椀gkeiten stellte eine 
beachtliche Erweiterung des recht-
lichen Schutzes der Bürger gegen-
über staatlichen Maßnahmen dar 

und war ein wesentlicher Beitrag 

zur Entwicklung eines modernen 
Rechtsstaates in Bremen. •

che Rechtsweg, in nicht-vermö-
gensrechtlichen Strei琀椀gkeiten der 
Beamten konnte nur der verwal-
tungsinterne Beschwerdeweg be-
schri琀琀en werden. Erstmals waren 
Ermessensentscheidungen einer 

gerichtlichen Überprüfung nicht 
mehr gänzlich entzogen; zumindest 
Ermessensmissbrauch konnte nach 
§ 9 VGG geltend gemacht werden. 
Die Anfechtungsklage war als „das 

Hauptgebiet des Verwaltungsstreit-
verfahrens“ in den §§ 48 昀昀. VGG 
umfassend geregelt; sie war als 
Versagungsgegenklage auch in 

Strei琀椀gkeiten um begüns琀椀gende 
Verwaltungsakte sta琀琀ha昀琀. Daneben 
war in § 28 VGG auch bereits die 
Möglichkeit einer Feststellungs-
klage bei entsprechendem berech-
琀椀gtem Interesse vorgesehen. Die 
Scha昀昀ung einer zweiten Instanz 
war aus Kostengründen und in 
der fortbestehenden Erwartung 
der Scha昀昀ung eines Reichsver-
waltungsgerichts anfänglich nicht 

vorgesehen.
Das Verwaltungsgericht Bre-

men nahm seine Tä琀椀gkeit im Juli 
1924 mit der ersten Sitzung am 
4. Juli auf. Diese Gründung war 

ein bedeutender Schri琀琀 zur Stär-
kung der Rechtsstaatlichkeit und 

zum Schutz der Bürgerrechte in 

Bremen. Das Gericht bestand bei 

seiner Gründung aus drei Juristen 

und zwei Laien. Zum Vorsitzenden, 
damit zugleich zum ersten Präsi-
denten des Verwaltungsgerichts 

wurde der Landgerichtsdirektor 
Dr. Adolf Meyer gewählt. Zu be-
amteten Beisitzern wurden der 

Landgerichtsdirektor und Bür-
gerschaftsangehörige Dr. Otto 
Steengrafe und der Staatsanwalt 

Dr. Chris琀椀an Wrede berufen, zu 
ihren Vertretern Regierungsrat Dr. 

Rudolf Wedemeyer und Richter Dr. 
Wilhelm Carstens. Die Berufsrichter 

nicht verwalten und daher nicht 

über die Zweckmäßigkeit von Maß-
nahmen der Verwaltung urteilen.

Das VGG regelte ausführlich 

die Organisa琀椀on, die Zuständigkeit, 
das Verfahren, die Kosten und die 
Vollstreckung der Urteile des Ver-
waltungsgerichts. In erheblichem 

Umfang wurde auf reichsrechtliche 

Regelungen aus dem Gerichtsver-
fassungsgesetz (GVG) und der Zivil-
prozessordnung (ZPO) verwiesen. 
Das verwaltungsgerichtliche Ver-
fahren unterlag jedoch von Anfang 
an dem Untersuchungsgrundsatz. 

Infolgedessen waren die Verwal-
tungsbehörden in § 32 VGG aus-
drücklich verp昀氀ichtet, Ersuchen des 
Vorsitzenden des Gerichts Folge 
zu leisten. Der Vorsitzende ha琀琀e 
nach § 33 Satz 1 VGG Termin zur 
mündlichen Verhandlung anzube-
raumen, nachdem die Erklärungen 

der Parteien eingegangen waren 

oder die Frist zu deren Abgabe, 
regelmäßig nicht mehr als vier Wo-
chen, verstrichen war. In eiligen 

Sachen konnte schon zuvor termi-
niert werden. Von herausragender 
Bedeutung war die Generalklausel 

in § 8 VGG. Danach entschied das 
Gericht grundsätzlich „über die An-
fechtung von Anordnungen oder 
Verfügungen der Verwaltungsbe-
hörden sowie in sons琀椀gen Strei-
琀椀gkeiten des ö昀昀entlichen Rechts“. 
Einige Materien, etwa Strei琀椀gkei-
ten aus den Rechtsverhältnissen 

der Beamten (§ 10 VGG) waren 
jedoch ausgeschlossen. Hinsichtlich 
vermögensrechtlicher Ansprüche 
der Beamten blieb der ordentli-
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Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Wandel der Zeit

1924

Zur Zeit der Weimarer Republik 
(1919 – 1933) war das Lebensge-
fühl in der Stadt Bremen wie überall 

in Deutschland von erheblichen 
poli琀椀schen und gesellscha昀琀lichen 
Umbrüchen bes琀椀mmt. Bremen er-
lebte als bedeutende Hafenstadt 

und Industriestandort sowohl die 
Chancen als auch die Herausforde-

rungen dieser Zeit. Ein besonderer 
Einschni琀琀 in Bremen war die kurz-
zei琀椀ge Räterepublik Anfang 1919. 
Sie stellte ein wich琀椀ges Kapitel in 
der lokalen Geschichte dar. Die 
Weimarer Republik war von poli-
琀椀scher Instabilität und den Folgen 
des Ersten Weltkriegs geprägt.  Es 
prallten verschiedene Ideologien 
aufeinander, die vom demokra琀椀-
schen Republikanismus über den 
Sozialismus bis hin zu kommunis琀椀-
schen und faschis琀椀schen Konzepten 
reichten.

Bremen verfügte während der 

1920er Jahre über eine blühende 
Kulturszene. Die Stadt war für ihre 
Kunst, Literatur und intellektuellen 
Ak琀椀vitäten bekannt.  Hervorzuhe-
ben ist etwa das Schauspielhaus 

von Johannes Wiegand und Eduard 
Ichon, welches sich als Theater eta-
blierte, dessen zahlreiche Urauf-
führungen als wagemu琀椀g galten. 
Die Weimarer Jahre brachten aber 

auch schwere wirtscha昀琀liche Her-
ausforderungen mit sich, darunter 
Hyperin昀氀a琀椀on und Arbeitslosigkeit.  
Dies wirkte sich auf das tägliche Le-
ben der Menschen auch in Bremen 

aus, die mit der wirtscha昀琀lichen 
Unsicherheit zu kämpfen ha琀琀en.
Insgesamt war das Lebensgefühl 

in Bremen während der Weimarer 

Republik ein komplexes Zusammen-
spiel von poli琀椀schen Turbulenzen, 
kultureller Dynamik, wirtscha昀琀li-
chen Schwierigkeiten und sozialem 
Wandel und spiegelte die generelle 
Situa琀椀on Deutschlands in dieser 
Zeit wider.

Nach der Verabschiedung des 
Gesetzes über die Verwaltungs-

gerichtsbarkeit im Jahr 1924 nahm 
das Verwaltungsgericht Bremen 

am 1. Juli 1924 seine Arbeit auf. 
Bremen kam damit als letztes der 

deutschen Länder seiner Verp昀氀ich-
tung aus der Weimarer Reichsver-
fassung nach, eine eigenständige 

Verwaltungsgerichtsbarkeit zu 

errichten. Die organisatorische 
und personelle Struktur des Ver-
waltungsgerichts wurde durch 

verschiedene Verordnungen ge-
regelt, einschließlich der Art und 

Weise der Geschä昀琀sverteilung und 
der jährlichen Berichtersta琀琀ung 
an den Senat. Die Zuständigkeit 
erstreckte sich hauptsächlich auf 
Strei琀椀gkeiten, die Entscheidun-
gen der Fürsorgebehörden, des  

Die Weimarer Republik

1. Juli 1924
Arbeitsaufnahme des 
Verwaltungsgerichts

1925 
Dr. Otto Steengrafe wird Präsident  
des Verwaltungsgerichts 

■  

4. Juli 1924 
1. Sitzung des  
Verwaltungsgerichts

■  1924 
Dr. Adolf Meyer wird erster  
Präsident des Verwaltungsgerichts

■  

■  1929 
Beginn der 
Weltwirtschaftskrise

■  1933 
Ende der Weimarer Republik
mit der Ernennung Adolf Hitlers 
zum Reichskanzler

Die Zeit der Umbrüche 

■  



11

Das Verwaltungsgericht Bremen in der Weimarer Republik

Baupolizeiamts und der Polizeidirek-
琀椀on betrafen. Darunter 昀椀elen auch 
Rekurssachen – Beschwerden ge-
gen Verwaltungsentscheidungen –  
in Bezug auf Schank- und Gast-
wirtscha昀琀en, den Kleinhandel mit 
Spirituosen und Wandergewerbe-
scheinen sowie Führerscheinan-
gelegenheiten. Letztere spiegelten 
die ansteigende Motorisierung und 
deren gesellscha昀琀liche Auswirkun-
gen wider.

Die Entscheidungspraxis des 
Verwaltungsgerichts in dieser 

Periode war überwiegend von 
Urteilen geprägt, die zugunsten 
der Behörden aus昀椀elen. Klagen 
wurden o昀琀 als unzulässig oder un-
begründet abgewiesen, obwohl 

es auch Fälle gab, in denen Klagen 
teilweise erfolgreich waren und 
dies entsprechend im Urteilstenor 
formuliert wurde. In einigen Fällen 
wies das Verwaltungsgericht auch 

die Behörden an, die ursprüngliche 
Entscheidung zu revidieren oder 
neu zu tre昀昀en, insbesondere wenn 
es um die Ablehnung von Anträgen 
oder Erlaubnissen ging, etwa im 
Baupolizeirecht. Das Verwaltungs-
gericht war auch des Ö昀琀eren mit 
Zulässigkeitsfragen konfron琀椀ert und 
entwickelte in dieser Hinsicht inno-

va琀椀ve Ansätze. Beispielsweise er-
kannte das Gericht Klagebefugnisse 
von Anwohnern gegen Bauerlaub-
nisse für Nachbargrundstücke an, 

wenn ö昀昀entlich-rechtliche Bes琀椀m-

mungen zum Schutz vor Beläs琀椀gun-
gen dienten. Ebenso akzep琀椀erte es 
Anfechtungsklagen gegen bereits 

erledigte Verwaltungsakte, wenn 

die Entscheidung für zukün昀琀ige 
Anträge relevant sein konnte; ein 
Vorläufer der heu琀椀gen Fortset-
zungsfeststellungsklage.

Im Jahr 1929 legte der Senat 
einen Gesetzentwurf vor, der die 
Umwandlung des bisher nebenamt-
lich besetzten Präsidentenamtes in 

eine hauptamtliche Stelle vorsah. 
Dieser Vorschlag zielte darauf ab, 
die Belastungen des Landgerichts 

zu verringern und die E昀케zienz des 
Verwaltungsgerichts zu steigern. 

Der Senat beabsich琀椀gte aber nicht, 
den seit Ende 1925 am琀椀erenden 

Straßenverkehr (hier Am Wall um 1933) - Ausgangspunkt vieler 
verwaltungsgerichtlicher Entscheidungen in Bremen 
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nebenamtlichen Präsidenten des 

Verwaltungsgerichts, Landgerichts-
direktor Dr. Steengrafe, in diese 
hauptamtliche Posi琀椀on zu beför-
dern, sondern sta琀琀dessen die Er-
nennung eines hohen Beamten der 
Senatsverwaltung.

Die Vorschläge des Senats 
s琀椀eßen auf he昀琀igen Widerstand, 

insbesondere von der Deutschen 
Volkspartei (DVP), zu der Dr. Steen-
grafe gehörte. Die DVP, die Teil der 
Regierungskoali琀椀on war, lehnte den 
Vorschlag des Senats vehement 
ab, sowohl in den Sitzungen der 
Bürgerscha昀琀 als auch im Senat 
selbst. Ein zentrales Argument der 

DVP war, dass die Ernennung eines 

hauptamtlichen Präsidenten des 
Verwaltungsgerichts ohne die Be-
teiligung eines Ausschusses, wie es 

die bremische Verfassung vorsah, 
verfassungswidrig sei. Außerdem 

wurde betont, dass Dr. Steengrafes 
Leistungen als Präsident keinen An-
lass zur Beendigung seiner Amtszeit 

gäben. Der juris琀椀sche Ausschuss 
der Bürgerscha昀琀 unterstützte die 
Au昀昀assung, dass der Gesetzentwurf 
des Senats nicht mit der Bremi-
schen Verfassung vereinbar sei und 

daher eine verfassungsändernde 

Mehrheit erfordere. Die Diskussion 
war auch von haushaltswirtscha昀琀-

lichen und personellen Überle-

gungen geprägt, wobei Senator Dr. 
Spi琀琀a die Vorschläge des Senats 
verteidigte und ihre Vorteile für 

das Verwaltungsgericht hervorhob. 
Nach intensiven Deba琀琀en wurde 
der Gesetzentwurf schließlich in 

der Bürgerscha昀琀 abgelehnt. Dies 
führte dazu, dass das Präsiden-
tenamt des Verwaltungsgerichts 

weiterhin nebenamtlich von Dr. 
Steengrafe wahrgenommen wurde. 
In den folgenden Jahren wurde kein 
weiterer Versuch unternommen, 
das Amt in eine hauptamtliche 
Posi琀椀on umzuwandeln. Die Ver-
fahrenszahlen des Verwaltungs-
gerichts stabilisierten sich, was als 

weiterer Grund dafür angesehen 

wurde, keine grundlegenden Än-
derungen vorzunehmen.

Die Anfangszeit des Verwal-
tungsgerichts Bremen in der Wei-
marer Republik war eine Zeit des 
Au昀戀aus, in der sich das Verwal-
tungsgericht sowohl konsolidier-
te als auch mit einer Vielzahl von 
Rechtsstrei琀椀gkeiten auseinander-
setzte. Die Entscheidungen des Ver-
waltungsgerichts in dieser Periode 
zeichneten sich durch vorauswei-
sende Impulse für die Entwicklung 
des Verwaltungsprozessrechts in 

Deutschland aus. Es behandelte 

Anfechtungsklagen bei zuvor ab-
gelehnten Anträgen in einer Weise, 

die heu琀椀gen Verp昀氀ichtungsklagen 
zumindest im Ergebnis ähnelte. 

Diese Praxis war rechtsschöpferisch 
und nutzte Auslegungsspielräume 
zum Vorteil der Bürger, was über 
die bloße Au昀栀ebung angefochte-
ner Verwaltungsentscheidungen 

hinausging. Des Weiteren setzte 

das Verwaltungsgericht bei der 

Entscheidung über bereits erle-
digte Verwaltungsakte Maßstäbe im 

Sinne der heu琀椀gen Fortsetzungs-
feststellungsklage. Bei Ermessens-
entscheidungen führte die Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichts 

zu einer umfassenderen gerichtli-
chen Überprü昀戀arkeit behördlicher 
Entscheidungen als vom Gesetz-
geber ursprünglich vorgesehen. 
Dies geschah durch eine weite Aus-
legung des Begri昀昀s des Ermessens-
missbrauchs. Die Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichts Bremen 

war dabei im Einklang mit den da-
mals modernsten Erkenntnissen 
der Rechtswissenscha昀琀 und trug 
zur Entwicklung von Grundsätzen 
bei, die heute noch in Deutschland 
gül琀椀g sind. •
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Urteil vom 02.01.1928 Alkoholausschank in Badeanstalt, 
(Rechtsprechungssammlung Wedemeyer, Entscheidungen des bremischen  
Verwaltungsgerichts - die Grundsätze zum bremischen ö昀昀entlichen Recht  
aus seinen Urteilen von 1924 bis 1929)
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Während der Zeit des Na琀椀onal-
sozialismus von 1933 bis 1945 
war das Leben in Bremen, wie im 

übrigen Deutschen Reich, von Be-
geisterung der NS-Unterstützer auf 
der einen Seite, für die Gegner des 

Hitler-Faschismus auf der anderen 
Seite aber zunehmend von einer 
düsteren und bedrückenden Atmo-
sphäre geprägt. Nach der Macht-
ergreifung der Na琀椀onalsozialisten 

1933 wurden demokra琀椀sche Struk-
turen zügig besei琀椀gt und durch 
eine totalitäre Diktatur ersetzt. Das 
Regime versuchte jeden Aspekt 
des ö昀昀entlichen und privaten Le-
bens zu beein昀氀ussen. Es übte eine 
totalitäre Kontrolle aus und unter-
drückte abweichende Meinungen 

und Opposi琀椀on. 
Bremen erlebte wie andere 

deutsche Städte strenge Zensur 

und Propaganda, die die Nazi-Ideo-
logie förderte. Die jüdische Bevöl-
kerung erli琀琀 exzessive Verfolgung. 
Auch andere poli琀椀sche, ethnische 
oder religiöse Gruppen waren Dis-
kriminierung, Verha昀琀ungen und 
schließlich der Deporta琀椀on in Kon-
zentra琀椀onslager ausgesetzt. Die 
Bremer Bürgerinnen und Bürger 

waren in der Mehrheit passive Zeu-
gen dieser Gräueltaten. Die Angst 

vor den NS-Behörden, insbeson-
dere vor der Gestapo, erzeugte bei 
vielen einen Konformitätsdruck; 
andere suchten von der neuen Ord-
nung zu pro昀椀琀椀eren oder waren von 
der NS-Ideologie überzeugt.

Bremen spielte eine bedeu-
tende Rolle in den deutschen 
Kriegsanstrengungen. Die Indus-

triekapazität der Stadt wurde für 
die Kriegsmaschinerie genutzt. Ein 
bedeutendes Ereignis während 

des Zweiten Weltkrieges war die 

Errichtung des U-Boot-Bunkers 

„Valen琀椀n“ in Bremen-Farge, ein 
riesiger Rüstungsbau, der unter 

unmenschlichen Bedingungen von 
Zwangsarbeitern errichtet wurde 

und heute als Mahnmal dient.

Auch Bremen wurde aufgrund 

der na琀椀onalsozialis琀椀schen Poli琀椀k 
vom Rest der Welt isoliert.  Inter-
na琀椀onale Verbindungen wurden 
unterbrochen und der Zugang 
zu Informa琀椀onen von außerhalb 
Deutschlands war eingeschränkt. 

Die Zeit des Na琀椀onalsozialismus 
stellt in Bremen wie im übrigen 

Deutschland ein düsteres Kapitel 
der Geschichte dar, das von Krieg 
und der Unterdrückung individuel-
ler Freiheiten geprägt war.

Die Geschichte der Bremischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit von 
1933 bis 1945 spiegelt das Bild 
einer Jus琀椀z im Scha琀琀en des Na-

琀椀onalsozialismus. Im März 1933 
wurde der demokra琀椀sch gewähl-
te Senat in Bremen durch einen 

von der NS-Regierung ernannten 
kommissarischen Senat ersetzt. 
Die Machtübernahme führte zu 

einer 琀椀efgreifenden Umstruktu-
rierung der Verwaltung und der 

Jus琀椀z. Eines der bedeutendsten 
Ereignisse in diesem Kontext war 
die Errichtung eines Oberverwal-
tungsgerichts im September 1933 
als zweite Instanz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit, zuständig im We-
sentlichen für Revisionen gegen 

Die Zeit des Nationalsozialismus

30. Januar 1933
Adolf Hitler wird Reichskanzler

März 1933
Reichstagswahl,
Bremer Senat wird zum
Rücktritt gezwungen

14. September 1933
Errichtung des  
Oberverwaltungsgerichts

1934
Auflösung der Bürgerschaft, 
Bremen verliert seine Unabhängigkeit 
und wird dem Reichsgau Weser-Ems 
angegliedert 

■  

■  

■  

■  

März 1940
Einrichtung des Sondergerichts Bremen

■  

April 1942 
Aufhebung der persönlichen 
Unabhängigkeit der Richter

■  

April 1945
britische Truppen erobern Bremen, 
Schließung der bremischen Gerichte,
Bremen wird amerikanische Besat-
zungszone wegen des Hafens

8. Mai 1945
bedingungslose Kapitulation  
der Wehrmacht 

1. September 1939
Beginn des Zweiten Weltkrieges

■  

■  

Bedeutungsverlust der Verwaltungsgerichtsbarkeit

August 1944 
schwerste Luftangriffe auf Bremen 
zur Zerstörung der Kriegsmaschinerie

■  

■  

1933 
Dr. Adolf Meyer wird erster Präsident  
des Oberverwaltungsgerichts

■  

1936 
Dr. Karl Rüther wird Präsident des 
Oberverwaltungsgerichts

1942 
Dr. Albert Schmidt wird Präsident  
des Oberverwaltungsgerichts

■  

■  
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Hä昀琀linge des Neuengammer KZ-Außenlagers Farge 

auf der Baustelle des U-Boot-Bunkers „Valen琀椀n“, Sommer 1944

Im Herbst 1943 wurde in der Rekumer Feldmark ein Außenlager des  

Konzentra琀椀onslagers (KZ) Neuengamme eingerichtet. Bis zu 2.500 
Häftlinge unterschiedlichster Nationen wurden in den folgen-

den Monaten hierher deportiert. Die KZ-Häftlinge mussten in 
den schwersten Kommandos arbeiten. Sie waren unterernährt 
und den Bedingungen auf der Baustelle schutzlos ausgeliefert.  
(Die abgebildeten Aufnahmen hat der Blumenthaler Fotograf  
Johann Seubert im Au昀琀rag der Kriegsmarine gemacht.)
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Urteile des Verwaltungsgerichts, 

was angesichts der allgemeinen 

poli琀椀schen Entwicklung zunächst 
überraschend erscheinen mag. Das 

Oberverwaltungsgericht (OVG) war 
hauptsächlich mit Juristen besetzt, 
darunter drei höhere Verwaltungs-
beamte, und wurde vom Landge-
richtspräsidenten – zunächst Dr. 
Adolf Meyer, dann der 1936 er-
nannte Dr. Karl Rüther – geleitet. 
Rüther wurde von dem berüch-

琀椀gten damaligen NS-Jus琀椀zstaats-
sekretär Dr. Roland Freisler in sein 
Amt eingeführt. Diese Besetzung 

sorgte dafür, dass die poli琀椀schen 
Grundanschauungen der NS-Re-
gierung in der Verwaltungsrecht-
sprechung dominieren konnten. Es 
wurde deutlich, dass die Errichtung 

des Oberverwaltungsgerichts vor 
allem dazu diente, poli琀椀sch be-
sonders zuverlässige Richter in der 
Revisionsinstanz zu platzieren, um 

die Urteile des Verwaltungsgerichts 

zu überprüfen und gegebenenfalls 
zu korrigieren. Es kam zur Einfüh-
rung strengerer Regeln für die Zu-
lässigkeit von Anfechtungsklagen. 
Insbesondere der Ausschluss von 
Klagen gegen Landesverweisungen 
spiegelte den Geist der Zeit wider, 
denn sie bedeutete die Rechtlo-
sigkeit des betro昀昀enen Personen-
kreises und konnte auch bisherige 
deutsche Staatsbürger tre昀昀en, die 

Baustelle des Dachs des U-Boot-Bunkers „Valen琀椀n“, Sommer 1944
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Verwaltungsgericht als auch das 

Oberverwaltungsgericht haupt-
sächlich aus nebenamtlich tä琀椀gen 
Richtern. Die Ernennung der Rich-

ter erfolgte weitgehend nach poli-
琀椀schen Gesichtspunkten, was die 

Unabhängigkeit der Jus琀椀z weiter 
untergrub. Ein Akteur am Verwal-
tungsgericht dieser Zeit war Land-
gerichtsrat Dr. Bernhard Hinrichs. 

Hinrichs, der zwischen 1940 und 
1943 als Richter am Sondergericht 
Bremen fungierte, wurde später in 
das Reichsjus琀椀zministerium beru-
fen. Amtsgerichtsdirektor Dr. Appel 
war Beisitzer beim OVG Bremen. 

Er war zwischen 1920 und 1934 in 
einer Freimaurerloge ak琀椀v gewesen 
und verlor deswegen, obgleich er 
1934 in den na琀椀onalsozialis琀椀schen 
Rechtswahrerbund eingetreten war, 

1940 sein Amt am OVG. Die poli-
琀椀sche Ausrichtung der Jus琀椀z war 
unverkennbar. Eine 1940 erstellte 
Liste zeigte, dass alle elf Mitglieder 
des Oberverwaltungsgerichts Mit-
glieder der NSDAP waren, darunter 

auch der Vorsitzende des Oberver-
waltungsgerichts Dr. Karl Rüther, 
der bereits seit November 1932 
NSDAP-Parteimitglied war.  Diese 
poli琀椀sche Homogenität spiegelte 
sich in der Urteilspraxis der bremi-
schen Verwaltungsgerichte wider, 

die keinerlei Schutz für poli琀椀sch 
Verfolgte oder aus ideologischen 
Beweggründen Drangsalierte bot.

Mit dem Ausbruch des Zweiten 

Weltkriegs verringerte sich die Be-
deutung der Verwaltungsgerichts-
barkeit endgül琀椀g. Die Anzahl der 
Verfahren ging stark zurück. Diese 

Entwicklung war auf Maßnahmen 

der na琀椀onalsozialis琀椀schen Regie-
rung zurückzuführen, insbeson-
dere auf Änderungen, die von der 
na琀椀onalsozialis琀椀schen Regierung 
für den Kriegsfall vorbereitet und 
implementiert wurden. Nach 
der Programma琀椀k des Erlasses 

vom 28. August 1939 erforderte 

die „Verteidigung von Volk und 
Reich [die] reibungslose Arbeit 
der ö昀昀entlichen Verwaltung“. Das 

gerichtliche Verfahren wurde gene-
rell durch ein verwaltungsinternes 

Widerspruchsverfahren ersetzt; nur 
in wenigen, von der Verwaltungsbe-
hörde zugelassenen Fällen konnte 
der Klageweg beschri琀琀en werden. 
Diese Änderungen ha琀琀en erheb-
lichen Ein昀氀uss auf die Anzahl der 
Verfahren, die vor dem Verwal-
tungsgericht in Bremen behandelt 

wurden. Zum Beispiel bearbeitete 
das Verwaltungsgericht Bremen im 

Jahr 1940 noch zwölf Verfahren, 
1941 waren es zehn, 1942 vier und 
1943 sechs. In den Jahren 1944 und 
1945 gab es keine Neueingänge 
und es fanden keine Verhandlungen 

am Verwaltungsgericht mehr sta琀琀. 
Die Unabhängigkeit der Richter 

wurde bereits zuvor im Ergebnis 
vollständig aufgehoben durch 

den Beschluss des Großdeutschen 
Reichstags vom 26. April 1942, wel-
cher es dem Führer erlaubte, jeden 

Richter ohne vorgeschriebene Ver-
fahren zu entlassen. Während der 

Präsident des Verwaltungsgerichts 

Dr. Steengrafe während des Krieges 
in der Militärgerichtsbarkeit der 

Wehrmacht eingesetzt wurde und 

dort im Juni 1942 zum Oberkriegs-
gerichtsrat befördert wurde, vertrat 

ihn in Bremen sein Stellvertreter 

Landgerichtsdirektor Dr. Carstens. 
Dieser kam am 24. Februar 1945 
bei einem Lu昀琀angri昀昀 im Gerichts-
haus ums Leben. Eine Neubeset-
zung unterblieb, da Dr. Steengrafe 

seine Tä琀椀gkeit in Bremen zumin-
dest formal wieder aufgenommen 
ha琀琀e. Im April 1945 schlossen auf-
grund von Anordnungen der Alliier-
ten die bremischen Gerichte, also 
auch die Verwaltungsgerichte. •

ihre Staatsangehörigkeit nach dem 

Gesetz über den Widerruf von Ein-
bürgerungen und die Aberkennung 

der deutschen Staatsangehörig-
keit vom 14. Juli 1933 verloren 
ha琀琀en. Gleichzei琀椀g mit den Be-
schränkungen des Rechtsschutzes 

wurden Verfahren ohne mündliche 
Verhandlung ermöglicht, was die 

Rechtsprechung weiter von der 
Ö昀昀entlichkeit abschirmte.
Personell bestanden sowohl das 
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Festhalten in einer Nervenanstalt  
zwecks Zwangssterilisation 

Keine Hilfe für Opfer der 
nationalsozialistischen Medizinverbrechen

Aktenzeichen  
122/34 (VG) 
7/34 (OVG) 
4.139/2 Nr. 12 (Staatsarchiv)

In der Zeit des Na琀椀onalsozialismus führten die bereits 
zuvor in der Psychiatrie verbreiteten sozialdarwinis-

琀椀schen Anschauungen zu konkreten sogenannten 
rassenhygienischen Handlungen bis hin zur euphe-

mis琀椀sch als „Euthanasie“ bezeichneten Ermordung 
von psychisch Kranken. In Bremen wurde in mehreren 
tausend Fällen die Zwangssterilisa琀椀on von Erwach-

senen und Kindern auf Grundlage des Gesetzes zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses durchgeführt; 
viele Hundert wurden nach Deporta琀椀on oder auch 
vor Ort in Bremen, etwa durch Verhungernlassen 
mi琀琀els „reduzierter Kriegskost“, ermordet.

Die Bremische Verwaltungsgerichtsbarkeit gewährte 

gegen diese Medizinverbrechen an (angeblich) Geis-
teskranken keinen Rechtsschutz. Der im Folgenden 
berichtete Fall ist daher aus heu琀椀ger Sicht als Jus琀椀z-
unrecht zu geißeln. Au昀昀allend ist insbesondere, dass 
bereits im Jahre 1934 weder aus dem Urteil noch aus 
den zwei überlieferten Voten eine Auseinandersetzung 
der Richter mit der dem Kläger drohenden Zwangs-
sterilisa琀椀on – einem Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit – erkennbar ist.

Der am 13.01.1903 geborene, im niedersächsischen 
Wilstedt wohnha昀琀e Landwirt Fritz Böhling begab sich 
Anfang 1934 freiwillig in die Bremische Heil- und P昀氀ege-
anstalt, das heu琀椀ge Klinikum Bremen-Ost. Im Rahmen 
seiner Behandlung gelangte die Anstaltsleitung zu der 

Au昀昀assung, dass der Kläger im Sinne des na琀椀onalso-
zialis琀椀schen Gesetzes geisteskrank sei.  Sie nö琀椀gte ihn 
sodann, selbst einen Antrag auf Unfruchtbarmachung 
zu unterschreiben. Das Erbgesundheitsgericht Stade 

gab dem Antrag auf Unfruchtbarmachung zunächst 

sta琀琀; auf die Beschwerde des Klägers hob das Erb-
gesundheitsobergericht in Stade den Beschluss auf, 
weil lediglich der Kläger selbst den Antrag gestellt und 
diesen nachfolgend zurückgezogen habe.

Um einer erneuten Antragstellung – diesmal durch 
die Anstaltsleitung – zuvorzukommen, versuchte Fritz 
Böhling, unterstützt durch seinen P昀氀eger, den Bremer 
Polizeihauptwachtmeister Johann Röhrs, aus der An-
stalt entlassen zu werden. Zumindest wünschte er, in 

das Sanatorium von Dr. Benning in Bremen, die spätere 
Heynes-Klinik, überführt zu werden. Die Anstaltsleitung 
war jedoch der Ansicht, dass eine Entlassung nicht in 
Frage komme, bevor die Unfruchtbarmachung erfolgt 
sei. Eine Überführung bedürfe der – nicht erteilten – 
Zus琀椀mmung des Kreisarztes.

Die Anstaltsleitung bewirkte bei der Polizeidirek琀椀on 
Bremen am 01.08.1934 die Anordnung der zwangs-
weisen Unterbringung und Zurückhaltung des späteren 
Klägers, da er geistesgestört sei und die Anstalt zu 
verlassen strebe. Dieser ersuchte die Polizeidirek琀椀on 
zweimal erfolglos um seine Entlassung aus der Anstalt 
oder zumindest um seine Verlegung.

Fritz Böhling erhob am 11.09.1934 Klage vor dem 
Verwaltungsgericht gegen die ablehnenden Bescheide 

der Polizeidirek琀椀on. Er beantragte, zu erkennen, dass 
er aus der Anstalt zu entlassen beziehungsweise seine 

Überführung in das Sanatorium zu genehmigen sei. Er 
wurde dabei vertreten durch seinen P昀氀eger und durch 
den Bremer Rechtsanwalt Dr. Clausen. Er stamme aus 

einer gesunden Familie und sei selbst völlig gesund 

gewesen. Er habe in der Gemeinde das beste Ansehen 

genossen, wie eine beigefügte Erklärung seines Män-
ner-Turnvereins Wilstedt und sein Führungszeugnis 

1934
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bewiesen. Bei dem Eintri琀琀 in die P昀氀egeanstalt habe 
es sich lediglich um eine Vorsichtsmaßnahme wegen 
einer zeitweisen Verwirrung nach einem Unfall im 

Straßenverkehr und einer „Nervenzerrü琀琀ung“ nach 
einer Meinungsverschiedenheit mit seinem Vater ge-
handelt. Er bat das Gericht, dass er selbst sowie sein 
P昀氀eger, der ihn von Jugend auf kenne, sowie beliebige 
Personen aus dem Dorfe gehört werden.

Die Polizeidirek琀椀on trat der Klage entgegen. Auf 
Grund monatelanger Beobachtung in der Anstalt und 
der Untersuchung des Klägers durch den Kreisarzt sei 
festgestellt worden, dass der Kläger an einer Geistes-
krankheit, nämlich der Schizophrenie, leide. Er sei also 
erbkrank im Sinne des Gesetzes und daher unfruchtbar 

zu machen. Nach der Ausführungsverordnung könne 
der Kläger bis zur Erledigung dieses Verfahrens nicht aus 
der Anstalt entlassen werden. Ferner sei die Festhaltung 

nach der Bremischen Medizinal-Ordnung geboten, da 
der Kreisarzt seine gesetzlich notwendige Zus琀椀mmung 
zu einer Entlassung nicht gegeben habe.

Unter dem 15.09.1934 bat der Prozessbevollmäch-
琀椀gte des Klägers das Verwaltungsgericht um schnelle 
Ansetzung. Die Dringlichkeit rech琀昀er琀椀ge sich damit, dass 
die Anstalt das Verfahren auf Sterilisierung gegen den 

Kläger einleite. Der P昀氀eger des Klägers sowie dessen 
Verwandte, die ihn besucht hä琀琀en, seien der Ansicht, 
dass sich der Kläger außerhalb der Heilanstalt erholen 
werde. Wenn er jedoch in der Zeit seiner Internierung 
in der Anstalt begutachtet werde, könne ein falsches 

Bild über seinen Gesundheitszustand entstehen.

Aus den bei den Akten be昀椀ndlichen richterlichen 
Voten wird deutlich, dass gerichtsintern eine Abweisung 
der Klage erwartet wurde. Die Richter gingen von der 

Erbkrankheit des Klägers aus: „[N]ach dem Ergebnis der 
Verhandlung vor den Erbgesundheitsgerichtsbehörden 
wird das sicher der Fall sein.“ Man befürchtete jedoch, 
dass bei einem ernstha昀琀en Bestreiten des Vorliegens 
einer Erbkrankheit die Einholung eines Gutachtens 
notwendig werden könnte, da es um die Überprüfung 
einer wissenscha昀琀lich erkennbaren Tatsache gehe.

Unter dem Vorsitz des Präsidenten Dr. Steengrafe 
und unter Mitwirkung unter anderem des späteren Prä-
sidenten des Verwaltungsgerichtshofs (ab 1960 Ober-
verwaltungsgericht) Dr. Hinrichs als Beisitzer verhan-
delte das Verwaltungsgericht Bremen am 09.10.1934 
über die Klage in ö昀昀entlicher Sitzung. Dem Kläger wurde 
von der Anstalt die Teilnahme an der Sitzung verwehrt. 
Die diesbezüglich begehrte Anordnung, dem Kläger die 
Anwesenheit zu ermöglichen, wurde nicht getro昀昀en. 
Auch eine beantragte Begutachtung des Klägers lehnte 
das Verwaltungsgericht ab. Die angebotenen Zeugnisse 
von Laien seien nicht geeignet, die ärztlichen Feststel-
lungen des Kreisarztes beziehungsweise des Direktors 
der Anstalt zu erschü琀琀ern. Zeugen wurden nicht gehört.

Mit Urteil vom 09.10.1934 wies das Verwaltungs-
gericht die Klage ab. Die Festhaltung von Geisteskranken 
sei in der Ausführungsverordnung vorgeschrieben, 

Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses  
vom 14.07.1933 
(Reichsgesetzbla琀琀 vom 25.07.1933)
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weil das Gesetz o昀昀enbar schon alle Personen, die nur 
einer Erbkrankheit verdäch琀椀g seien, erfassen und 
dem Verfahren vor dem Erbgesundheitsgericht unter-
werfen wolle. Der Kläger be昀椀nde sich zum Zeitpunkt 
der Urteils昀椀ndung auch in Verwahrung, da er auf 
Grund der Polizeiverfügung vom 01.08.1934 gemäß 
der Medizinal-Ordnung zwangsweise in der Anstalt 
zurückgehalten werde und diese Verfügung nicht an-
gefochten sei. Unbeachtlich sei daher die angeführte 
Tatsache, dass der Kläger sich freiwillig in die Anstalt 
begeben habe. Eine sachliche Entscheidung im Erb-
gesundheitsverfahren sei bezüglich des Klägers noch 
nicht getro昀昀en worden, da der zunächst ergangene Be-
schluss aus förmlich-rechtlichen Gründen aufgehoben 
worden sei. Dem Antrag auf Verlegung des Klägers in 
eine andere Anstalt fehle die rechtliche Grundlage. 

Es fehle nicht nur die erforderliche Zus琀椀mmung des 
Kreisarztes, sondern dieser habe einer Verlegung des 
Klägers explizit mit der Begründung widersprochen, 
dass hierdurch die Durchführung des Verfahrens vor 
dem Erbgesundheitsgericht gefährdet werde.

Am 23.11.1934 legte der Kläger Revision zum 
Oberverwaltungsgericht Bremen ein. Es könne nicht 

anerkannt werden, dass gerade das angefochtene Gut-
achten des Kreisarztes beziehungsweise des Direktors 
der Anstalt der Entscheidung zugrunde gelegt werde. 

Die Au昀昀assung, alle einer Erbkrankheit auch nur ver-
däch琀椀gen Personen seien festzuhalten, sei durch die 
Ausführungsverordnung in keiner Weise begründet. 
Der Kläger sei mindestens bis zu seinem dreißigsten 
Lebensjahr durchaus einwandfrei durchs Leben ge-
gangen, daher sollten die Personen gehört werden, 
die – auch als Laien – das vorläu昀椀ge ärztliche Urteil 
erschü琀琀ern könnten. Weiter sei die vom Verwaltungs-
gericht herangezogene Verfügung vom 01.08.1934 
dem Kläger und seinem gesetzlichen Vertreter nicht 
bekannt gegeben worden. Es handele sich lediglich um 
eine interne Angelegenheit der Behörde, gleichsam 

eine Aktenno琀椀z. Daher könne nicht rich琀椀g sein, dass 
diese nicht angefochten und daher gleichsam rechts-
krä昀琀ig sei. Im Übrigen beweise gerade die Klage, dass 
tatsächlich diese Verfügung auch angefochten werde. 
Die Verfügung sei auch in der Tat unberech琀椀gt. Der 
gesundheitliche Zustand des Klägers habe sich dau-
ernd, wenn auch langsam, gebessert. Auch bezüglich 

des Hilfsantrags auf Verlegung sei die Entscheidung 

des Verwaltungsgerichts unrich琀椀g. Die fehlende Zu-
s琀椀mmung des Kreisarztes müsse gerade durch das 
Gericht ersetzt werden. Es könne nicht sein, dass die 

Entscheidung des Kreisarztes unnachprü昀戀ar sei, so dass 
dieser sich gegebenenfalls rechtlich willkürlich einem 

durchaus berech琀椀gten Verlangen nach Verlegung wi-
dersetzen könnte. Das Gericht hä琀琀e prüfen müssen, ob 
der Kreisarzt einen objek琀椀v wich琀椀gen Grund ha琀琀e, die 
Zus琀椀mmung zu versagen. Eine Gefährdung der Durch-
führung des Verfahrens vor dem Erbgesundheitsgericht 
durch die Verlegung liege nicht vor und scheide daher 
als Erklärung aus. Zuletzt rügte der Kläger, dass das 
Verfahren an einem wesentlichen Mangel leide, da er 

von der persönlichen Wahrnehmung seiner Belange in 
der Verhandlung abgehalten worden sei. Das Gericht 
habe Grundsätze des Verfahrens nicht beachtet, als es 

den entsprechenden Antrag abgelehnt und, ohne den 
Kläger gehört zu haben, eine endgül琀椀ge Entscheidung 
getro昀昀en hat.

Unter dem 30.11.1934 zog der Prozessbevollmäch-
琀椀gte des Klägers die Revision zurück. Ein Grund wird 
nicht genannt, allerdings 昀椀ndet sich in der Gerichts-
akte zuvor eine Durchschri昀琀 eines Schri昀琀satzes an 
das Erbgesundheitsobergericht Bremen in Sachen 
Unfruchtbarmachung des Landwirts Fritz Böhling, in 

welchem Zeugenbeweis durch dessen Bruder Heinrich 

Böhling angeboten wird, um nachzuweisen, dass eine 
Erbkrankheit abzulehnen sei. Es steht zu befürchten, 

dass dem Einwand dort nicht gefolgt worden ist. Das 
Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht Bremen 
endete mit einem Beschluss vom 03.12.1934, der dem 
Kläger die Kosten des Revisionsverfahrens auferlegte. 
Das weitere Schicksal des Fritz Böhling in den Fängen 

der Heilanstalt ist nicht bekannt. •

Text: David Grieff
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Mahntafel IRRSTERN, Park des Klinikums Bremen-Ost in Bremen-Osterholz

Von der Bremischen Heil- und P昀氀egeanstalt wurden zwischen 1938 
und 1944 fast 1.000 Pa琀椀en琀椀nnen und Pa琀椀enten im Rahmen der so 
genannten „Euthanasie“ in andere Anstalten verlegt. Die meisten von 
ihnen starben in Tötungsanstalten wie Hadamar und Meseritz. Auch in 
der Bremer Nervenklinik starben Menschen eines gewaltsamen Todes. 
2.665 Männer und Frauen aus Bremen wurden zwangssterilisiert.

Die Künstlerin Marikke Heinz-Hoek hat ein zweiteiliges Mahnmal für die 
Bremer Opfer der NS-Psychiatrie gescha昀昀en. Die Skulptur in Form eines 
überdimensionalen Bilderrahmens trägt das Wort „Irrstern“, das einem 
Gedicht von Friedrich Hölderlin entnommen ist. Im Foyer des Hauptgebäu-

des des Klinikums Bremen-Ost ist eine Videoinstalla琀椀on zu sehen, die auf 
zwei Monitoren Hände sowie Porträts von Opfern der „Euthanasie“ zeigt.
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Unzuverlässigkeit  
eines Rechtsberaters 

Fehlende positive Einstellung zum NS-Staat? 

Der 55-jährige Kläger, Wilhelm Schneider aus Utbre-

men, klagt gegen einen Bescheid der Polizeidirek琀椀on, 
mit dem ihm untersagt wurde, weiter seinem Gewer-
be als Rechtsberater nachzugehen. Er sei unzuver-

lässig, weil er keine Gewähr dafür biete, jederzeit 
für den na琀椀onalsozialis琀椀schen Staat einzutreten. 
Das Verwaltungsgericht wird den Bescheid au昀栀eben.

Wilhelm Schneider war gelernter Schri昀琀setzer und bis 
1933 sowohl Mitglied im Verband der Deutschen Buch-
drucker, einer Gewerkscha昀琀, als auch der SPD.  Im Jahr 
1909 gab Schneider seinen erlernten Beruf zu Gunsten 
einer Tä琀椀gkeit als Arbeitersekretär beim Verband der 
Deutschen Buchdrucker auf. In seiner Klageschri昀琀 
legte Schneider Wert darauf, dass es sich bei dieser 

Beschä昀琀igung nicht um die eines Gewerkscha昀琀sse-
kretärs gehandelt habe. Vielmehr habe er Kranken, 
Invaliden, Unfallverletzten und anderen ohne Unter-
schied der Parteiangehörigkeit beratend und helfend 

zur Seite gestanden und ihre Interessen – insbesondere 
vor den Versicherungsinstanzen – vertreten.  Wie so 
viele Männer seiner Genera琀椀on kämp昀琀e Schneider im 
Ersten Weltkrieg. Er stellt dabei in seiner Klageschri昀琀 
insbesondere die Dauer (3 Jahre und 5 Monate) sowie 
die Einsatzorte (Russland und Frankreich, dort u. a. 
Verdun und Somme) heraus. 1923 wechselt er in den 
Dienst des Reichsarbeitsministeriums als Bürovorsteher 
der Dienststelle des Reichs- und Staatskommissars in 
Dortmund. Im Rahmen dieser Verwendung sei er am 
„Abwehrkampf“ gegen die französische Besatzung des 
Ruhrgebiets beteiligt gewesen. Parallel übt Schneider 

eine Tä琀椀gkeit in der Dienststelle des Schlichters für 
Wes琀昀alen aus und nimmt an Schlichtungen zwischen 

Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbänden teil, ehe er 
ab Ende 1925 Rechtsberater und juris琀椀scher Sekretär 
bei der Arbeiterkammer Bremen wird. Dieser Tä琀椀gkeit 
geht er bis Mi琀琀e des Jahres 1933 nach. Dann wird er 
nach § 6 des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums aus dem Dienstverhältnis gekündigt. In 

seiner Klageschri昀琀 streicht er heraus, dass die Kündigung 
aufgrund des „Abbaus“ der Arbeiterkammer erfolgt 
sei und nicht etwa wegen des „Verdachts staatsfeind-
licher Gesinnung“. Damit spielt Schneider auf § 4 des 
Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums an, der die Entlassung von Beamten vorsah, „die 
nach ihrer bisherigen poli琀椀schen Betä琀椀gung nicht die 
Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit rückhaltlos 
für den na琀椀onalen Staat eintreten.“ Nach seiner Ent-
lassung ist Schneider, der verheiratet und Vater von 
zwei schulp昀氀ich琀椀gen Kindern ist, als selbstständiger 
Rechtsberater tä琀椀g, indem er „gewerbsmäßig fremde 
Rechtsangelegenheiten besorgt und bei Behörden für 
andere Geschä昀琀e“ wahrnimmt. 

Am 28.12.1935 wird Schneider ein Bescheid der 
Polizeidirek琀椀on vom 20.12.1935 zugestellt, mit dem ihm 
die Ausübung dieser Tä琀椀gkeit nach § 35 GewO – einer 
seit 1869 bis heute bestehenden Vorschri昀琀 – wegen 
Unzuverlässigkeit untersagt wird. Hiergegen erhebt er, 

vertreten durch einen Rechtsanwalt, am 11.01.1936 
Klage. Bereits am 24.03.1936 kommt es zur münd-
lichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht, das 
damals im Landgerichtsgebäude an der Domsheide 
residiert. Sämtliche Berufsrichter sind zu der Zeit nur 

im Nebenamt am Verwaltungsgericht tä琀椀g und üben 
ihr Hauptamt beim Landgericht oder als höhere Ver-
waltungsbeamte aus. Den Vorsitz führt der (erste) 

Aktenzeichen  
6/36 (VG) 
4.139/2 Nr. 16 (Staatsarchiv) 

1936



23

Die Zeit des Nationalsozialismus

Präsident des Verwaltungsgerichts Dr. O琀琀o Steengrafe, 
ein Burschenscha昀琀ler, ehemaliger Kriegsgerichtsrat 
sowie Abgeordneter der Bremischen Bürgerscha昀琀 für 
die na琀椀onalliberale Deutsche Volkspartei. Seiner Ver-
wendung als Heeresrichter von 1939 bis 1945 sah er 
zu dieser Zeit noch entgegen. 

In der mündlichen Verhandlung am 24.03.1936 
kommt das Verwaltungsgericht zu keinem abschließen-
den Ergebnis. Vielmehr soll Beweis zu dem „Beweis-
satz, dass der Kläger zum Staate posi琀椀v eingestellt ist“, 
erhoben werden. In der kommenden Woche, genauer 
am 31.03.1936, 昀椀nden sich drei Herren als Zeugen auf 
den Gerichts昀氀uren ein. Diese ha琀琀en Schneider in den 
Jahren 1934 und 1935 damit betraut, Renten- und 
Steuerangelegenheiten für sie zu regeln. Alles sei zu 

ihrer vollsten Zufriedenheit geschehen. Poli琀椀sche Be-
merkungen habe der Kläger keine gemacht. Nach der 
mündlichen Verhandlung wird umgehend das Urteil 

verkündet. Der Bescheid der Polizeidirek琀椀on wird auf-
gehoben. Die noch im April 1936 abgesetzten Urteils-
gründe geraten übersichtlich. Der Gesetzestext wird 

wiedergegeben. Sodann wird der Obersatz aufgestellt, 
dass Zuverlässigkeit im Sinne von § 35 GewO voraus-
setze, dass der Rechtsberater „im Sinne des heu琀椀gen 
Staates zuverlässig ist. Es geht nicht an, dass ein Rechts-
berater seine Tä琀椀gkeit ausübt, wenn er nicht den Staat 
bejaht und zu Staatsführung steht.“ Der Kläger habe in 
der mündlichen Verhandlung angegeben, Mitglied der 

Deutschen Arbeitsfront zu sein und erklärt, „er bringe 
unserem Führer in jeder Beziehung Vertrauen entgegen 

und erkenne die na琀椀onalsozialis琀椀schen Grundsätze 
an“. Nach weiteren knappen Ausführungen schließt 
das Urteil damit, dass nicht habe festgestellt werden 

können, dass der Kläger gegen den Staat eingestellt 
sei. Dann könne aber nicht festgestellt werden, dass 

der Kläger als unzuverlässig im Sinne des § 35 GewO 
anzusehen sei.    

Damit fand dieses denkwürdige Verfahren seinen 

Abschluss. Der Nachwelt liegt nur die äußerst schmale 

Gerichtsakte vor. Darüberhinausgehende Einzelheiten 
sind nicht bekannt. Naturgemäß kennen wir insbe-
sondere nicht die innere Überzeugung des Schneider. 
War er – wie so viele – ein ehemaliger Linker, der nun 
überzeugter Anhänger des NS-Regimes geworden war? 
Stand er dem NS-Staat gleichgül琀椀g gegenüber? Oder 
war er gar ein Gegner der Na琀椀onalsozialisten, der sich 
im Rahmen des Gerichtsverfahrens verstellen musste, 

um weiter seine Familie ernähren zu können? Erwäh-
nenswert ist weiterhin, dass unklar bleibt, warum das 

Verwaltungsgericht im Jahr 1936 noch den § 35 Abs. 
3 GewO in seiner vormaligen Fassung anwendete, galt 
doch bereits seit dem 18.12.1935 das Gesetz zur Ver-
hütung von Missbräuchen auf dem Gebiete der Rechts-
beratung (sog. Rechtsberatungsgesetz), mit dem der 
NS-Staat insbesondere die ab 1933 durch das Gesetz 
über die Zulassung zur Rechtsanwaltscha昀琀 ausgeschlos-
senen jüdischen Rechtsanwälte daran hindern wollte, 
in die nichtanwaltliche Rechtsberatung auszuweichen. 

Nach dem Rechtsberatungsgesetz war die gewerbliche 

Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten ohnehin an 
die Erteilung einer Erlaubnis gebunden. •

Text: Niklas-Janis Stahnke
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In der Nachkriegszeit war das Le-
bensgefühl in Bremen von den 
Nachwirkungen des Zweiten Welt-
kriegs geprägt. Dies war eine Zeit 
des Wiederau昀戀aus und der Bewäl-
琀椀gung der Kriegsfolgen, wobei der 
Schwerpunkt auf wirtscha昀琀licher 
Stabilität und sozialem Fortschri琀琀 
lag. Die Menschen in Bremen wa-
ren wie viele andere in Deutsch-
land bestrebt, die Schrecken des 

Krieges hinter sich zu lassen und 
eine bessere Zukun昀琀 zu scha昀昀en.
Die 1950er Jahre waren in Bremen 
durch den Wiederau昀戀au mit dem 
Ziel einer friedlichen und ökono-
misch prosperierenden Gesellscha昀琀 
bes琀椀mmt.  Es war eine Zeit des 
Übergangs. Der wirtscha昀琀liche 
Aufschwung wurde durch den so-
genannten Marshall-Plan der USA 
wesentlich gefördert, von dem auch 
Bremen pro昀椀琀椀erte. Kulturell erlebte 
Bremen eine Wiederbelebung mit 

neuen Theatern, Kinos und Mu-
sikveranstaltungen. Es herrschte 

ökonomischer Op琀椀mismus und der 
Wunsch nach Normalität im Alltag.  
Die Stadt war mit dem Wiederauf-
bau der Infrastruktur, einschließlich 

Wohnraum und Industrie, sowie 
der Wiederherstellung stabiler so-
zialer Strukturen beschä昀琀igt.

Mit dem Gesetz über die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit 

vom 01.02.1946, das aufgrund 
einer Verordnung des Senats vom 
11.07.1946 am 16.07.1946 in Kra昀琀 
trat, wurde eine neue gesetzliche 

Grundlage für die Verwaltungsge-
richtsbarkeit gescha昀昀en. Es ent-
sprach inhaltlich weitgehend dem 

Die Nachkriegszeit und 50er Jahre
Wiedereinführung der bremischen Verwaltungsgerichtsbarkeit

ersten Verwaltungsgerichtsgesetz 

von 1924; allerdings bestand hin-
sichtlich aller Rechtsakte der Mi-
litärregierung keine Möglichkeit 

gerichtlicher Überprüfung. Die erst 
später vom Alliierten Kontrollrat 
formell aufgehobenen na琀椀onal-
sozialis琀椀schen Vorschri昀琀en wur-
den in Bremen als obsolet angese-
hen. Nach dem Ende des Zweiten 

Weltkriegs war Bremen das erste 
Land, das wieder über eine Ver-
waltungsprozessordnung verfüg-

te, die grundsätzlich umfassenden 

Rechtsschutz in ö昀昀entlich-recht-
lichen Strei琀椀gkeiten gewährte. 

Im Dienstzimmer von Bür-
germeister Dr. Spi琀琀a werden am 
15.05.1946 von einem Wahlaus-
schuss der Amtsgerichtsdirektor Dr. 
Appel sowie fünf weitere Juristen 
zu beamteten – also fest mit dieser 
Aufgabe betrauten – Mitgliedern 
des Verwaltungsgerichts gewählt. 

Als einziger Berufsrichter war der 

Präsident des Verwaltungsgerichts 

hauptamtlich tä琀椀g. Die übrigen 
Richter wirkten nur nebenamtlich 

als Verwaltungsrichter. Das Ver-

waltungsgericht Bremen war zu-
nächst wieder im Gerichtshaus an 

der Domsheide untergebracht.
Vom Länderrat der US-Zone 

wurde nachfolgend das Gesetz 
über die Verwaltungsgerichtsbar-
keit vom 05.08.1947 beschlossen 

und sodann mit Ermäch琀椀gung der 
Militärregierung vom Präsidenten 
des bremischen Senats verkün-
det. Es entsprach vergleichbaren 
Gesetzen in der gesamten ame-
rikanischen Zone und sah eine  

1947
Gründung des Bundeslandes 
Bremen mit den zwei Städten
Bremen und Bremerhaven

21. Oktober 1947 
Inkrafttreten der neuen Landesverfassung

1951
Verwaltungsgerichtsbarkeit erhält eigene 
Räumlichkeiten im Gebäude Altenwall 6

■  

■  

16. Juli 1946
Inkrafttreten eines neuen  
Gesetzes über die  
Verwaltungsgerichtsbarkeit

27. Juni 1945 
Wiedereröffnung der Gerichte

■  15. Mai 1946 
Dr. Arnold Appel wird 
Präsident des Verwaltungsgerichts

23. Mai 1949 
Inkrafttreten des Grundgesetzes

August 1947 
Schaffung des Verwaltungsgerichtshofs

■  

■  

■  

■  

■  

12. November 1947 
Dr. Arnold Appel wird erster Präsident 
des Verwaltungsgerichtshofs 

■  

1. April 1953 
Dr. Bernhard Hinrichs wird  
Präsident des Verwaltungsgerichtshofs

■  

1947 
Dr. Hermann Otten wird 
Präsident des Verwaltungsgerichts

■  
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zweistufige Verwaltungsge-

richtsbarkeit vor. Es wurde ein 
Verwaltungsgerichtshof Bremen 

gescha昀昀en. Erster Präsident des 
Verwaltungsgerichtshofs wird 
wiederum Dr. Appel, der aufgrund 
seiner En琀昀ernung aus dem richter-
lichen Dienst im Jahre 1940 wegen 
früherer Mitgliedscha昀琀 in einer 
Loge der Freimaurer als unbelastet 
galt, obgleich er bereits im Jahre 
1934 dem Na琀椀onalsozialis琀椀schen 
Rechtswahrerbund beigetreten war. 

Am 11.10.1948 wurde aufgrund 
der durch den Krieg bedingten 
Wohnungsnot ein Verwaltungs-
gericht in Wohnungssachen ein-
gerichtet. Von der Ermäch琀椀gung 

in § 1 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes 

über die Verwaltungsgerichtsbar-
keit vom 05.08.1947, ein weiteres 
allgemeines Verwaltungsgericht in 

Bremerhaven zu errichten, wur-
de kein Gebrauch gemacht. Bis zu 

einer Neuordnung der Geschä昀琀s-
verteilung im Jahre 1974 gab es 
jedoch eine für Bremerhavener 
Verwaltungsrechtsstrei琀椀gkeiten zu-
ständige Kammer des Verwaltungs-
gerichts, die Sitzungen in Bremer-
haven abhielt. Später fanden dort 
zunächst regelmäßig, dann immer 

seltener Sitzungen einzelner Kam-
mern des Verwaltungsgerichts sta琀琀.

1951 zog das Verwaltungsge-
richt Bremen in eigene Räume des 

Gebäudes Altenwall 6. Mehr als die 

Häl昀琀e der Verfahren waren – abge-
sehen von den Wohnungssachen –  
damals solche im Baurecht, auch 
dies Ausdruck der zu leistenden 

Bewäl琀椀gung der Kriegsfolgen. 

Weitere Schwerpunkte bildeten 
die Rechtsverhältnisse der frühe-
ren Angehörigen des ö昀昀entlichen 
Dienstes und Versorgungssachen, 
sowie der Lastenausgleich, also das 
sozialpoli琀椀sche Instrument, das da-
rauf abzielte, die wirtscha昀琀lichen 
Belastungen und Ungerech琀椀gkei-
ten, die durch Kriegsschäden, Ver-
treibung und Flucht entstanden 

waren, auszugleichen. •

■  

Zerstörtes Bremen, Obernstraße, St. Ansgarii-Kirche
137. Lu昀琀angri昀昀 auf Bremen am 06.10.1944
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Nach dem Ende des Na琀椀onalsozialismus war auch die bremische Jus琀椀z in der Nachkriegszeit durch 
personelle Kon琀椀nuitäten geprägt. Auch die ersten Präsidenten des Verwaltungs- und Oberver-
waltungsgerichts Bremen wiesen bis in die 1970er Jahre eine mehr oder minder stark belastete 
Vorgeschichte als „Richter unter dem Hakenkreuz“ auf.

Personelle Kon琀椀nuitäten in der 
Bremischen Verwaltungsgerichtsbarkeit nach 1945

Dass die Machtübernahme der 

Na琀椀onalsozialisten 1933 für die 
ausschließlich mit Männern besetz-
te bremische Richterscha昀琀 keinen 
„Bruch“ darstellte und damals fast 
alle bremischen Richter der NSDAP 

beigetreten sind, hat bereits Ingo 
Kramer1 herausgearbeitet. In den 

einschlägigen Personal- und Ent-
nazi昀椀zierungsakten der betro昀昀e-
nen Richter bis 1945 fand Kramer 
keinerlei Anhaltspunkte für eine 
innere Opposi琀椀on oder auch nur 
eine reservierte Einstellung gegen-
über dem NS-System. Gleichwohl 
gelang später nahezu allen in Bre-
men während des „Dri琀琀en Reichs“ 
tä琀椀gen Richtern - mit Ausnahme 
von Dr. Warneken, dem de facto 
Vorsitzenden Richter am Sonderge-
richt Bremen - die Wiederanstellung 
in die Jus琀椀z2 und nicht wenige s琀椀e-
gen zu Spitzenjuristen der Bremer 
Nachkriegsjus琀椀z auf. 

Auch der erste Präsident des 

Verwaltungsgerichts Dr. Arnold 
Appel war in der NS-Zeit durchge-
hend als Richter tä琀椀g, auch wenn er 
später bei den Na琀椀onalsozialisten 
in Ungnade 昀椀el. Appel – Jahrgang 
1884 – wurde bereits 1919 zum 
Richter ernannt, ein Jahr später 
Senatssyndicus und gehörte bis 

Anfang 1930 der linksliberalen 
Deutschen Demokra琀椀schen Par-
tei an. Im Juni 1933 wechselte er 
zurück in die Jus琀椀z und s琀椀eg zum 
Amtsgerichtsdirektor in Bremen 
auf; Appel trat dem na琀椀onalso-

zialis琀椀schen Rechtswahrerbund 
bei. Im damaligen Personalbogen 
wird ausgeführt: Appel, „gewese-
ner Freimaurer“, stehe „der neuen 
Zeit mit Verständnis und gutem 

Willen gegenüber; er sei poli琀椀sch 
einwandfrei.“ Wenig später wurde 
ihm seine frühere Mitgliedscha昀琀 
in einer Freimaurerloge jedoch er-
neut vorgehalten. Obgleich er aus 
dieser nach eigenem Bekunden 

bereits 1934 freiwillig ausgetreten 
war, wurde Appel 1937 in die Stelle 
eines Amtsgerichtsrates „zurück-
versetzt“3 und 1940 aus seinem 
Amt als Beisitzer beim Oberver-
waltungsgericht en琀昀ernt.4 In einem 

Personalbogen von 1939 wird der 
„ehemalige Demokrat und Frei-
maurer“ sodann als „poli琀椀sch nicht 
unbedingt zuverlässig“ bezeichnet. 
Kurz nach dem Kriegsende im Juni 
1945 wird Appel mit Genehmi-
gung der Militärregierung erneut 

1933-1937 

Amtsgerichtsdirektor 
1946-1947  

Präsident des 
Verwaltungsgerichts

1947-1953

Präsident des 
Verwaltungsgerichtshofs

1949-1953 

Mitglied des 
Staatsgerichtshofs 

als Richter (ohne „Führerbezug“) 
vereidigt. Im Juli 1946 wird Appel 
zum (ersten) Präsidenten des Ver-
waltungsgerichts der Nachkriegs-
zeit ernannt. Sein Vorgänger Dr. 
O琀琀o Steengrafe war bereits in den 
Ruhestand getreten und dessen 

Vertreter Dr. Wilhelm Carstens 

im Februar 1945 bei einem Lu昀琀-
angri昀昀 auf Bremen ums Leben 
gekommen.5 Appel übernimmt 
im November 1947 auch die Lei-
tung des Verwaltungsgerichtshofs 
(später Oberverwaltungsgericht). 
Dieses Amt führt er auch nach Er-
reichen der Dienstaltersgrenze bis 

1953 fort; der Senat ha琀琀e 1952 in 
die juris琀椀sche Trickkiste gegri昀昀en 
und den mi琀琀lerweile 68-Jährigen 

– mangels personeller Alterna琀椀ven 
mit Verwaltungsrechtsexper琀椀se – 
als „Hilfsrichter“ wieder ins Amt 
eingesetzt und erneut zum Präsi-
denten ernannt.

     Dr. Arnold Appel
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1940-1943

Richter 
am Sondergericht Bremen
1943-1945

Abordnung an das 
Reichsjus琀椀zministerium
1945-1953 

Richter 
1951-1955

Stellvertretendes Mitglied  
des Staatsgerichtshofs
1953-1964  
Präsident des  
Verwaltungsgerichtshofs/
Oberverwaltungsgerichts 

nachwuchs die „Volksgemeinscha昀琀“ 
näherzubringen. Hinrichs wurde 

1940 zum Richter am neu gegrün-
deten Sondergericht Bremen beru-
fen. Zur Zuständigkeit der Sonder-
gerichte gehörten z.B. Verfolgung 
kri琀椀scher Äußerungen gegen den 
Staat oder seine Führung („Heim-
tücke“) oder Diebstahl bei der Post 
und der Eisenbahn („Volksschädi-
gung“) sowie des verbotenen Um-
gangs mit Zwangsarbeitenden oder 
Kriegsgefangenen. Ein erschü琀琀ern-
des Beispiel für die Terrorjus琀椀z des 
Sondergerichts Bremen ist das 1942 
gegen den siebzehnjährigen pol-
nischen Zwangsarbeiter Walerjan 

Wróbel ergangene Todesurteil. Der 
Jugendliche ha琀琀e nach einem er-
folglosen Fluchtversuch aus Heim-
weh eine Scheune in Brand gesetzt. 

Hinrichs war an diesem Urteil nicht 

beteiligt, da er im Sommer 1940 
zum Wehrdienst einberufen wor-
den war. Auch die unter Hinrichs 

Beteiligung ergangenen Urteile zeu-
gen jedoch von einer eindeu琀椀g na-
琀椀onalsozialis琀椀schen Überzeugung. 
So heißt es in einer Verurteilung am 
3. April 1940 wegen Heimtücke: Der 
Angeklagte habe die „Poli琀椀k des 
Führers“ angreifen wollen, dies sei 
„böswillig“, weil „jeder in Deutsch-

land wisse, dass der Führer alles in 

seiner Macht stehende getan habe, 

um den gegenwär琀椀gen Krieg zu ver-
meiden“.7 In einem anderen Heim-
tücke-Urteil vom selben Tage wird 
straferschwerend berücksich琀椀gt, 
dass der Angeklagte sich bei seiner 

Erzählung eines von den „Gräuel-
märchen der feindlichen Propagan-
da“ zu eigen gemacht habe, indem 
er die „angeblich unhaltbaren Zu-
stände in den Konzentra琀椀onsla-
gern und Gefängnissen“ kri琀椀siert 
habe.8 1943 wurde Hinrichs, der 
am Russlandfeldzug teilgenommen 
ha琀琀e, zum Reichsjus琀椀zministerium 
zwecks „Au昀戀aus einer starken na-
琀椀onalsozialis琀椀schen Rechtsp昀氀ege 
nach dem Willen des Führers“ ab-
geordnet. Hinrichs verstarb 1964 
im Amt.

Eine o昀昀ensichtliche Verbunden-
heit mit dem „Dri琀琀en Reich“ und 
eine eindeu琀椀g na琀椀onalsozialis琀椀sch 
geprägte Rechtsprechung kann 
dem Nachfolger Appels im Amt 
– Dr. Bernhard Hinrichs – nach-
gesagt werden.6

Hinrichs gelang nach 1945 trotz 
seiner früheren Tä琀椀gkeit am Son-
dergericht Bremen und im Reichs-
jus琀椀zministerium nur wenige Mo-
nate nach seiner Entlassung aus 

dem Richteramt die Wiedereinstel-
lung in den Richterdienst. Hinrichs 

– geboren 1903 – ha琀琀e als junger 
Richter 1935 auf sich aufmerksam 
gemacht und war zum Leiter einer 

Referendars-Arbeitsgemeinscha昀琀 
am Bremer Landgericht ernannt 

worden. In der damaligen Einschät-
zung des Landgerichtspräsidenten 
heißt es, „sein sicheres Bekenntnis 

zum Na琀椀onalsozialismus sei nicht 
zu bezweifeln“. Später wurde Hin-
richs im berühmt berüch琀椀gten 
Jüterboger Referendarslager als 
Ausbilder tä琀椀g, um dem Juristen-

Dr. Bernhard Hinrichs
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juris琀椀scher Verstand, verbunden 
mit gesundem Volksemp昀椀nden und 
einer erkennbaren na琀椀onalsozialis-
琀椀schen Wesenseinstellung.“10 Spä-
ter distanziert sich Kirchmeyer im 
Rahmen seines Entnazi昀椀zierungs-
verfahrens vom NS-Regime: „Ich 
will mich um nichts herumdrücken, 

aber auch nicht der Sündenbeutel 
sein. Ich hä琀琀e zumindest theore-
琀椀sch auch anders gekonnt und habe 
o昀琀 gegen meine bessere Einsicht 
gehandelt oder diese unterdrückt. 

Ich ha琀琀e aber eine Familie zu ver-
sorgen und sah überall das gleiche 

Beispiel. Dass ich moralisch damit 
nicht ohne Schuld bin, ist klar, bin 
aber auch nicht schuldiger als alle 

übrigen und halte mich durchaus 

für würdig, auch jetzt am Neuauf-
bau mitzuarbeiten.“11 Kirchmeyer 
unterscheidet damit – für Juristen 
nicht unüblich – zwischen Recht 
und Moral und stellt sich selbst 
zumindest juris琀椀sch betrachtet als 
unbedenklichen Mitläufer dar. Eine 

wirkliche Auseinandersetzung mit 

seiner beru昀氀ichen Tä琀椀gkeit in der 
NS-Zeit unterbleibt. Kirchmeyer gibt 
vor, seine Mitgliedscha昀琀en in den 
genannten NS-Organisa琀椀onen seien 
lediglich formaler Natur gewesen. 

In der Folge wurde Dr. Conrad 
Kirchmeyer zum Präsidenten des 

Oberverwaltungsgerichts ernannt; 
dieses Amt übte er bis 1973 aus. 
Auch Kirchmeyer machte eine im 
Nachblick erstaunliche, für die 

damalige Zeit aber nicht unübli-
che Richterkarriere nach der NS-
Zeit. Dieser – Jahrgang 1908 – trat 
1933 der NSDAP bei und war u.a. 
als Blockleiter im Schulungsamt 
ak琀椀v. Zwei Jahre war Kirchmey-
er bei der Schutzsta昀昀el (SS). Die 
Mitgliedscha昀琀 in verschiedenen 
NS-Reichsbünden (Kolonial, Rechts-
wahrer, Lu昀琀schutz und Altherren) 
rundete das damalige Engagement 

Kirchmeyers für die „Bewegung“ 
ab. Kirchmeyer, 1938 zum Amtsge-
richtsrat in Bremen ernannt, wurde 

im August 1939 einberufen und ge-
riet später in amerikanische Kriegs-
gefangenscha昀琀. Gleichwohl wurde 
er bis 1944 dienstlich beurteilt.9 So 
führte der Oberlandesgerichtsprä-
sident 1943 noch aus: „Ein klarer 

Dr. Conrad Kirchmeyer

Ins Auge fällt die Bemerkung, er 

habe für die Partei lediglich ein-
mal einen juris琀椀schen Vortrag 
über „Kastra琀椀on, Sterilisierung 
und Sicherungsverwahrung“ ge-
halten. Es darf bezweifelt werden, 

dass Kirchmeyer sich mit diesem 
Thema, insbesondere mit dem 
1934 in Kra昀琀 getretenen Gesetz 
zur Verhütung erbkranken Nach-
wuchses, auf dessen Grundlage bis 

1945 etwa 350.000 Menschen auf 
Anordnung der dafür errichteten 
Erbgesundheitsgerichte auch ohne 
ihre Einwilligung unfruchtbar ge-
macht wurden, ansatzweise kri琀椀sch 
auseinandergesetzt hat. 

1933

Eintri琀琀 in die NSDAP 
1938  

Ernennung zum Amtsgerichtsrat 
1955-1964 

Direktor/Präsident des Landgerichts
1955-1967 

Stellvertretendes Mitglied des Staatsgerichtshofs
1965-1973

Präsident des 
Oberverwaltungsgerichts 
1967-1975

Mitglied und ab 1969 Stellvertretender Präsident des Staatsgerichtshofs
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und Heeresrichter kra昀琀 Amtes in 
der Wehrmacht bleibt unerwähnt. 

Erst später wird aufgedeckt, dass 
Schumacher in dieser Funk琀椀on im 
Juni 1944 in Griechenland sechs 
Soldaten – darunter den langjähri-
gen Widerstandskämpfer Hermann 
Bode – wegen Kriegsverrat in Tat-
einheit mit Zersetzung der Wehr-
kra昀琀 zum Tode verurteilt hat.12  

Die Weitergabe eines Flugbla琀琀es 
und die gemeinsamen Äußerun-
gen der Angeklagten, sie wollten 
sich im Falle des Feindesangri昀昀es 
nicht wehren und Blutvergießen 

vermeiden, stellten – so die Urteils-
begründung – Handlungen dar, die 
dem Feind Vorschub leisteten.13 Im 

Rahmen seines Entnazi昀椀zierungs-
verfahrens gab Schumacher zwar 

selbst an, seit November 1943 als 
„Gerichtso昀케zier“ tä琀椀g gewesen zu 
sein; von einer Beteiligung an To-
desurteilen war jedoch keine Rede. 
Vielmehr verteidigt Schumacher 

seine Wehrmachtskarriere: Er habe 

seit seiner Einberufung 1939 den 
Krieg „im guten Glauben“, dass er 
„Deutschland von seinen Gegnern 
aufgezwungen worden sei“, mit-
gefochten und Angebote, einen so-
genannten „Druckposten“ (gemeint 

ist wohl eine Dienststelle ohne Ge-
fahr), etwa als Kriegsgerichtsrat zu 
bekommen, stets abgelehnt. Ihm 
seien „die Gedankengänge des 

Na琀椀onalsozialismus zum großen 
Teil (sic) innerlich fremd gewesen“. 
Gleichwohl wurde Schumacher im 
September 1946 vor allem wegen 
seiner Mitgliedscha昀琀 in der SA im 
Rang eines Oberscharführers, den 

er seit 1939 führte, von der Mili-
tärregierung als „beschä昀琀igungs-
unwürdig“ im Sinne des Gesetzes 
Nr. 8 („zur Befreiung von Na琀椀o-
nalsozialismus und Militarismus“) 
eingestu昀琀.14 Ungeachtet dessen 

gelang ihm später über Umwege 
als Jus琀椀ziar der Wohnungsbehörde 
im Mai 1949 der Wiedereins琀椀eg in 
die Jus琀椀z: Dr. Schumacher wurde 
als Vorsitzender Richter am Ver-
waltungsgericht Bremen ernannt 

und – wie eingangs erwähnt – 1961 
zu dessen Präsidenten befördert. 

Schumacher verstarb im Alter von 
101 Jahren. •

Text: Dr. Steffen Kommer

1933 

Beitri琀琀 zur Sturmabteilung (SA) 
und zum Rechtswahrerbund 
1937

Eintri琀琀 in die NSDAP
1935-1939

Richter am Amtsgericht 
ab 1949 

Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht/ 
Oberverwaltungsgerichtsrat 
1955-1971 

Stellvertretendes Mitglied des Staatsgerichtshofs 
1957-1961 

Ständiger Vertreter des Präsidenten des  
Verwaltungs- und des Oberverwaltungsgerichts
1961-1967

Präsident des Verwaltungsgerichts

Dr. Hans Schumacher

Das letzte Beispiel einer Nach-
kriegskarriere ohne „größere Brü-
che“ betri昀� Dr. Hans Schumacher. 

Geboren 1902 als Sohn eines Land-
gerichtsrats in Bremen, begann 

Schumacher 1935 am Amtsgericht 
Bremen seine „Richterkarriere“, 
s琀椀eg 1939 zum Landgerichtsrat 
auf und wurde später 1961 zum 
(zweiten) Präsidenten des Verwal-
tungsgerichts ernannt. Anlässlich 

seiner Verabschiedung aus dem 

Amt im Jahr 1967 wurde ihm im 
Weser-Kurier bescheinigt, das 
bremische Verwaltungsrecht (der 

Nachkriegszeit) während seiner 18 
Dienstjahre maßgeblich beein昀氀usst 
zu haben. Dass Schumacher 1933 
der Sturmabteilung (SA) und dem 
Rechtswahrerbund sowie 1937 der 
NSDAP beigetreten war, 昀椀ndet im 
Zeitungsar琀椀kel keine Erwähnung. 
Auch seine Tä琀椀gkeit als Leutnant 

Hinweis: Das Bild ist ein Ausschni琀琀 des Fotos 
aus dem Bericht der Zeitung WESER-KURIER 
Seite 31. 
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gerichts Bremen.
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C & A Brenninkmeijer  
gegen den Bremer Senat

Lange Samstage am Verwaltungsgericht

Nur die Älteren werden sich erinnern: In den 1950er 
Jahren gab es für Beschä昀琀igte noch keine freien Sams-

tage. Gearbeitet wurde von Arbeitern, Angestellten 
und Beamten an sechs Werktagen, zumeist jeweils 
acht Stunden. Mit dem Slogan „Samstags gehört 
Va琀椀 mir!“ forderten die Gewerkscha昀琀en plaka琀椀v 
Veränderungen und eine stärkere Par琀椀zipa琀椀on am 
wirtscha昀琀lichen Aufschwung der Gründungsjahre. 
Schon damals war es, wie heute, häu昀椀g nur eine 
Frage der Zeit, bis solche gesellscha昀琀lichen Diskurse, 
verpackt in Prozesssto昀昀, auch die Verwaltungsge-

richte erreichten.

So kam es dann auch in dem zu Beginn der 1950er Jahre 
in der bremischen Tagespresse intensiv begleiteten 
Fall „Brenninkmeijer“. Seinen Ausgangspunkt nahm 
das Geschehen in einem Versuch der Sozialpartner, 
sich über einheitliche Verkaufszeiten im Einzelhandel 

zu einigen. Das Scheitern einer Vereinbarung ver-
anlasste den Bremischen Senat dazu, die gefühlte 

Regelungslücke mit seiner 13. Anordnung über die 
Ladenverkaufszeiten für die Stadtgemeinde Bremen 

vom 08.11.1949 zu schließen. Es wurde festgelegt, 
dass kün昀琀ig alle Einzelhandelsgeschä昀琀e sonnabends 
bereits um 14 Uhr zu schließen haben, mit Ausnahme 

von Lebensmi琀琀elhandlungen, Drogerien und Tabak-
handlungen natürlich.

Der tradi琀椀onsreiche Tex琀椀lhändler C & A ha琀琀e an-
dere Pläne und so bot ihm der erste Sonnabend des 
Jahrzehnts die Gelegenheit, seine kundenorien琀椀erte 
Einstellung bzw. wirtscha昀琀lichen Belange hiergegen 
in Stellung zu bringen. Er ließ die Türen seines Kauf-
hauses am Brill am 07.01.1950 schlicht auch nach 14 

Uhr geö昀昀net. Die Reak琀椀on des Senats folgte prompt. 
Es erschien ein Polizeikommando vor der Filiale, das die 
Geschä昀琀sräume kurzerhand schloss und damit die Ein-
haltung des Senatsbeschlusses zu den Ö昀昀nungszeiten 
durchsetzte. Die verschri昀琀lichte Schließungsverfügung 
der Polizei wurde eine Woche später nachgeliefert.

Das hiergegen angerufene Verwaltungsgericht wog 
die widerstreitenden Interessen zunächst einstweilig 

ab und entschied, dass die Firma ihre Verkaufsräume 

während des schwebenden Rechtsstreites am Sonn-
abend auch nach 14 Uhr o昀昀enhalten dürfe. Eine Störung 
der ö昀昀entlichen Ordnung und Sicherheit sei hierdurch 
nicht zu befürchten.

Der Senat ging in die Beschwerde. Diese blieb 

jedoch erfolglos und wurde von dem damals noch als 
Verwaltungsgerichtshof Bremen bezeichneten Gericht 
zweiter Instanz – umbenannt zum heu琀椀gen Oberver-
waltungsgericht erst mit Inkra昀琀treten der bundes-
einheitlichen Verwaltungsgerichtsordnung im Jahr 
1960 und dem Bremischen Ausführungsgesetz hierzu 
– zurückgewiesen.

Tatsächlich kam es zu dem damit einstweilig le-
galisierten Sonnabendnachmi琀琀ags-Shopping jedoch 
trotzdem nicht. Denn der Verwaltungsgerichtsspruch 
ha琀琀e ein demonstra琀椀ves Nachspiel. An dem auf die 
sta琀琀gebende Eilentscheidung des Verwaltungsgerichts 
folgenden Sonnabend, dem 11.03.1950, fand sich 
gegen 14:15 Uhr eine größere Menschenmenge von 
zunächst etwa 1.500 im Einzelhandel beschä昀琀igten 
Personen in der Bremer Innenstadt ein, die lautstark 
gegen die Ladenö昀昀nung bei C & A demonstrierten 
und auf ihrem Weg zum Brill auf etwa 3.000 Men-
schen anwuchs. Der Demonstra琀椀onszug drang in die               

1950
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Verkaufsräume des Kau昀栀auses ein, füllte und besetzte 
die Etagen, blockierte die Zugänge zum Geschä昀琀 und 
machte einen Verkauf unmöglich. Dieser „Flashmob“, 
juris琀椀sch etabliert erst ein halbes Jahrhundert später 
im Zuge des Arbeitskampfes 2.0, führte dazu, dass der 
von den Demonstranten besetzte Laden erneut polizei-
lich geschlossen wurde. Die Polizei, deren Krä昀琀e nicht 
ausreichten, um das Eindringen der Demonstranten 
zu verhindern, sah sich aus einem Notstand zu dieser 
Maßnahme gezwungen, um die ö昀昀entliche Sicherheit 
und Ordnung wiederherzustellen.

Im weiteren Fortgang verzichtete C & A auf die 
gerichtlich einstweilig legi琀椀mierten Sonnabendnach-
mi琀琀agsö昀昀nungen. Die Firmenleitung erklärte hierzu, 
dass sie Schärfen in der Auseinandersetzung vermeiden 

wolle und im Falle von Samstagsö昀昀nungen nach 14 Uhr 
ein erneutes polizeiliches Einschreiten befürchte. Das 
Gericht solle Klarheit scha昀昀en. 

Am 10.05.1950 fand die mündliche Verhandlung im 
verwaltungsgerichtlichen Hauptsacheverfahren sta琀琀. 
Die Vertreter von C & A machten geltend, dass die 
Anordnung des Senats über die Ladenverkaufszeiten 
rechtsunwirksam sei und dem Bonner Grundgesetz 
widerspreche. Verkündungstermin wurde für den 
16.05.1950, 15 Uhr, bes琀椀mmt: Die Schließungsverfü-
gung der Polizei Bremen vom 07.01.1950 wurde auf-
gehoben. Die Ladenverkaufszeiten seien durch Gesetz 
und Verordnungen aus der Vorkriegszeit geregelt, die 

nun als Bundesrecht weiterhin gül琀椀g seien und ledig-
lich eine Ö昀昀nung von Geschä昀琀slokalen zwischen 19 
und 7 Uhr sowie an Sonntagen untersagten. Die der 
Polizeiverfügung zugrundeliegende 13. Anordnung des 
Bremer Senats fuße hingegen auf einer Verordnung aus 
Kriegszeiten, der keine Bedeutung mehr zuzumessen 
sei. Diese Ermäch琀椀gung habe während der besonde-
ren Kriegslage mit Bombenangri昀昀en, Verdunkelung 
und dergleichen dazu gedient, die O昀昀enhaltung von 
Geschä昀琀en auch außerhalb der gesetzlichen Verkaufs-
zeiten zu sichern. Sie dürfe nunmehr in Friedenszeiten 

nicht zu deren Schließung gebraucht werden. Nach 

der Wiederherstellung normaler Verhältnisse im Ge-
schä昀琀sleben missbrauche der Senat seine Gewalt, 
wenn er, gestützt auf ausschließlich den besonderen 
Kriegsverhältnissen entspringende Ermäch琀椀gungen, 
Anordnungen tre昀昀e, die sich auf den lediglich formalen 
Inhalt der Ermäch琀椀gung stützten und im gegebenen 
Fall sogar deren Sinn zuwiderliefen. 

Von diesen deutlichen Worten bestärkt unternahm 
der obsiegende Tex琀椀lhändler den erneuten Versuch, 
den Ausspruch des Verwaltungsgerichts in die Realität 
zu überführen und kündigte an: „Ab dem 20. Mai halten 

wir unsere Geschä昀琀sräume an Sonnabenden wieder 
bis 17 Uhr geö昀昀net.“

Zu früh gefreut. Auch die Reak琀椀on des Senats ließ 
nicht lange auf sich warten. Erneut erging eine polizei-
liche Verfügung, auf deren Grundlage am folgenden 

Bericht der Zeitung 

WESER-KURIER vom 22.05.1950
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Sonnabend, um 14:02 Uhr ein Polizeikommando den 
Eingang des Kau昀栀auses sperrte. Noch im Ladenge-
schä昀琀 be昀椀ndliche Kunden mussten dieses durch den 
Hinterausgang verlassen. Vor dem Kau昀栀aus kam es zu 
hitzigen Deba琀琀en über die Frage der Rechtmäßigkeit 
der Schließung, demokra琀椀sche Grundprinzipien und 
natürlich arbeitsfreie Sonnabendnachmi琀琀age für An-
gestellte des Einzelhandels, in deren Verlauf es nach 

Medienberichten unter den etwa 200 Menschen, die 

sich vor dem Eingang des Kau昀栀auses stauten, verein-
zelt sogar zum Austausch von Fausthieben gekommen 
sein soll.

Die noch nicht eingetretene Rechtskra昀琀 der ver-
waltungsgerichtlichen Entscheidung war das - frei-
lich den Ausgang der bereits geführten Eilverfahren 

ausblendende - Argument des Senats, so dass der 
nächste Akt vor dem Verwaltungsgerichtshof Bremen 
spielen sollte. Dieser wies die Berufung des Senats im 
November 1950 als unbegründet zurück. Neben der 
unzureichenden, weil in Kriegszeiten einem gegen-
teiligen Zweck dienenden, Rechtsgrundlage wurde in 

der Entscheidung auch daran erinnert, dass die Polizei 
bei Störungen der Ruhe und Ordnung unter Au昀戀ietung 
aller ihrer Krä昀琀e gegen die Störer vorgehen müsse und 
nicht etwa gegen denjenigen, der gestört wird. Bei 

dem Demonstra琀椀onsgeschehen am 11.03.1950 sei 
also gegen die Demonstranten vorzugehen gewesen 
und nicht etwa die Schließung des Geschä昀琀s zu er-
zwingen gewesen.

Kein Grund aufzugeben. Die damit rechtskrä昀琀ig als 
rechtswidrig bestä琀椀gte polizeiliche Anordnung ha琀琀e 
die Bremische Bürgerscha昀琀 bereits während des noch 
laufenden Gerichtsverfahrens auf höhere Ebene geho-
ben und zwischenzeitlich das Bremische Gesetz über 

die Regelung der Ladenverkaufszeiten vom 18.07.1950 
erlassen, in dem die Sonnabendnachmi琀琀agsö昀昀nungen 
wiederum ausgeschlossen waren. Um die Rechtmäßig-
keit dieses Gesetzes, insbesondere dessen Vereinbarkeit 
mit den im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung 
bereits existenten bundesrechtlichen Regelungen der 

Arbeitszeitverordnung und der Ladenschlussverord-
nung, entstanden unmi琀琀elbar weitere gerichtliche 
Strei琀椀gkeiten. Auch diese hob es jedoch schon bald 
aus dem bremischen Kosmos hinaus auf eine höhere 
Ebene. Das Verwaltungsgericht traf im Januar 1951 
noch sta琀琀gebende Entscheidungen, in denen es das 
Bremische Ladenverkaufszeitengesetz als rechtsun-
wirksam ansah. Der hiergegen in zweiter Instanz an-
gerufene Verwaltungsgerichtshof sah sich nun jedoch 

dazu verp昀氀ichtet, das Verfahren auszusetzen und in der 
Sache das zwischen den Instanzen gegründete Bundes-
verfassungsgericht anzurufen. Gemäß Art. 100 Abs. 1 

GG stand diesem fortan ein Verwerfungsmonopol für 
verfassungswidrige Gesetze zu.

Am 04.07.1952 kehrte dann endlich Ruhe ein in 
die zweieinhalbjährige Auseinandersetzung um den 

Sonnabendnachmi琀琀ag. Der Senat nahm die Berufung 
vor dem Verwaltungsgerichtshof zurück und fügte sich 
der Innenstadtbelebung. Das Bundesverfassungsgericht 

ha琀琀e das Bremische Ladenschlussgesetz für ungül琀椀g 
erklärt.

Über den Einzelfall hinaus bemerkenswert bleibt 
an der Rechtssache Brenninkmeijer, dass die recht-
lichen Fragen der Fortgeltung von Rechtsquellen aus 
Kriegszeiten, der Rechtssetzungskompetenzen und der 
polizeirechtlichen Störerauswahl beantwortet wurden, 
ohne dabei etwas zu der Frage, ob der 14-Uhr-La-
denschluss sozial, wirtscha昀琀lich oder aus sons琀椀gen 
Gründen wünschenswert ist, sagen zu können oder 
sagen zu müssen. Insoweit weist der Fall eine gewisse 
Typik verwaltungsrichterlicher Tä琀椀gkeit auf, die sich 
regelmäßig auf die Prüfung der Rechtmäßigkeit von 
Verwaltungsentscheidungen beschränkt und nicht deren 

Zweckmäßigkeit untersucht. Gerade aber wegen der 

leidenscha昀琀lichen Kontroverse um die letztgenannte 
Frage, also diejenige der poli琀椀schen Entscheidung für 
oder gegen das Sonnabendnachmi琀琀ags-Shopping, rück-
te die Frage der Rechtsdurchsetzung in den Fokus des 
Falles, der hier in den frühen 1950er Jahren sicherlich 
noch Entwicklungsbedarf zu a琀琀es琀椀eren war.

Posi琀椀v gewendet erkannte die Tagespresse die starke 
Anteilnahme der Bevölkerung an dem Fall Brennink-
meijer als erfreulichen Nachweis dafür, dass die Bürger 

in zunehmendem Maße von ihrem Recht Gebrauch 
machten, dem Staat, der ja in ihrem Au昀琀rag handele, 
kri琀椀sch auf die Finger zu blicken. In diesem Sinne 
s琀椀mmt es ebenso erfreulich, dass die mit der hierfür 
notwendigen Kontrollfunk琀椀on ausgesta琀琀eten Verwal-
tungsrichter insoweit keine Ausnahme darstellten und 
in der Sache keinerlei Scheu zeigten, die staatlichen 

Entscheidungen ihrem kri琀椀schen Blick zu unterziehen, 
auch wenn es möglicherweise den einen oder anderen 
„langen Samstag“ gekostet hat. •

Text: Dr. Daniel Kiesow
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Mittelsbüren  
muss weichen

Enteignung für die Klöckner-Werke

Im Jahr 1955 versuchten mehrere Grundstückseigen-

tümer die Enteignung ihrer Land昀氀ächen zugunsten der 
Errichtung der Bremer Stahlwerke durch verwaltungs-

gerichtliche Klage- und Eilverfahren zu verhindern.

Auf dem Gelände der heu琀椀gen Stahlwerke Bremen in 
der Grambker und Mi琀琀elsbürener Feldmark im Bremer 
Norden wurde im Jahr 1908 die Norddeutsche Hü琀琀e AG 
zur Produk琀椀on von Roheisen gegründet. Von 1935 bis 
1945 befand sich auf dem Gelände ein großes Lager für 
KZ-Hä昀琀linge, Kriegsgefangene (Franzosen, Engländer, Ka-
nadier, Russen und Polen) und Zwangsarbeiter. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg wurden die Hochöfen demon琀椀ert. Der 
Duisburger Stahlkonzern Klöckner-Werke AG übernahm im 
Jahr 1954 die Reste der Norddeutsche Hü琀琀e AG und begann 
umgehend mit dem Ankauf der umliegenden Land昀氀ächen 
des Dorfes Mi琀琀elsbüren, um ein integriertes Hü琀琀enwerk 
aus Hochofen, Stahlerzeugung und Walzwerk zu errichten. 
Bis auf die Moorlose Kirche und einige Gebäude in ihrer 
unmi琀琀elbaren Umgebung, wie die ehemalige Dorfschule, 
sollte der größte Teil des Dorfes Mi琀琀elsbüren zugunsten 
des Stahlwerkes weichen.

Da mehrere Grundstückseigentümer das Kaufangebot 
des Klöckner Konzerns ablehnten, beschlossen der Bremi-
sche Senat und die Bürgerscha昀琀 am 11. und 19.01.1955 
wegen der hohen Bedeutung des geplanten Stahl- und 
Walzwerkes für die Wirtscha昀琀 der Hansestadt die Enteig-
nung des Geländes zugunsten der Stadtgemeinde Bremen. 

In den Beschlüssen wurde die sofor琀椀ge Ausübung des 
Enteignungsrechts angeordnet, da die Klöckner-Werke 
bereits Anfang Juli 1955 mit den Arbeiten beginnen wollten.

Im Februar 1955 erhoben 84 Grundstückseigentümer 
der verbleibenden ca. 600 Hektar großen Fläche in der 

Grambker und Mi琀琀elsbürener Feldmark  - darunter die Os-
lebshauser Ton- und Ziegelwerke, der Bremische Deichver-
band sowie mehrere Landwirte  - gegen die Stadtgemeinde 
Bremen Klagen vor dem Bremer Verwaltungsgerichtshof 
(dem heu琀椀gen Oberverwaltungsgericht) gegen die Ent-
eignungsbeschlüsse des Senats und der Bürgerscha昀琀 
und stellten zugleich Eilanträge, um die Au昀栀ebung der 
Beschlüsse und die Aussetzung der Anordnung der sofor-
琀椀gen Vollziehung zu erreichen. Die vier Rechtsanwälte der 
Kläger (Dr. Lampe, Dr. Salander, Dr. d´Oleire-Oltmanns und 
Dr. Addicks) bestri琀琀en insbesondere das für die Enteignung 
erforderliche Allgemeinwohl. Das Bremische Enteignungsge-
setz enthalte zwar eine Generalklausel, zähle aber dennoch 
eine Reihe von Einzelfällen – ö昀昀entlichen Aufgaben – auf, 
in denen die Enteignung für zulässig gehalten werde. Nicht 

bei jedem ö昀昀entlichen Interesse handele es sich um ein 
Allgemeinwohl im juris琀椀schen Sinne. Der schwerwiegende 
Eingri昀昀 sei nur gerech琀昀er琀椀gt, wenn er einen unzweifelha昀琀 
erheblichen Nutzen für das gesamte Volk bringe und nicht 
nur dem Priva琀椀nteresse  - hier der Vergrößerung eines pri-
vaten Industrieunternehmens – diene oder zum Zwecke der 
Bereicherung des Staates als Fiskus erfolge. Zudem müsse 
dem Gericht der bislang geheim gehaltene Vertrag zwischen 

der Stadtgemeinde Bremen und den Klöckner-Werken vor-
gelegt werden. Die Bremische Landesverfassung lasse es 

außerdem nicht zu, dass der Staat sein Enteignungsrecht 

ausübe, um einen privaten Dri琀琀en ein enteignetes Grund-
stück zur Verfügung zu stellen. Eine Enteignung einzig im 

Interesse eines privatwirtscha昀琀lichen Unternehmens sei 
mit dem Gemeinwohlprinzip nicht vereinbar. Hier solle die 
Stadtgemeinde Bremen das Stahlwerk gerade nicht selber 

betreiben, sondern an eine dri琀琀e private Koopera琀椀on – die 
Klöckner-Werke AG – weitergeben. In keinem Fall sei bisher 

1955
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in Bremen oder im übrigen Deutschland das Enteignungs-
recht einer Person oder Gemeinde verliehen worden, die 
die beabsich琀椀gte Anlage nicht selbst ausgeführt hä琀琀e. 
Damit liege ein Verstoß gegen einen „fundamentalen Satz 
des Enteignungsrechts“ vor. Die Enteignungsmaßnahmen 
müssten – auch im Interesse Bremens – bis zur endgül-
琀椀gen rechtlichen Klärung vorläu昀椀g ausgesetzt werden. 
Die Stadtgemeinde liefe sonst Gefahr, unter Umständen 
den ö昀昀entlichen Haushalt aufs Schwerste mit Schadens-
ersatzforderungen zu belasten. Ohne die Aussetzung der 
Enteignung würden nicht wieder rückgängig zu machende 

Tatsachen gescha昀昀en werden.
Die von Rechtsanwalt Dr. Löning vertretene beklagte 

Stadtgemeinde Bremen berief sich demgegenüber darauf, 

dass die geplanten Anlagen die bremische Wirtscha昀琀skra昀琀 
und die Seehafenstellung Bremens fes琀椀gen, den Güter-
umschlag heben, die industrielle Kapazität erweitern, 
die Arbeitsmarktlage bessern und die Krisenanfälligkeit 
Bremens besei琀椀gen sollten.

Der Baubeginn am 01.07.1955 sei von entscheidender 
Wich琀椀gkeit, da das Projekt durch Verzögerungen schei-
tern könne, was einen unübersehbaren Schaden für die 

Stadtgemeinde bedeuten würde. Niemals würde sich für 

Bremen wieder eine Möglichkeit bieten, ein solches mit 
gewal琀椀gen wirtscha昀琀lichen Vorteilen für das gesamte 
Land verbundene Vorhaben zu verwirklichen. Die Grund-
stückseigentümer hä琀琀en nichts zu verlieren, denn ihnen 
sei ein Betrag von 1,50 DM pro Quadratmeter garan琀椀ert.

Der Versuch des Vorsitzenden Richters, die Beteiligten 
zu Vergleichsverhandlungen ohne vorherigen Disput vor 
dem Verwaltungsgerichtshof zu überzeugen, scheiterte 
zunächst an der Haltung des Regierungsanwaltes Dr. Lö-
ning. Nach einer mehrstündigen Verhandlung vor dem 

Verwaltungsgerichtshof am 29.02.1955 erklärten sich die 
Beteiligten bereit, unter Vorsitz von Verwaltungsgerichts-
präsident Dr. Hinrichs über eine friedliche Einigung zu 
verhandeln. Es sollte ein Kompromiss zwischen dem vom 
Staat gebotenen Preis von 1,50 DM je Quadratmeter und 
dem von den Eigentümern geforderten Mindesterlös von 
3 DM gefunden werden. Der erste Versuch einer gütlichen 

Einigung am 04.03.1955 verlief nach einer dreistündigen 
Besprechung im Bremer Rathaus ergebnislos und wurde 
auf unbes琀椀mmte Zeit vertagt. Der Bremer Senat beriet 
am 22.03.1955 in einer vertraulichen Sitzung über die von 
den Beteiligten erarbeiteten Vorschläge für eine gütliche 
Regelung. Ein Abschluss wurde an diesem Tag noch nicht 
erzielt. Am Montag, den 28.03.1955 unterzeichneten die 
Beteiligten einen Vertrag über den Ankauf der restlichen, 

für das Klöcknerprojekt benö琀椀gten 600 Hektar Land vor-
behaltlich der Zus琀椀mmung der Finanzdeputa琀椀on. In dem 
Vergleich war vorgesehen, dass Bremen einen Quadrat-
meterpreis zahlt, der etwa der Mindes琀昀orderung der 
Grundstückseigentümer entsprach. Im Gegenzug sollten die 
Landwirte ihre Klagen und Eilanträge zurücknehmen. Die 
Kosten für Bremen beliefen sich auf 18 bis 20 Millionen DM.

Nach zwei Jahren Vorbereitung und Bauzeit nahmen 
die Klöckner Stahlwerke 1957 den Produk琀椀onsbetrieb 
auf. Heute wird das Stahlwerk von der ArcelorMi琀琀al 
Bremen GmbH betrieben. Die Kapazität des Hü琀琀enwer-
kes beträgt rund 4 Mio. Tonnen pro Jahr, die von etwa 
3.100 Beschä昀琀igten erzeugt werden. Aufgrund ihrer 
Lage am Unterlauf der Weser, bekam das Hü琀琀enwerk 
schnell den ino昀케ziellen Namen „Hü琀琀e am Meer“. •  

Text: Sandra Buns

Stahlwerke Bremen  
(Aufnahme der Zeitung  
WESER-KURIER vom 09.03.2024)
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Der Bremer Verwaltungsgerichtshof  
stärkt Milchtrinker  
und seine eigenen Kompetenzen

Aktenzeichen 
P 3/55 (VGH)

Zu Beginn des Jahres 1955 beschloss der Bremer 
Senat, den Höchstpreis für Trinkmilch mit einem 
Fe琀琀gehalt von 3% von 38 Pfennig pro Liter auf 40 
Pfennig pro Liter zu erhöhen. Der Senat machte da-

bei Gebrauch von einer ihm durch Verordnung des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtscha昀琀 und 
Forsten - des späteren Bundespräsidenten Heinrich 
Lübke - und des Bundesministers für Wirtscha昀琀 ver-
liehenen Ermäch琀椀gung.

Die Entwicklung der Preise galt in der noch jungen 
Bundesrepublik als Stabilitätsindikator höchsten Ran-
ges. Bereits geringfügige Preiserhöhungen wurden in 

der Ö昀昀entlichkeit aufgeregt disku琀椀ert; die In昀氀a琀椀ons-
erfahrungen vieler Deutscher spielten dabei eine große 
Rolle. Entsprechend sensibel reagierte auch die Poli琀椀k 
auf alle Entwicklungsansätze, die eine Lohn-Preis-Spi-
rale in Gang setzen könnten. Marktordnungsgesetze 
aus den Jahren 1951 und 1952 wie das Gesetz über 
den Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen und Fe琀琀en 
(Milch- und Fe琀琀gesetz) vom 28. Febr. 1951 (BGBl. I 
135), schränkten im Bereich der landwirtscha昀琀lichen 
Nahrungsmi琀琀elerzeugung das marktwirtscha昀琀liche 
Prinzip deutlich ein, um gleichermaßen den Bestand 
der Landwirtscha昀琀 und die Grundversorgung der Be-
völkerung mit Lebensmi琀琀eln unter Wahrung eines 
verbraucherfreundlichen Preisniveaus zu sichern.

Dementsprechend sorgte die am 20.01.1955 in Kra昀琀 
getretene Preiserhöhung in der bremischen Ö昀昀entlich-
keit und Poli琀椀k für große Aufregung. Die Gewerkschaf-
ten kündigten Proteste an. Einige Großabnehmer von 
Trinkmilch, wie etwa Werkskan琀椀nen, stornierten ihre 
Bestellungen. Milchhändler beklagten, die Hausfrauen 

machten ihnen wegen der Preiserhöhung „die Hölle 

heiß“. Die Bürgerscha昀琀 beschloss mit den S琀椀mmen 
von SPD, KPD, DP und BHE in einem Dringlichkeits-
antrag, der Senat möge die Preiserhöhung für Milch 

so lange rückgängig machen, bis die Rechtsgrundlage 
für einen solchen Beschluss geklärt sei. Hierzu kam es 
jedoch nicht mehr. 

Denn schon mit Beschluss vom 15.03.1955 – P 
3/55 – erklärte der Bremer Verwaltungsgerichtshof 
die vom Senat im Januar erlassene Anordnung über 
die Erhöhung des Milchpreises von 38 auf 40 Pfennig 
pro Liter für ungül琀椀g. Das Gericht stellte sich auf den 
Standpunkt des Klägers, des damaligen DGB-Ortsaus-
schuss- und SPD-Frak琀椀onsvorsitzenden Richard Boljahn. 
Nach § 1 der Verordnung M Nr. 1/54 des Bundes, die 
zur Festsetzung der Preiserhöhung ermäch琀椀gte, war 
die Befugnis zur Festsetzung der Preiserhöhung davon 
abhängig, dass die jeweiligen obersten Landesbehör-
den ihrerseits zuvor eine Verordnung erlassen ha琀琀en, 
wonach die Molkereien die Anliefermilch auf ihre Güte 
zu prüfen und nach dem ermi琀琀elten Gütegrad zu be-
zahlen ha琀琀en (Güteverordnung). Diese Güteverordnung 
musste bis zum 18.10.1954 erlassen werden. Diese 
Frist ha琀琀e der Bremische Senator für Ernährung und 
Landwirtscha昀琀 versäumt und die Güteverordnung erst 
am 11.01.1955 gleichzei琀椀g mit der Milchpreiserhöhung 
erlassen. Die Preiserhöhung war deshalb rechtswidrig.

Schwerer als die Feststellung dieser Fristversäum-
nis war für das Gericht die Beantwortung der Frage, 
ob es denn für die Überprüfung der Anordnung über-
haupt zuständig sei. Die damals einschlägige Norm, 
§ 25 des in den der amerikanischen Besatzungszone 
angehörenden Ländern Bayern, Bremen, Hessen und 

1955
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Wür琀琀emberg-Baden geltenden Verwaltungsgerichts-
gesetzes, – die Vorgängerin des heu琀椀gen § 47 der Ver-
waltungsgerichtsordnung – begrenzte die Befugnisse 
des Verwaltungsgerichtshofs zur Normenkontrolle auf 
den Rahmen der Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 

und verbot es nach der herrschenden Auslegung, Nor-
men mit Wirkung für Gebiete außerhalb des Landes 

aufzuheben. Nach einer mehrere Sitzungstage in An-
spruch nehmenden Prüfung, über die die Lokalzeitung 
akribisch berichtete, kam das Gericht zu dem Schluss, 

dass es befugt sei, die Anordnung über die Erhöhung 
des Milchpreises aufzuheben. Die Norm gehöre in den 
Zuständigkeitsbereich der Verwaltungsgerichte und sie 

gehöre auch zum Landesrecht, obgleich sie auf einer 
bundesrechtlichen Ermäch琀椀gung beruhe. Dies folge aus 
der Eigenstaatlichkeit der Länder wie sie sich aus dem im 

Grundgesetz verankerten Bundesstaatsprinzip ergebe. 
Wenn ein Landesorgan die Befugnis habe, Recht zu 
setzen, müsse das Land für die Ausübung dieser Befug-
nis in vollem Umfang selbst die Verantwortung tragen. 

Erstaunlich im Rückblick: Der damalige Wert der 

Milch und die äußerst kurze Verfahrenslaufzeit von 
lediglich sieben Wochen. Beides hat sich bis heu-
te umgekehrt propor琀椀onal entwickelt. Während das           

verwaltungsgerichtliche Normenkontrollverfahren 
heute zumeist erheblichen, manchmal mehrjährigen 

Zeitaufwand erfordert, ist die Milch – gemessen an der 
In昀氀a琀椀on – erheblich preiswerter geworden. •

Text: Friedemann Traub

Bericht der Zeitung WESER-KURIER  
bereits am 10.05.1950

Karikatur der Zeitung WESER-KURIER  
vom 22.10.1955

Der Milchpreis war in den 50er Jahren ein wich琀椀ges Thema
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Die 1960er und 1970er Jahre waren 
in Bremen vom Wirtscha昀琀swachs-

tum geprägt. Die Menschen ge-
nossen den neuen Wohlstand und 
es gab einen Boom in der Automo-
bilindustrie, wovon auch Bremen 
pro昀椀琀椀erte. Allerdings gab es bereits 
in dieser Hochkonjunkturphase mit 
dem Konkurs des Borgward-Auto-
mobilkonzerns 1961 eine erste 
Krise für die Bremer Wirtscha昀琀, 
die wegen des starken Wirtscha昀琀s-
wachstums und der damit verbun-
denen erheblichen Nachfrage auf 

dem Arbeitsmarkt schnell über-
wunden werden konnte. 

Neben dem Wirtscha昀琀swachs-
tum waren die beiden Jahrzehnte 

durch einen starken gesellscha昀琀-
lichen Wandel bes琀椀mmt. Es war die 
Zeit der Studentenbewegungen 

und des poli琀椀schen Ak琀椀vismus der 
jungen Genera琀椀on. Mit der Grün-
dung der Universität Bremen 1971 
mitsamt modernen projektorien-
琀椀erten Studienkonzepten – S琀椀ch-
wort Reformuniversität – etablier-
te sich Bremen nach anfänglichen 

Frik琀椀onen langfris琀椀g erfolgreich 
in Forschung und Wissenscha昀琀. 
Kulturell gab es eine Ö昀昀nung, be-
ein昀氀usst durch die interna琀椀onale 
Popkultur. Es bildete sich in der 
Stadt eine Musikszene, in der Rock, 
Folk und experimentelle Musik eine 
bedeutende Rolle spielten. Ein wirt-
scha昀琀sgeschichtlich markantes 
Ereignis war im stadtbremischen 

Überseehafengebiet Bremerhaven 
1968 der Bau des Container-Ter-
minals Bremerhaven. Bereits im 

Jahr 1971 erfolgte dessen Erwei-

terung als Stromkaje an der We-
ser. Die zunehmende Containeri-
sierung, der größere Tiefgang der 
größer werdenden Schi昀昀e und die 
Zeitersparnisse führten zu einer 
weitgehenden Verlagerung des 

Schi昀昀sverkehrs von Bremen nach 
Bremerhaven. 1975 wurden be-
reits rund 400.000 Container in den 
bremischen Häfen umgeschlagen. 

Erhebliche langfris琀椀ge Folgen für 
Bremen ha琀琀e die einschneidende 
Finanzreform von 1969, nach der 

die Einkommenssteuer nicht mehr 
am Ort der Beschä昀琀igung, sondern 
am Wohnort abgeführt wurde. Dies 
führte aufgrund des Charakters der 

Stadt als Oberzentrum, in das viele 

Menschen aus dem niedersächsi-
schen Umland zur Arbeit oder zur 
Nutzung ö昀昀entlicher Einrichtungen 
hineinpendeln, mit der Zeit zu mas-
sivem Entzug von Steuerkra昀琀 und 
letztlich zum Wechsel Bremens von 
der Geber- auf die Nehmerseite des 
Länder昀椀nanzausgleichs.

In den 1970er Jahren sahen 
sich die Menschen in Bremen 

mit den Herausforderungen der  
Ölkrise und den daraus resul琀椀e-
renden wirtscha昀琀lichen Schwie-
rigkeiten konfron琀椀ert. Gleichzei-
琀椀g entwickelte sich ein stärkeres 
Umweltbewusstsein. Eine immer 

größere Rolle spielten soziale  

Das Wachstum der 60er und 70er Jahre
Jahrzehnte neuer Werte und neuer Wege

1971  
Eröffnung der Universität Bremen

■  

■  

1969 
Finanzreform

1966 
Einzug der Bremischen Bürgerschaft in 
das Haus der Bürgerschaft am Markt

1979 
Daimler-Benz AG baut das Bremer 
Werk für die Produktion des 
Mercedes-Benz 190 aus 

21. Januar 1960 
Neuregelung der 
Verwaltungsgerichtsordnung

1. März 1965 
Dr. Conrad Kirchmeyer wird  
Präsident des Oberverwaltungsgerichts

1. Juni 1973 
Dr. Werner Lang wird 
Präsident des Oberverwaltungsgerichts

1. Juni 1978 
Prof. Günter Pottschmidt wird 
Präsident des Oberverwaltungsgerichts

1978 
Dr. Alfred Kuhlmann wird 
Präsident des Verwaltungsgerichts

1961 
Dr. Hans Schumacher wird 
Präsident des Verwaltungsgerichts

1967 
Walter Pankow wird 
Präsident des Verwaltungsgerichts

■  

■  

■  

■  

■  

■  

■  

■  

1973 
Prof. Günter Pottschmidt wird 
Präsident des Verwaltungsgerichts

1971 
Dr. Werner Lang wird 
Präsident des Verwaltungsgerichts

■  

■  

1960  
Dr. Carl Springstub wird Präsident  
des Verwaltungsgerichts

■  

■  
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Bewegungen wie die Friedens- und 
Umweltbewegung. Es gab im Klei-
nen wie im Großen ein wachsendes 
Interesse an alterna琀椀ven Lebens-
weisen. In der Folge wurde 1971 
die Verkehrsberuhigung in der 

Bremer Innenstadt eingeführt, ein 

wich琀椀ger Schri琀琀 zur Verbesserung 
der Lebensqualität in der Altstadt.

Die Gründung der Bundeswehr 

1955 im Rahmen der westdeut-
schen Wiederbewa昀昀nung führte 

nicht nur zu gesellscha昀琀lichen Dis-
kussionen, sondern in der Folgezeit 
beginnend in den 1960er Jahren 
auch zu zahlreichen Verfahren im 

Soldaten-, Wehr- und Kriegsdienst-
verweigerungsrecht. Der Zustrom 
von ausländischen Arbeitnehmern 
wiederum ließ das Ausländerrecht 

vom 15.03.1960 gehörte die Ver-
waltungsgerichtsbarkeit zunächst 

zum Geschä昀琀sbereich des Sena-
tors für die innere Verwaltung. Erst 
durch Gesetz vom 11.07.1972 wur-
de der Senator für Rechtsp昀氀ege 
und Strafvollzug für die Verwal-
tungsgerichte zuständig.

Das Verwaltungsgericht Bre-
men wuchs personell aufgrund 

des erheblichen Ans琀椀egs der Ver-
fahrenszahlen. 1955 war aufgrund 
steigender Verfahrenszahlen eine 

zweite Kammer eingerichtet wor-
den. Die Anzahl der Berufsrichter 

s琀椀eg zunächst auf sechs, dann bis 
1960 auf acht. Von 1960 bis 1980 
verdoppelte sich die Anzahl der 
Berufsrichter am Verwaltungsge-
richt Bremen auf 16. •

immer wich琀椀ger werden. Die Er-
weiterung der Wohngebiete und 
Verkehrs昀氀ächen der Stadt brach-
te eine Fülle von Strei琀椀gkeiten im 
Bau- und Verkehrsrecht. Mit der 

Gründung der Universität Bremen 

1971 wurde mit der Zeit das Hoch-
schul- und später auch das Hoch-

schulzulassungsrecht bedeutsam.

Der Bundesgesetzgeber regelte 

mit der Verwaltungsgerichtsord-

nung vom 21.01.1960 das Verwal-
tungsprozessrecht neu. Der Begri昀昀 
des Verwaltungsakts wurde zum 

Mi琀琀elpunkt des dogma琀椀schen Sys-
tems; wobei eine Legalde昀椀ni琀椀on 
erst später durch die Verwaltungs-
verfahrensgesetze in den 1970er 
Jahren nachfolgte. Aufgrund des 
bremischen Ausführungsgesetzes 

Neuer Wohlstand und ein Boom in der Automobilindustrie 
machten es möglich: Urlaubsreise mit dem PKW um 1960
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Von Sturm�uten und  
Überschwemmungsgebieten

Aktenzeichen  
I S Nr. 7/64 (OVG) 
4.147 Nr. 1-2 (Staatsarchiv)

Wer die Sage von der Bremer Gluckhenne kennt, 
weiß, dass Bremen dicht am Wasser gebaut ist. Die 
Stadt an der Weser ist durch Sturm昀氀uten in der Nord-

see besonders gefährdet. Der Hochwasserschutz hat 
deswegen eine lange Tradi琀椀on. Doch nicht immer 
tre昀昀en die Schutzmaßnahmen des Bremer Senats bei 
den Einwohner:innen der Stadt auf Gegenliebe, wie 
sich zuletzt in der Ini琀椀a琀椀ve besorgter Bürger:innen 
gegen die Fällung von 130 Platanen am Neustadt-
deich, in den Diskussionen um den Neubau des Nach-

wuchsleistungszentrums des SV Werder Bremen im 
Überschwemmungsgebiet Pauliner Marsch oder der 
erfolglosen Klage einer Projektgesellscha昀琀 auf die 
Durchführung eines Wohnbauvorhabens im Über-
schwemmungsgebiet Brokhuch琀椀ng zeigte. 

Neu sind diese Auseinandersetzungen nicht. Der Streit 

um die Nutzung und Bebauung von Überschwemmungs-
gebieten war schon vor 60 Jahren (昀氀utgefährdete) 
Spielwiese von Rechtsanwält:innen, Behördenmitarbei-
tenden und Verwaltungsrichter:innen. Nach der ver-
heerenden Sturm昀氀utkatastrophe vom 16./17.02.1962, 
die durch das Orkan琀椀ef „Vincine琀琀e“ ausgelöst wor-
den war und bei der weite Teile der Vahr, Huch琀椀ngs, 
des Stadtwerders und des Niederungsbereichs der 

Ochtum im Raum Bremen-Strom, Niedervieland und 
Woltmershausen unter Wasser gesetzt wurden, sah 
sich der Senat zu schnellem Handeln veranlasst. Zum 

einen sollten Forderungen der Deichverbände nach 
dem Bau von Sturm昀氀utsperrwerken an Lesum und 
Ochtum umgesetzt werden. Deren Planung und Bau 

nahm allerdings viel Zeit in Anspruch. Um kurzfris琀椀g 
den Hochwassersschutz zu verbessern, machte der Bau-

senator deshalb von der durch § 78 Abs. 2 Bremisches 
Wassergesetz neu gescha昀昀enen Möglichkeit Gebrauch, 
für das Stadtgebiet durch Rechtsverordnung sogenannte 
„besonders gefährdete Überschwemmungsgebiete“ 
festzusetzen. Überschwemmungsgebiete sind Gebiete, 
die bei Hochwasser überschwemmt werden und die 
den Zweck verfolgen, den ungehinderten Hochwasser-
ab昀氀uss sicherzustellen. In den „besonders gefährdeten 
Überschwemmungsgebieten“ war zusätzlich aus prä-
ven琀椀v polizeilichen Gründen das Wohnen insgesamt 
und das Näch琀椀gen in der Zeit vom 1. Oktober bis 30. 
April verboten. Mit der Zweiten Verordnung über die 
Feststellung besonders gefährdeter Überschwemmungs-
gebiete vom 25.09.1962 setzte der Senator für Bau-
wesen u.a. „das Suhrfeld, welches begrenzt wird durch 

eine Linie, die vom Osterdeich ausgehend entlang des 
Jürgensweges zur Weser, sodann weseraufwärts bis 
zum Jacobsberg, weiter an der oberen Kante seines 
Hanges entlang bis zum Osterdeich und anschließend 

entlang des Osterdeichs bis zum Jürgensweg verläu昀琀“ 
und „das Niedervieland mit Ausnahme der Ortslagen 

Lankenau, Seehausen, Hasenbüren und Strom sowie 
des aufgehöhten Geländes im neuen Hafengebiet“ als 
besonders gefährdete Überschwemmungsgebiete fest. 

Die Regelung traf diejenigen Einwohner:innen der 
genannten Gebiete besonders hart, die sich dort – vor 
allem in den weitläu昀椀gen Kleingartengebieten – in den 
Nachkriegsjahren mit Billigung der Stadt Wohnhäuser 
errichtet ha琀琀en. Viele von ihnen waren bereits nach 

1964

Überschwemmung in Huch琀椀ng-Warenfeld, Februar 1962 →
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der Flutkatastrophe von 1962 zum Wiederau昀戀au ge-
zwungen gewesen, weil das Wasser in den Parzellen-
häusern teilweise bis unter die Zimmerdecken stand. 

Sie fürchteten nun erneut um ihre Existenz, nachdem 

die Stadt ihnen ein Wohnverbot erteilt und sie zur 
Räumung der Parzellen aufgefordert ha琀琀e. In einer 
Art Musterverfahren strengten daher drei der Bewoh-
ner im April 1964 gegen die Rechtsverordnung vom 
25.09.1962 das Normenkontrollverfahren vor dem 
Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen 

an. Kurioserweise bezeichneten sie sich dabei selbst als 
Sturm昀氀utgeschädigte der Sturm昀氀utkatastrophe von 
1962, obwohl die Neuregelung gerade bezweckte, sie 
zukün昀琀ig besser vor den Folgen von Hochwasser zu 
schützen. Im Normenkontrollverfahren machten die 
Antragsteller geltend, dass es sich beim Niedervieland 

und beim Suhrfeld nicht um Überschwemmungsgebiete 
und erst recht nicht um besonders gefährdete Über-
schwemmungsgebiete handele. Das folge daraus, dass 
die Gebiete seit Jahrzehnten nur einmalig während 

der Sturm昀氀ut von 1962 für wenige Stunden über昀氀utet 
worden seien. Tatsächlich betrachte auch die Stadt die 
Gebiete nicht als Überschwemmungsgebiete. Anders 

sei nicht zu erklären, dass sie dort die Errichtung von 
Wohngebäuden und die Industrieansiedlung vorgesehen 
habe. Außerdem habe noch keiner der Bewohner auch 
nur einen Pfennig an Entschädigung gesehen. Die Stadt 

hielt dagegen. Für die Ausweisung eines Überschwem-
mungsgebietes reiche die einmalige Über昀氀utung aus. 
Außerdem seien beide Gebiete in den letzten 100 

Jahren sogar mehrfach über昀氀utet worden. 
Das Oberverwaltungsgericht entschloss sich, Sach-

verständigenbeweis zu erheben. Es sollte geklärt wer-
den, ob und in welchem Umfang das Suhrfeld und 
das Niedervieland bei nicht ganz außergewöhnlichem 

Hochwasser der Überschwemmung ausgesetzt sind. Die 
Richter beau昀琀ragten den renommierten Bauingenieur 
Prof. Dr. Walter Hensen, Direktor des Franzius-Ins琀椀tuts 
für Grund- und Wasserbau der Technischen Hochschule 
Hannover mit der Gutachtenerstellung. Im Anschluss 
an die Sturm昀氀utkatastrophe von 1962 war Prof. Hen-
sen zum Leiter einer Gutachterkommission eingesetzt 
worden, um Empfehlungen zum zukün昀琀igen Hochwas-
serschutz zu erarbeiten. Außerdem war er weltweit als 

Gutachter tä琀椀g. Ob es diese Gutachtertä琀椀gkeit war, die 
die Gutachtenersta琀琀ung im Normenkontrollverfahren 
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Handeln veranlasst sah, noch Schwierigkeiten bei der 
Ermi琀琀lung und Ausweisung der Überschwemmungs-
gebiete einen solchen Schnellschuss des Gesetzgebers. 
Mit Blick auf das Suhrfeld legte sich das Gericht fest: 

Dieser Ortsteil sei schon kein Überschwemmungsgebiet 
im Sinne des § 78 Abs. 1 Bremisches Wassergesetz und 
könne damit auch nicht als besonders gefährdetes 
Überschwemmungsgebiet nach § 78 Abs. 2 Bremisches 
Wassergesetz festgesetzt werden. Die Richter schlos-
sen sich den Ausführungen des Sachverständigen an, 

wonach das Suhrfeld für den ungehinderten Ab昀氀uss 
des Weserhochwassers nicht erforderlich sei, weil es 
als Stauraum für Sturm昀氀utwasser die Scheitelwasser-
stände der Weser nicht wesentlich senken könne. Als 

Sturm昀氀utpolder sei es daher ungeeignet. 
Die neugebauten Sperrwerke an Lesum und Ochtum, 

die zu einer deutlichen Verbesserung des Hochwasser-
schutzes führten, wurden übrigens erst 1979 in Betrieb 
genommen. Noch 1976 setzte der Capella-Orkan sowohl 
das Niedervieland als auch das Suhrfeld 昀氀ächendeckend 
unter Wasser. •

Text: Lilian Stybel

Berichte über die Sturm昀氀ut in Bremen in der 
Zeitung WESER-KURIER vom 20.02.1962   →

wiederholt verzögerte? Jedenfalls erbat er sich wegen 
Reisen nach Südafrika und Südamerika zur Erstellung 

und Ergänzung des Gutachtens wiederholt mehr Zeit. 
Am 12.07.1967 war es dann soweit: Das Oberverwal-

tungsgericht erklärte die von den Antragstellern ange-
gri昀昀enen Vorschri昀琀en der Verordnung vom 25.09.1962 
für ungül琀椀g. Das Gericht begründete die Unwirksamkeit 
für beide Gebiete unterschiedlich. Hinsichtlich der Aus-
weisung des Niedervielandes als besonders gefährdetes 
Überschwemmungsgebiet sahen die Richter den rechts-
staatlichen Bes琀椀mmtheitsgrundsatz als verletzt an. Der 
Senator für Bauwesen ha琀琀e es nämlich unterlassen, die 
Grenzen der festgesetzten Überschwemmungsgebiete 
in der Verordnung kartographisch auszuweisen. Für das 
Niedervieland fehle es darüber hinaus an textlichen 

Festsetzungen der Gebietsgrenzen. Das Niedervieland 

habe auch im allgemeinen „Volksbewusstsein“ keinen 
so fest umrissenen Inhalt, dass seine Festlegung durch 
Rechtsnorm entbehrlich wäre: „Gewiss werden viele 
Bremer mit dem Niedervieland die Vorstellung einer 
Marschenlandscha昀琀 verbinden, die im bremischen 
Staatsgebiet am linken Weserufer liegt und die seit 

kurzem den Neustädter Hafen aufzunehmen bes琀椀mmt 
ist. Dagegen ist dem Oberverwaltungsgericht nicht 

bekannt, ob sich auch über die Grenzen dieser Land-
scha昀琀 eine einheitliche und eindeu琀椀ge Vorstellung in 
der Bevölkerung herausgebildet hat“. Es werde auch 
nicht ausreichend präzisiert, was innerhalb des Nie-
dervielandes als besonders gefährdetes Gebiet gelten 
solle. Die Bes琀椀mmung enthalte ein erhebliches Unsi-
cherheitsmoment, da sie aus dem Gebiet diejenigen 
Flächen ausklammere, die auf Grund ihrer Höhenlage 

„hinreichend geschützt“ seien. Dem Bürger dürfe nicht 
die Ermi琀琀lung aufgebürdet werden, welche Flächen 
dies im Einzelfall sind. Nach Ansicht des Gerichts recht-
fer琀椀gten weder der Umstand, dass sich der Senat unter 
dem Eindruck der Sturm昀氀ut von 1962 zu schnellem 
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Geschä�sverlust  
in der Reichspogromnacht

Der lange Weg einer NS-Verfolgten zur Entschädigung

Aktenzeichen  
5 LA 32/68 (VG)
4.139/1 Nr. 366 (Staatsarchiv)

Frau K. war bereits achtzig Jahre alt, als sie im Febru-

ar 1968 Klage vor dem Verwaltungsgericht Bremen 
erhob. Sie lebte zu diesem Zeitpunkt schon lange in 
Israel. Auf den ersten Blick war ihr Fall eine der vielen 

„Lastenausgleichssachen“, die nach dem Zweiten 
Weltkrieg zeitweise fast die Häl昀琀e aller Verfahren vor 
dem Verwaltungsgericht Bremen ausmachten. Zum 
Stadtgespräch wurde dieses Verfahren wahrscheinlich 
nicht. Denn die Ereignisse, über die verhandelt wurde, 
hä琀琀en kaum weiter von Bremen und Bremerhaven 
en琀昀ernt sta琀�inden können. Die Bedeutung des 
Urteils, das am 29. Januar 1971 in der Sache von Frau 
K. erging, ist dennoch nicht zu unterschätzen. Denn 
es geht nicht lediglich um eine Rechtsfrage, sondern 
um das dunkelste Kapitel deutscher Geschichte, die 
westdeutsche Wiedergutmachungspoli琀椀k und die 
Wirkung einer „rein juris琀椀schen“ Argumenta琀椀on 
auf die Betro昀昀enen.

Der „Fall“ von Frau K. nahm seinen Anfang im ober-
schlesischen Beuthen (heute Bytom in Polen), wo sie 
fünfzig Jahre lang gelebt ha琀琀e. In der Bahnhofstraße 
von Beuthen befand sich ihr Ladengeschä昀琀 mit drei 
großen Schaufenstern, in dem es Glas-, Porzellan- und 
Lederwaren zu kaufen gab. Ob Frau K. am 09.11.1938 
schon ahnte, dass dies für sie und ihren Mann der letzte 
Tag als Geschä昀琀sinhaber sein würde, lässt sich nicht 
sagen. Was wir wissen, ist, dass die kommende Nacht 
eine unheilvolle war. Denn als Juden wurden sie Opfer 
der staatlich angeordneten Pogrome, die man später 
– heute wird dies als euphemis琀椀sch problema琀椀siert – 
„(Reichs-) Kristallnacht“ nannte.

In besagter Nacht wird das Geschä昀琀, das Frau K. 

1968

Der Lastenausgleich war ein 

Entschädigungsprogramm, das 
nach dem Zweiten Weltkrieg in 
der Bundesrepublik Deutschland 
eingeführt wurde. Er diente dazu, 

auf der Grundlage einer Vermö-
gensabgabe die Lasten derjenigen 

deutschen Bevölkerungsteile aus-
zugleichen, die ihre wirtscha昀琀- 
liche Existenzgrundlage infolge des 

Krieges nahezu verloren ha琀琀en. Ins-
besondere ging es um die Einglie-
derung der deutschen Flüchtlinge 
- 1950 lebten in der Bundesrepublik 
etwa 8 Millionen Vertriebene und 

Flüchtlinge sowie weit mehr als 
1 Millionen Zuwanderer aus der 
Sowje琀椀schen Besatzungszone - so-
wie derer, die besonders schwere 

wirtscha昀琀liche Schäden erli琀琀en hat-
ten (wie z. B. die Ausgebombten).  
Wie es dazu kam, dass NS-
Verfolgte nach dem Lasten-
ausgleichsgesetz entschädigt 
wurden, erläutert der Artikel.
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zu diesem Zeitpunkt seit achtzehn Jahren führt, von 
SS- und SA-Leuten geplündert. Sie zerschlagen die 
Fensterscheiben. Glas und Porzellanwaren werden 
heruntergeworfen. Ihr Mann wird am nächsten Morgen 
gezwungen, das Geschä昀琀 aufzuschließen. Noch bis zum 
späten Abend werden die Waren aus dem Geschä昀琀 
abtranspor琀椀ert. Irgendwann wird der Laden von der 
Polizei versiegelt und ein Abwickler übernimmt das 
Geschä昀琀. Frau K. und ihr Mann werden es nie wieder 
betreten. Knapp ein halbes Jahr später gelingt es ihnen, 
in das Gebiet des heu琀椀gen Staates Israel auszuwandern.

Ein westdeutsches Nachkriegsangebot an die über-
lebenden Opfer des Na琀椀onalsozialismus lautete: Wie-
dergutmachung durch Entschädigung. Die sogenannte 
Wiedergutmachungspoli琀椀k brachte eine eigene Verwal-
tung hervor, deren Aufgabe es war, die bestehenden Ent-
schädigungsgesetze auf den einzelnen Fall anzuwenden. 

Die ersten Entschädigungsregelungen erwiesen sich 

allerdings bald als lückenha昀琀. Dies betraf unter ande-
rem Fälle, in denen die Antragsteller aus ehemaligen 

deutschen Ostgebieten oder Osteuropa stammten und 
nicht in der Bundesrepublik lebten, sondern wie Frau 
K. ausgewandert waren. Die Jewish Claims Conference, 
eine jüdische Interessenvertretung, drang daher auf eine 

Ausweitung des Wiedergutmachungsrechts. Diesem 

Anliegen s琀椀mmte die Bundesrepublik letztlich zu. Die 
Umsetzung erfolgte aber denkbar kompliziert. Denn 
sta琀琀 die Entschädigungsansprüche für NS-Verfolgte 
einfach für eine weitere Personengruppe zu ö昀昀nen, 
wurde ein neuer Entschädigungsweg über das Recht des 

Lastenausgleichs gescha昀昀en. Das Lastenausgleichsge-
setz (LAG) diente ursprünglich nicht der Entschädigung 
von NS-Verfolgten, sondern von Vertriebenen, also 

denjenigen, die östlich der Oder-Neiße-Grenze gelebt 
ha琀琀en und im Zuge des Kriegsendes von dort ge昀氀üchtet 
oder vertrieben worden waren. Die neue Rechtslage 
bedeutete, dass nun NS-Verfolgte eine Entschädigung 
nach dem LAG erhielten, wenn sie hypothe琀椀sch – also 
bei Hinwegdenken ihrer vorherigen Verfolgung – von 
den Vertreibungsmaßnahmen gegen Deutsche betro昀昀en 
gewesen wären.

Frau K. gehörte zu diesem Personenkreis, der grund-
sätzlich einen solchen Entschädigungsanspruch geltend 
machen konnte. Und dennoch lehnte das Ausgleichsamt 
Bremen ihren Antrag ab. Bevor wir uns den Gründen 
hierfür widmen, stellt sich allerdings die Frage, warum 

ihr Antrag ausgerechnet in Bremen bearbeitet wurde.

Dass eine bremische Behörde in dieser Sache zu 

entscheiden ha琀琀e, resul琀椀erte aus der bundesweit 
zentralen Zuständigkeit des Ausgleichsamts Bremen 

für Antragsteller, die außerhalb Europas (mit Ausnah-
me der USA) lebten. Diese Sonderzuständigkeit führte 
dazu, dass jüdische Antragsteller, die – wie Frau K. – 
aus ehemaligen deutschen Ostgebieten oder anderen 
osteuropäischen Gebieten stammten und nach Israel 
ausgewandert waren, stets das Verwaltungsgericht 

Bremen anriefen, wenn sie sich gegen die Ablehnung 

ihres Antrags zur Wehr setzten. Entsprechend normal 
war es damals für das Gericht, Informa琀椀onen aus Ost-
europa zu sammeln, Anfragen an in Israel lebende Kläger 
zu stellen und mit über das Bundesgebiet verstreut 

lebenden, hochbetagten Zeugen in Kontakt zu treten.
Im Fall von Frau K. lagen die Dinge aus Sicht des 

Ausgleichsamts Bremen folgendermaßen: Sie ha琀琀e 
in ihrem Entschädigungsantrag angegeben, dass ihr 

Luxuswarengeschä昀琀 „in der Kristallnacht vollständig 

„Sämtliche jüdische Geschä昀琀e sind sofort von SA-Männern 
in Uniform zu zerstören. [...] Jüdische Synagogen sind sofort  
in Brand zu stecken, jüdische Symbole sind sicherzustellen. 
Die Feuerwehr darf nicht eingreifen. [...] Die Polizei darf nicht 
eingreifen. [...] Sämtliche Juden sind zu entwa昀昀nen. 
Bei Widerstand sofort über den Haufen schießen.“

Heinrich Böhmcker, Bremer Bürgermeister und Chef der SA-Gruppe Nordsee 
am 9. November 1938
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zertrümmert und geplündert“ worden war. Das Aus-
gleichsamt Bremen – genau wie die nächst höhere 
Verwaltungsinstanz – bestri琀琀 dies nicht, sah sich jedoch 
nicht dazu in der Lage, einen Entschädigungsanspruch 
zu bejahen. Ausgangspunkt war eine Vorschri昀琀, in der 
es hieß: „Entzogen […] sind Vermögensgegenstände, 
deren Eigentum der Eigentümer in der Zeit vom 30. 
Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 aus Gründen […] 
der Rasse […] verloren hat“. Die Behörden vertraten 
die Ansicht, dass all das, was im Laden der Frau K. zer-
stört und geplündert worden war, keine „Entziehung“ 
darstelle. Ob ihr im Anschluss noch Vermögenswerte 
„entzogen“ worden seien, habe Frau K. nicht dargelegt. 
Mit anderen Worten lautete die Entscheidung: Keine 
Entschädigung ohne Au昀氀istung der Gegenstände, die 
die „Kristallnacht“ überstanden ha琀琀en und erst später 
durch den Abwickler veräußert worden waren.

Frau K. gab sich mit diesem Ergebnis nicht zufrieden. 
Sie reichte über einen Frankfurter Rechtsanwalt Klage 
beim Verwaltungsgericht Bremen ein und forderte eine 
Entschädigung in Höhe von 3.000 DM. Das Verfahren 
gestaltete sich für das Gericht mühsam, wie wohl o昀琀 
in Verfahren dieser Art. Der Berichtersta琀琀er forderte 
weitere Akten an und ließ neue Schadensberechnungen 

anstellen. Er wandte sich an zwei ehemalige Bewohne-
rinnen von Beuthen und fragte nach Einzelheiten. Sie 
bestä琀椀gten, dass sie das Geschä昀琀 der Frau K. gekannt 
hä琀琀en, dass es sich (so eine der beiden) um „eines 
der größten und schönsten Geschä昀琀e in Beuthen“ ge-
handelt habe und es von der SS bzw. SA zerstört und 
geplündert worden sei. Genaueres konnten aber auch 
sie nicht sagen. Im Herbst 1970 erreichte das Verwal-
tungsgericht ein Brief der inzwischen fast 82-jährigen 
Frau K. aus Israel. In hö昀氀ichen Worten formulierte sie, 
dass sie sich sehr über das Ausgleichsamt wundere. 

Die Situa琀椀on sei doch nicht anders, als wenn einem 
nichtjüdischen Geschä昀琀sinhaber bei Kriegsende vor 
der o昀케ziellen Wegnahme seines Geschä昀琀s durch die 
polnischen Behörden ein Teil seines Warenlagers durch 
Freischärler demoliert worden wäre. Damit brachte 
sie den Rechtsgedanken, der sich hinter der überaus 

komplizierten Regelungstechnik verbarg, auf den Punkt.
Nach knapp drei Jahren verkündete das Verwal-

tungsgericht schließlich sein Urteil. Es gab der Klage 
sta琀琀. Das Ergebnis scheint sich aus moralischer Sicht 
geradezu aufzudrängen, erforderte aber einen hohen 
rechtstechnischen Begründungsaufwand. Die Kammer 

ging – anders als die Behörden – von einem einheit-
lichen Schaden aus, der der Klägerin durch die „Reichs-
kristallnacht“ entstanden sei. Auch die Verwüstungen 
in jener Nacht seien unter den Begri昀昀 der „Entziehung“ 
zu fassen. Etwas versteckt 昀椀ndet sich die Kernaussage 
gegen Ende des Urteils: dass nämlich nicht zuletzt aus 

dem Billigkeitsgedanken heraus eine durch Verfolgung 
eingetretene Zerstörung wie ein Vertreibungsschaden 

behandelt werden müsse.

Das Verfahren war damit jedoch noch nicht zu Ende. 
Denn es wurde Revision beim Bundesverwaltungsgericht 
eingelegt. Nochmals wurden Schri昀琀sätze ausgetauscht. 
Der Ausgleichsfonds betonte, dass die reine Zerstörung 
und Plünderung keine Entziehung sein könne, weil eine 

Entziehung erfordere, dass jemand Dri琀琀es die Ge-
walt über die Sachen erlangt habe. Der Rechtsanwalt 

von Frau K. argumen琀椀erte, dass sie eben nicht Opfer 
irgendeiner Plünderung geworden sei, sondern einer 
staatspoli琀椀schen Entscheidung. Es sei nicht die „Mül-
ler- oder Schulze-Kristallnacht“ gewesen, sondern die 
„Reichskristallnacht“. Am 13.07.1972 wies das Bundes-
verwaltungsgericht die Revision zurück und bestä琀椀gte, 
was das Verwaltungsgericht Bremen für Recht erkannt 

ha琀琀e. Auch die Zerstörung und Plünderung von Wirt-
scha昀琀sgütern in der „Reichskristallnacht“ stelle eine 
Entziehung dar. Es komme auf die erli琀琀enen Verluste 
an, und nicht darauf, ob es einen Erwerber gebe. Frau 
K. ha琀琀e damit gegen die Ausgleichsverwaltung „ge-
wonnen“. Was ihr dies genau bedeutete, wissen wir 
nicht. Vielleicht ging es in die Richtung dessen, was 

eine ihrer ehemaligen Kundinnen aus Beuthen wie 
folgt gegenüber dem Verwaltungsgericht Bremen zu 
Papier brachte: „Ich wünschte da[ß] man Frau [K.] zu 
ihrem Recht verhil昀琀, denn das was sie verloren hat, 
kann man ihr nie ersetzen.“ •

Text: Dr. Frauke Kruse

Auszug aus der Akte des Staatsarchivs  
(Seite 11, Schreiben einer Zeugin)     →
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Namen sind Schall und Rauch?  

Der Kampf um den „Studienrat“

Aktenzeichen  
4.139/2 Nr. 16 (Staatsarchiv)

Wir schreiben das Jahr 1978 n. Chr. In ganz Deutsch-

land sind A 13-Stellen an Gymnasien und berufsbil-
denden Schulen von Studienrät*innen besetzt. In ganz 
Deutschland? Nein – ein kleines, von unbeugsamen 
Egalitarist*innen bevölkertes Bundesland im Nord-

westen beginnt, dem Standesdünkel Widerstand 
zu leisten…

So oder so ähnlich hä琀琀en Réné Goscinny und Albert 
Uderzo wohl beschrieben, was sich in Bremen und 
Bremerhaven in den späten 1970er und frühen 1980er 
Jahren ereignete. Es war eine Zeit großer gesellscha昀琀-
licher Reformen. Das Land Bremen und seine von 
Kri琀椀kern o昀琀 als „rote Kaderschmiede“ geschmähte Uni-
versität gehörten dabei zur Avantgarde. Schon im Jahr 
1974 wurde das Bremische Lehrerausbildungsgesetz 
geändert: Lehrer*innen wurden fortan nicht mehr für 
bes琀椀mmte Schulformen, sondern schulartsübergreifend 
für „Stufen“ (Primarstufe, Sekundarstufe I, Sekundar-
stufe II und Sonderpädagogik) ausgebildet. Das Gesetz 
bezeichnete die Ausbildungen dieser „Stufenlehrer*in-
nen“ ausdrücklich als „wissenscha昀琀lich gleichrangig“. 
Eine 1977 in das Bundesbesoldungsgesetz eingefügte 
Ö昀昀nungsklausel (§ 80 Abs. 2 BBesG i.d.F. des Sechsten 
Besoldungserhöhungsgesetzes vom 15.11.1977, BGBl. 
I S. 2117), deren Reichweite allerdings umstri琀琀en war, 
ermöglichte es nach Au昀昀assung des bremischen Ge-
setzgebers, aus der Reform der Lehramtsausbildung 
beamtenrechtliche Konsequenzen zu ziehen: Mit Ge-
setz vom 16.10.1978 (Brem.GBl. S. 219) ersetzte die 
Bürgerscha昀琀 die Amtsbezeichnung „Studienrat“ durch 
die für alle Lehrkrä昀琀e einheitliche Amtsbezeichnung 
„Lehrer für das Lehramt an ö昀昀entlichen Schulen“ – kurz: 

„LöSch“ (die weiblichen Amtsbezeichnungen nannte das 
Besoldungsgesetz damals noch nicht ausdrücklich). Die 
Senatskommission für das Personalwesen informierte 
im März 1979 alle Studienrät*innen, dass sie kün昀琀ig die 
Amtsbezeichung „Lehrerin bzw. Lehrer für das Lehramt 

an ö昀昀entlichen Schulen“ trügen. 
Dreißig „LöSch-Frauen“ und „LöSch-Männer“ zogen 

gegen die gefühlte Degradierung vor das Verwaltungsge-
richt der Freien Hansestadt Bremen. Unter den Klagen-
den befanden sich sowohl Bestands-Studienrät*innen 
als auch Neu-Lehrkrä昀琀e mit der Befähigung für das 
Lehramt an Gymnasien, die lieber zur „Studienrä琀椀n“ 
oder zum „Studienrat“ als zur Lehrerin bzw. zum Lehrer 
„für das Lehramt an ö昀昀entlichen Schulen“ ernannt 
worden wären. Sie hielten die neue Amtsbezeichnung 
für nicht „anredefähig“, sahen ihre wissenscha昀琀liche 
Quali昀椀ka琀椀on darin nicht ausreichend gewürdigt und 
befürchteten Schwierigkeiten bei der Versetzung in 

andere Bundesländer. Der Senat entgegnete, Nachteile 

bei der Besoldung oder bei Beförderungschancen seien 
mit der Umbenennung nicht verbunden. Es handle sich 

um einen „fortschreitenden Vollzug des Gleichheits-
grundsatzes“; Amtsbezeichnungen seien mi琀琀lerweile 
kein „Statussymbol“ mehr. 

Weil es letztendlich nur um einen „Streit ums E琀椀-
ke琀琀“ mit ideologischen Untertönen ging, ließ sich 
herrlich spö琀琀eln: Für den Anwalt der Klagenden – 
seines Zeichens damals zugleich stellvertretender 

Vorsitzender der CDU-Bürgerscha昀琀sfrak琀椀on – kam 
die neue Amtsbezeichnung sprachlich „fast an den 
Donaudampfschi昀昀fahrtsgesellscha昀琀skapitän heran“; 
ein Leser*innenbriefschreiber schlug im Weser-Ku-
rier vor, das Amt eines „Umbennungsrats, Verzeihung, 

1978



51

Das Wachstum der 60er und 70er Jahre

eines höheren Beamten für die Umbenennung höherer 

Beamter“ zu scha昀昀en, der sich um die Umbenennung 
von „Polizeirat, Landrat, Veterinärrat, Rundfunkrat, 
wissenscha昀琀licher Beirat, Fahrrat, Heirat, Karat, guter 
Rat, Rathaus, Ratzeburg, Ratenzahlung und Planquadrat“ 
kümmern solle. Der Spiegel wiederum mockierte sich 
über Gymnasiallehrer*innen als die „Bessergestellten 

ihrer Zun昀琀“, die an ihrem „ehrwürdigen Titel“ und den 
mit ihm verbundenen „Unterschieden zwischen den 

feinen und weniger feinen Lehrern“ festhalten wollten. 
Ein Ar琀椀kel im Weser-Kurier stellte gar einen Zusammen-
hang zwischen hergebrachten Amtsbezeichnungen und 

„der vordemokra琀椀schen Zeit deutscher Poli琀椀k“ her. 
Die bremische Verwaltungsgerichtsbarkeit entschied 

mit der uns Verwaltungsrichter*innen so unnachahmlich 
eigenen Fähigkeit zu kunstvoller Di昀昀erenzierung (VG 
Bremen, Urteile vom 01.03.1979, III A 217/79, 255/79 
und 283/79; OVG Bremen, Urteile vom 31.03.1981 - 2 
BA 1/80 und 2 BA 2/80): 

- „Studienrat“ bzw. „Studienrä琀椀n“ dür昀琀en sich 
weiterhin diejenigen Lehrkrä昀琀e nennen, in deren Er-
nennungsurkunden diese Amtsbezeichnung stehe. 

Denn das Gesetz zur Änderung des Bremischen Besol-
dungsgesetzes vom 16.10.1978 regle nicht die Amts-
bezeichnung der Lehrer*innen, die vor seinem Erlass 
ernannt wurden. Zu diesem Ergebnis kamen die Richter 

(Richterinnen waren an den Urteilen nicht beteiligt) 
durch eine Gesetzesauslegung, die im Vergleich zur 

Grundsätzlichkeit der Argumente der Beteiligten me-
thodisch angenehm nüchtern aus昀椀el. Unter anderem 
vermisste das Oberverwaltungsgericht in dem Gesetz 

vom 16.10.1978 eine Übersicht, die alte und neue 
Amtsbezeichnungen einander gegenüberstellt. Sol-
che Überleitungsübersichten seien üblich, wenn der 
Gesetzgeber Amtsbezeichnungen auch für Bestands-
beamt*innen ändern wolle. 

- Diejenigen Lehrkrä昀琀e, die nach dem 16.10.1978 
zu „Lehrerinnen bzw. Lehrern für das Lehramt an öf-
fentlichen Schulen“ ernannt wurden, müssten diese 
Amtsbezeichnung hingegen hinnehmen. Insoweit habe 

das Land Bremen im Rahmen der Ermäch琀椀gung durch 
§ 80 Abs. 2 BBesG in verfassungsrechtlich zulässiger 
Weise ein neues Amt und eine neue Amtsbezeichnung 

für Lehrkrä昀琀e gescha昀昀en, die für die Sekundarstufe II 
ausgebildet wurden, aber in der Sekundarstufe I ein-
gesetzt werden. Die neue Amtsbezeichnung sei hin-
reichend anredefähig, denn sie bereite „nicht solche 
Schwierigkeiten, dass man sich dabei die Zunge bricht.“ 

- Lehrkrä昀琀e, die für die Sekundarstufe II ausge-
bildet wurden und dort eingesetzt werden, dür昀琀en 
unmi琀琀elbar aufgrund des BBesG die Amtsbezeichnung 
„Studienrä琀椀n“ bzw. „Studienrat“ führen. Ihre Rechts-
stellung falle nicht unter die Ö昀昀nungsklausel in § 80 
Abs. 2 BBesG und könne daher nicht durch bremisches 

Landesrecht geregelt werden. 

Diese Urteile wurden rechtskrä昀琀ig. Das Ende des 
„Titelstreits“ markierten sie dennoch nicht. Denn zwei 
Lehrkrä昀琀e, die im März 1979 trotz bestandener Staats-
prüfung für das Gymnasiallehramt zu „Lehrern für das 
Lehramt an ö昀昀entlichen Schulen“ ansta琀琀 zu „Studien-
räten“ ernannt worden waren, ha琀琀en Verfassungsbe-
schwerde unmi琀琀elbar gegen das Gesetz zur Änderung 
des Bremischen Besoldungsgesetzes vom 16.10.1978 
erhoben. Das Bundesverfassungsgericht gab ihnen 
am 14.12.1982 (BVerfGE 62, 374 昀昀.) Recht: Die Amts-
bezeichnung „Lehrer für das Lehramt an ö昀昀entlichen 
Schulen“ verstoße für Lehrer*innen mit der Befähigung 
für die Sekundarstufe II gegen Art. 33 Abs. 5 GG. Zu den 
hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums 

gehöre das Recht auf eine „angemessene Amtsbezeich-
nung“. Der Amtsbezeichnung müsse sich „im Rahmen 
des Möglichen“ entnehmen lassen, „wo der Amtsin-
haber seiner Befähigung und Leistung entsprechend 
im Gefüge der Ämter hingehört“. Diese Aussagekra昀琀 
habe die Amtsbezeichnung „Lehrer für das Lehramt 

an ö昀昀entlichen Schulen“ nicht. Der Umstand, dass 
alle Lehrkrä昀琀e „im Grunde doch die gleiche Aufgabe 
[haben], nämlich Unterricht zu erteilen“, dürfe nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass „der Unterricht in der 

Sekundarstufe II qualita琀椀v andere und erweiterte An-
forderungen an den den Unterricht erteilenden Lehrer 
stellt“. Denn der Unterricht in der Sekundarstufe I diene 
einer „wissenscha昀氀ich orien琀椀erten Grundausbildung, 
während der Sekundarbereich II berufsquali昀椀zierende 
und studienbezogene Bildungsgänge zusammenfa[sse]“. 
Diese Unterschiede dür昀琀en nicht durch eine einheitliche 
Amtsbezeichnung für Lehrende mit der Befähigung für 
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die Sekundarstufe II und Lehrende mit der Befähigung 

für andere Stufen eingeebnet werden. Allerdings ver-
langte das Bundesverfassungsgericht nicht die Rückkehr 

zur Studienrät*in. Welche Amtsbezeichnungen für die 

Stufenlehrer*innen mit der Befähigung für die Sekun-
darstufe II angemessen seien, habe der Gesetzgeber 

im Rahmen seiner Gestaltungsfreiheit zu entscheiden.

Die Nachwehen der juris琀椀schen Auseinandersetzung 
hielten noch mehrere Jahre an. Poli琀椀k und Betro昀昀ene ta-
ten sich mit der Umsetzung der Entscheidungen schwer. 

Während Beamtenbund und Lehrendenverbände auf 

die Rückkehr zur Studienrät*in pochten, lehnten Senat 
und Bürgerscha昀琀 dies ab. Jahre gingen ins Land, ohne 
dass neue Amtsbezeichnungen gefunden wurden. Die 

Senatskommission für das Personalwesen gestand den 
„LöSchs“ mit Befähigung für die Sekundarstufe II vorerst 
zu, sich Studienrät*innen zu nennen, allerdings ohne 
ihnen neue Ernennungsurkunden auszuhändigen. Elf 

Lehrkrä昀琀e aus Bremerhaven, die versuchten, die Amts-
bezeichnung „Studienrat“ einzuklagen, wurden vom 
Verwaltungsgericht im November 1983 und vom Ober-
verwaltungsgericht im August 1984 darauf verwiesen, 
sich bis zu einer Neuregelung der Amtsbezeichnungen 

durch den Landesgesetzgeber zu gedulden. Erst 1988 
kamen Senat und Bürgerscha昀琀 dem Au昀琀rag des Bun-
desverfassungsgerichts, die Amtsbezeichnungen neu 

zu regeln, nach (Gesetz zur Änderung des Bremischen 

Besoldungsgesetzes vom 31.05.1988, BremGBl. S. 139). 
Die Auferstehung des Studienrats blieb aus. Die neuen 

Amtsbezeichnungen lauteten: Lehrerin bzw. Lehrer für 

die Primarstufe, Lehrerin bzw. Lehrer für die Sekundar-
stufe I, Lehrerin bzw. Lehrer für die Sekundarstufe II 

sowie Lehrerin bzw. Lehrer für Sonderpädagogik. Die 
bis dahin ernannten „Lehrerinnen bzw. Lehrer für das 

Lehramt an ö昀昀entlichen Schulen“ wurden durch Art. 
2 des Gesetzes entsprechend der Schulstufe, für die 
sie die Lehramtsbefähigung besitzen, in die neuen 

Amtsbezeichnungen übergeleitet. Die letzte Gerichts-
entscheidung in der Angelegenheit fällte das Bundesver-
waltungsgericht am 17.03.2005 (2 B 100/04): Es bestä-
琀椀gte die Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts 
der Freien Hansestadt Bremen (Urt. v. 18.08.2004 – 2 A 
297/03), wonach als „LöSch“ ernannte Lehrkrä昀琀e mit 

der Befähigung für die Sekundarstufe II keinen Anspruch 
auf eine neue Ernennungsurkunde haben. Die s琀椀llen 
Schlusspunkte setzte jedoch der Gesetzgeber: Durch 
das Beamtenrechtsneuregelungsgesetz vom 22.12.2009 
wurde die Anlage I zum Bremischen Besoldungsgesetz 
neu gefasst. Seither ist bei der Besoldungsgruppe A 13 
wieder die Amtsbezeichnung „Studienrä琀椀n, Studienrat“ 
aufgeführt. Eine Begründung dafür enthält der Gesetz-
entwurf nicht (vgl. Bürgerscha昀琀s-Drs. 17/882). Das Amt 
„Lehrerin, Lehrer für die Sekundarstufe II“ wurde durch 
das Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschri昀琀en 
vom 18.05.2017 zum „kün昀琀ig wegfallenden Amt“ und 
darf seither nicht mehr verliehen werden. Die Begrün-
dung spricht von einer redak琀椀onellen Überarbeitung 
(vgl. Bürgerscha昀琀s-Drs. 19/987, S. 28).

Die bremische Verwaltungsgerichtsbarkeit fremdelte 

zeitweilig selbst mit ihren Amtsbezeichnungen: Ab 1972 
bezeichnete sie in ihren Entscheidungen die mitwir-
kenden Spruchkörpermitglieder schlicht als „Richterin“ 
oder „Richter“ (und versetzte sie damit vom Wortlaut 
her in eine ewige Probezeit, vgl. § 19a Abs. 3 DRiG). 
Erst 2020 kehrte man zur Verwendung der korrekten 
Amtsbezeichnungen zurück. •

Text: Dr. Chris琀椀an Maierhöfer
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Lehrer im Physikübungsraum der
Fachoberschule Westen um 1972

Das Wachstum der 60er und 70er Jahre
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Die 1980er und 1990er Jahre in 
Bremen waren geprägt von tech-
nologischen Fortschri琀琀en und der 
Ausweitung von Dienstleistungs-
sektoren. Menschen waren zuneh-
mend von der globalen Vernet-
zung und dem Au昀欀ommen neuer 
Technologien wie dem Personal 
Computer beein昀氀usst. Es gab eine 
verstärkte poli琀椀sche Auseinander-
setzung mit Themen wie Rüstung 
und der Sta琀椀onierung von Mit-
telstreckenraketen. Kulturell gab 
es eine Blüte in der Musik- und 
Kunstszene. Die Stadt ha琀琀e eine 
bedeutende Punk- und New-Wave-
Kultur. Ein Gefühl der Rebellion und 
Non-Konformität war unter den 
jungen Menschen weit verbreitet. 

Im Zuge der Ra琀椀onalisierung in der 
Schi昀昀fahrt und der Aus昀氀aggung von 
Handelsschi昀昀en kam es auch zu 
Schließungen, wie etwa 1980 bei 
der Reederei DDG Hansa. Oder es 

gab Abwanderungen. 1970 erfolg-
te die Fusion des Norddeutschen 
Lloyd mit der Hamburger HAPAG. 
Firmensitz von Hapag-Lloyd ist seit-
dem Hamburg. Auch der ra琀椀ona-
lisierte Hafenumschlag kam bei 

steigendem Umschlag mit immer 

weniger Personal aus. 
Bremen stemmte sich der öko-

nomischen Strukturkrise entgegen 

und konnte etwa 1978 die Ansied-
lung eines Automobilwerks von 
Daimler-Benz erreichen. Auf der 
anderen Seite ließ sich der weit-
gehende Niedergang der beschäf-

琀椀gungsintensiven Schi昀저aubranche 
in Bremen und Bremerhaven nicht 

verhindern. So mussten 1983 die 
AG Weser-Wer昀琀 und 1997 nach 
längeren Schwierigkeiten auch 

die Wer昀琀 der Bremer Vulkan AG 
schließen. Ein posi琀椀ves Schlüssel-
ereignis war der Start des Raum-

fahrtprojekts Spacelab, an dem 
Bremer Unternehmen beteiligt 

waren, im Jahr 1983. Nach dem 
Fall der Berliner Mauer 1989 er-
lebte die Stadt durch die Wieder-
vereinigung Deutschlands und die 

Ö昀昀nung Osteuropas neue Impulse. 
Die Technologie, insbesondere das 
Internet, begann das tägliche Leben 

mehr und mehr zu verändern.

Die mit dem 琀椀efgreifenden 
Strukturwandel zunehmende Ar-
beitslosigkeit im Lande Bremen und 
deren soziale Folgeprobleme ließen 
die Zahl der Sozialhilfeverfahren  

– damals noch in der Zuständigkeit 
der Verwaltungsgerichte – erheb-
lich ansteigen. Noch weitaus stärker 
wirkten sich die Asylverfahren aus, 

deren starke Zunahme mit über 

1.000 neuen Asylverfahren im Jahr 

1980 die Scha昀昀ung einer Kammer 
für Asylsachen erforderlich machte. 
Bereits nach wenigen Jahren aller-
dings mussten die Asylverfahren 

auf mehrere, später auf sämtliche 
Kammern des Verwaltungsgerichts 
verteilt werden. Die Besonderhei-
ten des Asylrechts verlangten häu-
昀椀g eine intensive Au昀欀lärung des 
Sachverhalts nicht nur im Hinblick 

Die Herausforderungen der 
80er und 90er Jahre

1983 
Schließung der Werft  
AG Weser

1995 
Brigitte Dreger wird als erste Frau  
Vizepräsidentin des Oberverwaltungsgerichts

■  

■  

■  

■  

9. November 1989 
Fall der Berliner Mauer

3. Oktober 1990 
Wiedervereinigung Deutschlands

1997 
Schließung der Werft 
Bremer Vulkan AG

1993 
Umzug des Oberverwaltungsgerichts und 
der 2. Kammer des Verwaltungsgerichts
in die Villa Osterdeich 17 in Bremen

ab 1990 
Einzug von Personal Computern 
in die Verwaltungsgerichtsbarkeit

Strukturwandel, Friedensbewegung und Punk

1992
Hasso Kliese wird 
Präsident des Verwaltungsgerichts

1. Januar 1999 
Prof. Matthias Stauch wird 
Präsident des Verwaltungsgerichts

1993
Neuregelung des Asylrechts („Asylkompromiss“)

■  

■  

■  

■  

■  

■  
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auf das individuelle Vorbringen der 
Asylbewerber, sondern auch zu den 
Verhältnissen in den jeweiligen Hei-
matländern. 1988 wurde sogar eine 
eigene Asyl-Dokumenta琀椀on am 
Verwaltungsgericht Bremen ein-
gerichtet und hierfür ein wissen-
scha昀琀licher Mitarbeiter eingestellt.

Die Zahl der Richterinnen und 

Richter blieb von 1980 bis 1990 
im Wesentlichen konstant bei 16. 
Als Anfang der 1990er Jahre deut-
lich wurde, dass die Asylverfahren 

und die allgemeinen Verfahren mit 

diesem Personalbestand nicht mehr 
zu bewäl琀椀gen waren, wurde das 

Verwaltungsgericht bis 1998 auf 24 
Richterinnen und Richter verstärkt, 

die in nunmehr acht Kammern tä琀椀g 
waren. Dies stellt das bisherige Ma-
ximum der Stärke des richterlichen 

Personals dar.
Die personelle Ausweitung des 

Verwaltungsgerichts führte in dem 

Gebäude Altenwall 6 zu größeren 

Platznöten, zumal hier auch das 

Oberverwaltungsgericht unter-
gebracht war. Die räumliche Enge 

konnte 1993 behoben werden, als 
das Oberverwaltungsgericht eine 

neue Wirkungsstä琀琀e in der denk-
malgeschützten Villa Osterdeich 17 

Friedensdemonstra琀椀on auf dem Bremer Marktplatz am 01.09.1984
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Osterdeich 17  
Von 1993 bis 2004 Amtssitz des  
Oberverwaltungsgerichts und der  
2. Kammer des Verwaltungsgerichts →

bezog. Das Gebäude wurde intern 
nach dem langjährigen Präsiden-
ten des Oberverwaltungsgerichts 

ironisch „Palais Po琀琀schmidt“ ge-
nannt. Die 2. Kammer des Verwal-
tungsgerichts wechselte aufgrund 

des Raumbedarfs ebenfalls in das 

Gebäude Osterdeich 17.

Mit dem Gesetz zur Entlastung 

der Rechtsp昀氀ege vom 11.01.1993 
zog der zuvor bereits seit 1982 im 
Asylverfahrensgesetz vorgesehene 
fakulta琀椀ve Einzelrichter in die Ver-
waltungsgerichtsordnung ein. Im 
Asylrecht wurde durch Gesetz vom 
30.06.1993 die bereits seit 1982 
mögliche und prak琀椀zierte Über-
tragung ausgeweitet, insbesondere 
bes琀椀mmt, dass in asylrechtlichen 
Eilverfahren immer der Einzelrich-
ter entscheidet. Striktere prozes-

suale Regeln wurden häu昀椀g erst im 
Asylrecht, dann auch für allgemei-
ne Verfahren eingeführt. Mit dem 

sechsten Gesetz zur Änderung der 

Verwaltungsgerichtsordnung und 
anderer Gesetze vom 01.11.1996 
wurde unter anderem durch die 

Einführung der Zulassungsberufung 

der Zugang zu einer zweiten Tat-
sacheninstanz, dem Oberverwal-
tungsgericht, erheblich erschwert.

Bereits 1954 war erstmals 
eine Richterin der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit zu einem neben-
amtlichen “beamteten Mitglied” 
des Verwaltungsgerichts Bremen 

ernannt worden. Dennoch war es 
bis in die 1980er Jahre eine Aus-
nahme, dass Berufsrichterinnen 

in der bremischen Verwaltungs-
gerichtsbarkeit tä琀椀g waren. Am 
01.01.1990 wirkte lediglich eine 
Richterin beim Verwaltungsge-
richt. Beim Oberverwaltungsge-
richt gab es zu diesem Zeitpunkt 
überhaupt keine Richterinnen. Die 
Einstellungspoli琀椀k der 1990er Jahre 

1999  - 75 Jahre Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Mi琀琀els dem QR-Code gelangen Sie zum 
Aufsatz „75 Jahre Verwaltungsgerichtsbar-
keit“ des Vizepräsidenten a. D. Ingo Kramer. 
Den Aufsatz können Sie außerdem auf der 

Homepage des Verwaltungsgerichts unter  
www.verwaltungsgericht.bremen.de nachlesen.

brachte hier einen wesentlichen 

Wandel. 1995 ha琀琀e das Oberver-
waltungsgericht mit Frau Brigi琀琀e 
Dreger erstmals eine Vizepräsiden-
琀椀n und damit Senatsvorsitzende, 
im Verwaltungsgericht waren 1999 
unter 24 Richterinnen und Richtern 

inzwischen acht Frauen. Diese Ent-
wicklung zur Parität sollte sich bis 
in die Gegenwart fortsetzen. Der-
zeit (Stand August 2024) sind nach 
den Geschä昀琀sverteilungsplänen am 
Verwaltungsgericht Bremen neun 

Richterinnen und zehn Richter tä-
琀椀g; am Oberverwaltungsgericht 
Bremen sind es drei Richterinnen 

und drei Richter. •
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Herr Kramer, können Sie uns einen Einblick in die Kriegs-
dienstverweigerungsverfahren aus Ihrer Zeit am Ver-
waltungsgericht Bremen geben?
Ingo Kramer: Meine Arbeit als junger Richter am Ver-
waltungsgericht Bremen begann 1985, interessanter-
weise in einer Zeit, als die Frage des Kriegsdienstes 
und seiner Verweigerung sehr präsent war. Ursprüng-
lich kam ich aus der Jus琀椀zverwaltung, mit einem 
starken Hintergrund in der Ausbildung von Juristen. 
Neben einigen Tauglichkeitsrechtsstrei琀椀gkeiten, wie 
dem Fall eines Sto琀琀erers, der letztendlich von uns als 
wehrdienstunfähig anerkannt wurde, waren es in den 

Kriegsdienstverweigerungsverfahren vor allem die Ge-
wissensentscheidungen, die im Mi琀琀elpunkt standen. 
Die meisten Entscheidungen wurden nicht verö昀昀ent-
licht, weil es keine rechtlichen Grundsatzprobleme 
gab, sondern immer der Einzelfall beurteilt wurde. 

Wie standen Sie persönlich zum Wehrdienst? 
Ich wurde damals bei der Tauglichkeitsprüfung 

als nicht ausreichend tauglich für die Bundeswehr 

ausgemustert, sodass ich mich dem Verfahren der 
Kriegsdienstverweigerung nicht unterziehen musste. 
Aber ich ha琀琀e natürlich zuvor damals viel darüber ge-
lesen und kannte auch die Praxis dieser Befragungen. 

Als junger Mensch war ich ein erklärter Pazi昀椀st. Der 
Dienst in der Bundeswehr kam für mich nicht in Frage. 

Diese Haltung hat sich allerdings mit den Erfahrungen 

der letzten Jahre gewandelt, insbesondere angesichts 
globaler Kon昀氀ikte und der Notwendigkeit, Frieden und 
Sicherheit zu wahren. Der Pazi昀椀smus setzt ja voraus, 
dass andere die eigene Friedensbereitscha昀琀 genauso 

akzep琀椀eren und sich danach verhalten. Wir wissen ja 
leider, dass das nicht der Fall ist. Dennoch bleibt meine 
Überzeugung, dass Wa昀昀enlieferungen klare Grenzen 
haben müssen und etwa die Lieferung von Streubom-
ben inakzeptabel ist.  

Wie haben Sie die Verfahren der Kriegsdienstverweigerer 
als Richter erlebt?

Die Herausforderung war, die Glaubwürdigkeit der 
Gewissensentscheidungen zu bewerten. Wir mussten 

uns mit Klägern befassen, die vorher schon in zwei 
Ausschüssen, Prüfungsausschuss und Prüfungskam-
mer, gescheitert waren. Die Zusammensetzung dieser 

Ausschüsse war nicht so, dass Kriegsdienstverweigerer 
viel Freude daran ha琀琀en. Darin saßen häu昀椀g altge-
diente Militärs und dergleichen, die prinzipiell kein 
Verständnis ha琀琀en, dass jemand nicht freiwillig einen 
Dienst an der Wa昀昀e verrichten wollte. Wir mussten als 
Richter dann eine eigene Prüfung vornehmen, ob eine 
Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen vor-
lag oder nicht. Aber wir haben das nicht ins Extensive 
getrieben, wie manchmal in den Ausschüssen, wo 
absurde Fragestellungen an der Tagesordnung waren: 
„Was würden Sie machen, wenn auf dem Zeltplatz ihre 
Freundin von einem Trupp Rowdys vergewal琀椀gt wird.“ 
Also das waren in der Regel nicht sehr lebensnahe 
Sachverhalte, die dort in irgendeiner Weise geklärt 
werden mussten. Es ging natürlich immer darum, ob 
man in einer Notsitua琀椀on für die eigene Familie bereit 
ist, jemanden zu töten. Das war eigentlich immer der 

Fokus, welchen die Ausschüsse ha琀琀en, und das wurde 
manchmal extrem zugespitzt, also mit Erfahrungen, die 

„Wie war das noch? Eine Entscheidung, die an den Kriterien 

von Gut und Böse orien琀椀ert ist. Was ist das eigentlich?“

Was hä琀琀e wohl ein junger, selbsterklärter Pazi昀椀st und für die Bundeswehr Ausgemusterter geantwortet, dem 
- hellseherische Fähigkeiten vorausgesetzt - erklärt wird, dass er einige Jahre später beim Verwaltungsgericht 
Kriegsdienstverweigerungsverfahren behandeln würde?  

Das Kriegsdienstverweigerungsrecht wir昀琀 nicht nur juris琀椀sche, sondern auch 琀椀efgreifende moralische und 
gesellscha昀琀liche Fragen auf. Der ehemalige Vizepräsident des Verwaltungsgerichts Bremen, Ingo Kramer, 
teilt seine Erfahrungen, re昀氀ek琀椀ert über die Komplexität der Verfahren und die persönlichen Geschichten der 
Menschen hinter den Anträgen.

Interview: David Grie昀昀
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die jungen Menschen in ihrem Leben bis dahin nicht 

haben konnten und worüber sie sich natürlich auch 
nicht den Kopf zerbrochen ha琀琀en. Wenn dann jemand 
geantwortet ha琀琀e – ehrlicherweise –, ich weiß nicht, 
wie ich mich in so einer Situa琀椀on verhalten würde, 
dann war er vor den Ausschüssen schon durchgefal-
len. Dann sei diese unbedingte Einstellung gegen den 

Kriegsdienst nicht erkennbar geworden, wenn er nicht 
wüsste, wie er sich da verhalten würde. So etwas haben 
wir als Richter nicht gemacht. Wir haben uns schildern 

lassen, warum jemand zu der Entscheidung gekommen 
ist, den Kriegsdienst zu verweigern. Welche tragenden 
Gründe für ihn da gegeben waren. Wir bemühten uns, 

empathisch und gerecht zu sein.
Ein Beispiel, das mir in Erinnerung geblieben ist, 

betri昀� einen jungen Mann, der in Begleitung seines 
Pastors erschien und seine Entscheidung gegen den 
Dienst an der Wa昀昀e mit religiösen Argumenten be-
gründete. Er sei wegen dessen, was er aus der Bibel 

entnommen habe, nicht in der Lage, jemanden zu töten. 
Nun bin ich etwas bibelfest und habe ihm dann ein paar 
Beispiele aus dem Alten Testament vorgehalten. Da 
ging es ja – so nach dem Prinzip Auge um Auge, Zahn 
um Zahn – nicht immer völlig gewal琀昀rei zu. Die Bibel 
bietet mit Altem und Neuem Testament bekanntlich 
mehrere Ansätze und ich habe ihn gefragt, wie er das 

miteinander vereinbart. Seine Antwort hat zur allgemei-
nen Erheiterung, auch seines Pastors, beigetragen, da 
er meinte, Go琀琀 habe sich zwischen Altem und Neuem 
Testament weiterentwickelt. Das war vielleicht theolo-
gisch nicht ganz vollständig korrekt, aber wir haben ihm 
seine Gewissensentscheidung letztlich abgenommen.

Herr Kramer, können Sie uns von einem weiteren be-
sonders markanten Fall berichten?

Ja, da war einmal dieser überzeugte Superkom-
munist, der uns erklärte, er würde an der Seite der 

Vietkong kämpfen, da dies ein gerech琀昀er琀椀gter Be-
freiungskrieg sei. In der Bundeswehr wolle er nicht 
kämpfen; es könne in Europa ja nur ein Angri昀昀skrieg 
sein, den diese führen würde. Seine ideologisch ge-
prägte Sichtweise widersprach der absoluten, also 
nicht situa琀椀onsabhängigen Gewissensentscheidung, 
die das Bundesverwaltungsgericht forderte. Er war 
bereit, für bes琀椀mmte Überzeugungen zu kämpfen, 
lehnte aber den Dienst in der Bundeswehr ab. Dies 

führte auch bei uns zur Ablehnung seiner Verweigerung. 

Wie wirkt es sich aus, dass das Verwaltungsgericht in 
diesen Verfahren mangels Berufungsmöglichkeit die 
einzige gerichtliche Tatsacheninstanz war?

Die Entscheidungen, die wir getro昀昀en ha琀琀en, blie-
ben. Es gab kein Revisionsverfahren, wo wir aufgehoben 
worden wären. Wir haben uns an die Formeln des 
Bundesverwaltungsgerichts gehalten. Wie war das 

noch? Eine Entscheidung, die an den Kriterien von Gut 
und Böse orien琀椀ert ist. Was ist das eigentlich? Es ließ 
natürlich der Interpreta琀椀on hinreichend Raum. Wenn 
wir diese Formeln des Bundesverwaltungsgerichts in 
unsere Urteile hineinschrieben, dann wussten die, wir 

beachten ihre Rechtsprechung und setzen sie um. Und 
auch heute ist man als junger Richter ja auch nicht ganz 

Ingo Kramer, Jahrgang 1948, ist pensionierter Richter, 

zuletzt Vizepräsident des Verwaltungsgerichts Bremen, 
und Verfasser zahlreicher juris琀椀scher Werke

Niemand darf zum  
Kriegsdienst mit der Wa昀昀e 
gezwungen werden.
Art. 4 Abs. 3 Satz 1 GG
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schlecht beraten, wenn man sich an Entscheidungen des 

Bundesverwaltungsgerichts hält. Wenn man dagegen 

entscheidet – was ich in anderen Gebieten gerne auch 
mal gemacht habe in meiner Zeit als Richter, wenn ich 

die Kammer davon überzeugen konnte – muss man 
schon sehr gute Gründe dafür haben. Die Regel ist 
natürlich, dass man sich an die Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts hält. Dies scha昀� ja auch 
für die Beteiligten mehr Rechtssicherheit und Rechts-
klarheit.

Als ich an昀椀ng, gab es eine Au昀栀ebung eines Urteils 
des Verwaltungsgerichts Bremen durch das Bundes-
verwaltungsgericht in einem Verfahren aus 1982, die 
dann 1985 über die Flure ging. Der Richter, von dem die 
aufgehobene Entscheidung stammte – ein Vorsitzender, 
der 1985 in den Ruhestand trat, als ich am Gericht an-
昀椀ng – war so ein bisschen aus der Zeit gefallen. Ich ha琀琀e 
bereits als Rechtsreferendar in der Rolle des Klägerver-
treters mit ihm zu tun gehabt und ihn sogar in einem 
Tauglichkeitsverfahren wegen Befangenheit abgelehnt. 
Der Richter liebte absurde Sachverhaltseinordnungen 
und dergleichen. In unseren Befragungen spielten hin-
gegen etwa die Themen Schwangerscha昀琀sabbruch oder 
Verhalten im Straßenverkehr nie eine Rolle. 

Wie entwickelten sich die Verfahren über die Jahre?
Die Anzahl der Verfahren nahm ste琀椀g ab, bis sie 

mit der Aussetzung der Wehrp昀氀icht ganz endeten. Die 
Verfahren wurden durch Gesetzesnovellen vereinfacht 
und die früher eher rigide Praxis der Ausschüsse wich 

spätestens nach deren Abscha昀昀ung Mi琀琀e der 1980er 
Jahre einem liberaleren Umgang der Behörde mit der 

Kriegsdienstverweigerung.

Gab es Parallelen zwischen Kriegsdienstverweigerungs- 
und Asylverfahren?

In beiden Fällen war die Glaubwürdigkeit entschei-
dend. Allerdings waren die Maßstäbe bei Asylverfahren 

strenger. Die Konsequenzen der Entscheidungen waren 
und sind o昀琀 für die Betro昀昀enen weitreichender als bei 
Kriegsdienstverweigerung, es kann im Asylrecht um 
Leben und Tod gehen. Eine Parallele war sicherlich, 
dass es mit den ehrenamtlichen Richtern manchmal 

aufgrund von starken Vorprägungen – zwischen Asyl für 
jeden Antragsteller und, ich sag mal pla琀琀, „Ausländer 
raus“ – schwierig war.

Und wie war die Zusammenarbeit mit ehrenamtlichen 
Richtern in den Kriegsdienstverweigerungsverfahren?

Ihre Mitwirkung – wir verhandelten die Sachen in 
Kammerbesetzung – war manchmal herausfordernd, da 
persönliche Überzeugungen die Urteils昀椀ndung beein-
昀氀ussen konnten. Wenn jemand so eine Art staatsloyale 
Grundau昀昀assung ha琀琀e und es für selbstverständlich 
hielt, dass man seine bürgerliche P昀氀icht bei der Bun-
deswehr ableisten müsse, war es schwierig, denjenigen 

davon zu überzeugen, dass man sich trotzdem das Vor-
bringen der jeweiligen Kläger anhören muss und jedem 
individuell Gerech琀椀gkeit widerfahren muss. Dennoch 
gab es auch posi琀椀ve Erfahrungen, wo sich ehrenamtliche 
Richter von ihren Vorurteilen lösen konnten. Besonders 
erinnere ich mich an eine ehrenamtliche Richterin aus 

einer preußischen O昀케ziersfamilie, die anfangs kein 
Verständnis für Kriegsdienstverweigerung ha琀琀e. Ihre 
O昀昀enheit, sich im Laufe der Verfahren von den Argu-
menten der Kläger überzeugen zu lassen, und ihre 
anschließende Re昀氀exion über ihre eigenen Vorurteile 
waren beeindruckend. Sie zeigte, wie der Austausch 

im Gerichtssaal Perspek琀椀ven verändern kann und wie 
wich琀椀g O昀昀enheit im gerichtlichen Prozess ist. Sie hat 
am Ende ihrer Amtsperiode gesagt, dass diese Zeit für 
sie sehr hilfreich gewesen sei, da sie über Vieles neu 

nachgedacht habe. Das hat mich sehr gefreut.

Abschließend, wie blicken Sie auf die Behandlung von 
Kriegsdienstverweigerungssachen zurück?

Diese Fälle waren für mich eigentlich keine Rechts-
anwendung, sie waren eine Frage der Einstellung. Für 

mich war es so: Wenn jemand gute Gründe ha琀琀e, 
um nicht zur Bundeswehr zu gehen – und zwar nicht 
ideologisch geprägt – dann war das für mich völlig aus-
reichend. Also, ich erinnere mich an einen ehrenamt-
lichen Richter, der gesagt hat, den Kläger habe ich mal 
auf dem Freimarkt gesehen, wie der am Schießstand 

geschossen hat. Damit war für ihn klar, es kann keine 
unbedingte Gewissensentscheidung sein, wenn er zu 

seinem Vergnügen auf dem Freimarkt auf irgendwelche 

Sachen ballert. Aber das habe ich für absurd gehalten. 

Es war wich琀椀g, die Kläger fair und mit Verständnis für 
ihre Gewissenskon昀氀ikte zu behandeln. Mein Ziel war 
es, sie nicht unnö琀椀g in Schwierigkeiten zu bringen. Ich 
suchte nach ausreichend Material, um Entscheidungen 

im Einklang mit der Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts zu tre昀昀en. •
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Freie Fahrt für  
den „Kleinen Mercedes“

Aktenzeichen  
1 A 167/80 (VG)
1 BA/19/81 (OVG) 
4.139/3 Nr.417 (Staatsarchiv)

Im Jahr 1979 plante die Daimler-Benz AG die An-

siedlung einer Automobilfabrik im Holter Feld im 
Bremer Stad琀琀eil Sebaldsbrück. Im Zuge des Bau-

projekts sollte auf einer Fläche von über 600.000 
qm ein neues Werk errichtet werden, durch das die 
Produk琀椀on im Werk Süd des Konzerns erweitert 
werden sollte. Das Baufeld wurde im Süden durch 
die Sebaldsbrücker Heerstraße, im Norden durch die 
Ludwig-Roselius-Allee und im Osten durch die sog. 
„Ostrandstraße“ und den weiter östlich gelegenen 
Osterholzer Friedhof begrenzt. Im Südwesten sollte 
das sog. „Kaemena-Gelände“ bis zum Straßenbahnbe-

triebshof, in Nordwesten die Grund昀氀äche im Verlauf 
und einschließlich der Straße Im Holter Feld bis zum 
dor琀椀gen Schulgelände einbezogen werden. 

Das Großbauvorhaben löste erheblichen Widerstand 
nicht nur bei der umliegenden Wohnbevölkerung aus. 
Bürgerini琀椀a琀椀ven kri琀椀sierten die „gigan琀椀sche Industrie-
ansiedlung inmi琀琀en eines Wohngebiets“. Kleingärtner 
liefen gegen das Vorhaben Sturm. Aber auch Pastoren 
wandten sich gegen das Vorhaben und rügten unzu-
mutbare Lärmbeläs琀椀gungen im Hinblick auf Beerdi-
gungszeremonien auf dem Osterholzer Friedhof. Bei 
Ortsamtssitzungen des Ortsbeirats Hemelingen kam es 

im Zuge der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
für das Ansiedlungsgebiet gar zu tumultar琀椀gen Szenen. 

Den Bremischen Verwaltungsgerichten kam bei 

der Erweiterung des Werksgeländes schon früh eine 
Schlüsselrolle zu. So untersagte zunächst die 1. Kammer 
des Verwaltungsgerichts mit einstweiliger Anordnung 
vom 19.11.1979, u.a. die begonnenen Bauarbeiten 
an der Ostrandstraße, die vierspurig zwischen Holter 

Feld und Osterholzer Friedhof mit Anbindung zum 
Werksgelände gebaut werden sollte, fortzuführen, 
solange kein rechtsgül琀椀ger Bebauungsplan für das An-
siedlungsgebiet vorliege. Diese Entscheidung ließ die 
Juristen in der Baubehörde, so der damalige Bausenator 
Meyer, zunächst sprachlos zurück, ging man dort doch 
davon aus, dass die begonnenen Erdarbeiten im sog. 
Außenbereich keiner Genehmigung bedur昀琀en. Dieser 
Streit wurde vor dem Oberverwaltungsgericht durch 
einen am 08.01.1980 geschlossenen Vergleich beige-
legt, wonach die Anlieger den Bau der Ostrandstraße 
hinnahmen, weil sich die Stadtgemeinde verp昀氀ichtet 
ha琀琀e, die Trasse lediglich bis auf eine En琀昀ernung von 
50 Metern an die Ludwig-Roselius-AIlee heranzuführen. 
Das restliche Teilstück sollte nach dem Vergleich erst 
nach Inkra昀琀treten eines rechtsgül琀椀gen Bebauungsplans 
gebaut werden.

Bereits mit Beschluss vom 23.11.1979 ha琀琀e die 1. 
Kammer des Verwaltungsgerichts einen von Anliegern 
der Ludwig-Roselius-Allee geforderten Baustopp auf 
dem Mercedes-Gelände abgelehnt, weil unabhängig 
davon, ob die genehmigten Erdarbeiten im Holter Feld 
rechtswidrig seien oder nicht, Rechte der Antragsteller 
nicht verletzt würden.

Von März bis Mai 1980 erteilte das Bauordnungsamt 
der Stadtgemeinde Bremen der Daimler-Ben AG sodann 
die Baugenehmigungen zum Bau der „Rohbauhalle“, 
gelegen im südlichen Teil des Ansiedlungsgeländes, 
der „Lackiererei“ in der Mi琀琀e des Ansiedlungsgeländes 
sowie der „Montagehalle“, deren Bau im nördlichen Teil 
des Ansiedlungsgeländes vorgesehen war.

Gegen die Baugenehmigungen erhoben zwei 
Ehepaare nach erfolgloser Durchführung des                           

1980
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an, ging jedoch davon aus, dass die Kläger hierdurch 
nicht in eigenen Rechten verletzt seien. Nach den vor-
liegenden gutachterlichen Stellungnahmen würden 

sich die Emissionen, die vom Betrieb der genehmigten 
Lackieranlage, dem Werkslärm und einem allgemeinen 

Ans琀椀eg des Straßenverkehrs ausgingen, prognos琀椀sch 
zwar in einem Rahmen halten, der nach wissenscha昀琀-
lichen Erkenntnissen nicht zu erheblichen Beläs琀椀gungen 
oder Gesundheitsgefährdungen in der Nachbarscha昀琀 
führten. Die der Daimler-Benz AG erteilten Bauge-
nehmigungen seien gleichwohl rechtswidrig, weil der 
Bebauungsplan Nr. 1195 nich琀椀g sei. Er verstoße gegen 
das Gebot, dass Bebauungspläne aus Flächennutzungs-
plänen zu entwickeln seien. Der Flächennutzungsplan 
stelle für das Gebiet, auf dem der Bebauungsplan Nr. 
1195 die „Ostrandstraße“ festgesetzt habe, gewerb-
liche Bau昀氀äche dar. Der Flächennutzungsplan hä琀琀e 
die Straße jedoch enthalten müssen, weil es sich bei 
dieser um einen „örtlichen Hauptverkehrszug“ handele. 
Hierdurch werde die sich aus dem Flächennutzungsplan 

Widerspruchsverfahrens – quasi stellvertretend für 
mehrere hundert Anwohner, die den Wohnwert ihrer 
Häuser und Wohnungen durch die Ansiedlung des 
genehmigten Bauprojekts bedroht sahen – Klage vor 
dem Verwaltungsgericht. Sie machten im Kern geltend, 
dass sie durch die angefochtenen Baugenehmigungen 
nach den Grundsätzen des gebietsüberschreitenden 

Nachbarschutzes, dem Gebot der Rücksichtnahme 
und letztlich nach Art. 14 des Grundgesetzes in ihren 

Nachbarrechten verletzt seien. Sie würden durch die 

Werksansiedlung in einer Intensität beeinträch琀椀gt, die 
nicht hinnehmbar sei, und verwiesen insoweit auf die 
aus ihrer Sicht unzumutbaren Geruchs-, (Verkehrs-)
Lärm- und Schwermetall-Emissionen. Nach ihrer Auf-
fassung war von einer Nich琀椀gkeit sowohl des maßgeb-
lichen Bebauungsplans Nr. 1195 sowie der erfolgten 
Änderung des Flächennutzungsplans auszugehen. 

Die 1. Kammer des Verwaltungsgerichts wies die 
Klagen mit Urteil vom 19.12.1980 ab. Das Verwaltungs-
gericht sah die Baugenehmigungen zwar als rechtswidrig 

Lu昀琀aufnahme des Mercedes-Benz Werkes Bremen aus dem Jahr 2023   
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ergebende städtebauliche Entwicklung beeinträch琀椀gt. 
Die Baugenehmigungen hä琀琀en daher nur nach § 35 
des Bundesbaugesetzes (BBauG) erteilt werden dürfen, 
weil das Holter Feld dem Außenbereich zuzuordnen 
sei. Da das Vorhaben nicht privilegiert im Sinne des 

§ 35 Abs. 1 BBauG gewesen sei und eine Verwirklichung 
einer Industrieansiedlung dieses Umfangs ohne eine 
wirksame Planung als Beeinträch琀椀gung im Sinne des 
§ 35 Abs. 3 BBauG anzusehen sei, sei das Projekt im 
Außenbereich nicht genehmigungsfähig. § 35 BBauG 
selbst habe jedoch keinen nachbarschützenden Cha-
rakter, so dass die Kläger insoweit nicht in eigenen 
Rechten verletzt seien. Da sich die Immissionen auf 
den Grundstücken der Kläger prognos琀椀sch im Rahmen 
des Zulässigen hielten, seien die Kläger auch nicht in 
ihren Rechten aus Art. 14 GG verletzt. Dem Gebot der 
Rücksichtnahme könne zwar dri琀琀schützende Wirkung 
zukommen. Indes seien die Einwirkungen, die von dem 
Werk ausgingen, für die Kläger nicht unzumutbar.  

Der 1. Senat des Oberverwaltungsgerichts wies die 

hiergegen gerichtete Berufung der Kläger mit Urteil vom 
22.12.1981 weitestgehend zurück. Anders als das Ver-
waltungsgericht gelangte das Oberverwaltungsgericht 

zu dem Ergebnis, dass die Baugenehmigungen objek琀椀v 
rechtmäßig seien. Sie seien von den Festsetzungen 
des – gül琀椀gen – Bebauungsplans Nr. 1195 gedeckt. 
Entgegen der Annahme des Verwaltungsgerichts sei der 

Bebauungsplan nicht wegen eines Verstoßes gegen das 
Entwicklungsgebot nich琀椀g, weil jedenfalls die geordnete 
städtebauliche Entwicklung des Bremer Ostens nicht 

dadurch beeinträch琀椀gt werde, dass anstelle gewerb-
licher Bau昀氀ächen die Ostrandstraße als ö昀昀entliche 
Verkehrs昀氀äche festgesetzt worden sei. Selbst wenn 
die Baugenehmigungen objek琀椀v rechtswidrig seien, 
würden die Kläger nicht in eigenen Rechten verletzt. 
Das gelte selbst dann, wenn der Bebauungsplan ungül琀椀g 
sei; dann beurteilten sich die Baugenehmigungen nach  
§ 35 BBauG. In dem Fall komme eine Verletzung weder 
des Rücksichtnahmegebots noch der Eigentumsgaran琀椀e 
des Art. 14 Abs. 1 GG in Betracht, weil unzumutbare 

Beläs琀椀gungen und Störungen der Kläger durch Im-
missionen, die vom Werk bzw. dem Werksverkehr 
ausgingen, nicht au昀琀reten würden. 

Nachdem das Bundesverwaltungsgericht mit Be-
schluss vom 20.04.1982 die Beschwerde der Kläger 
gegen die Nichtzulassung der Revision zurückgewiesen 

ha琀琀e, stand der geplanten Erweiterung des Daimler-
Benz-Werkes nichts mehr im Wege. 

Der Ausgang der Verfahren war gewiss nicht nur für 

die Kläger eine herbe En琀琀äuschung, noch dazu war es 
für sie eine kostspielige Angelegenheit angesichts von 
Verfahrenskosten in Höhe von rund 25.000 DM. Die 
Ansiedlung des Werkes ha琀琀e für die Anwohner in der 
Sebaldsbrücker Heerstraße insgesamt eine sehr hohe 
Verkehrsbelastung zur Folge. Der damalige Präsident 
des Oberverwaltungsgerichts, Prof. Günter Po琀琀schmidt, 
räumte im Zuge der mündlichen Urteilsbegründung ein, 

dass der Bevölkerung insoweit viel zugemutet werde. 
Mit der Werksansiedlung auf einer Fläche von etwa 
100 Fußballfeldern ging zudem eines der wich琀椀gsten 
Naherholungsgebiete im Bremer Osten verloren. 

Für den Wirtscha昀琀sstandort Bremen indes war 
die Zulassung des Bauprojekts von herausragender 
Bedeutung, ging es doch um das größte Neuansied-
lungsprojekt der Bremer Nachkriegszeit, das den Ruf 
Bremens als Autostadt zemen琀椀erte. Das Werk war 
ein Riesencoup des damaligen Bürgermeisters Hans 
Koschnick für den Wirtscha昀琀sstandort Bremen und 
nach dem Konkurs der Borgward-Werke und des sich 
abzeichnenden Niedergangs der Großwer昀琀 AG Weser 
ein Garant für zehntausende sichere Arbeitsplätze in 
Bremen. Heute ist das Mercedes-Benz Werk in Bremen 
der zweitgrößte Produk琀椀onsstandort der Mercedes-
Benz Group AG weltweit und darüber hinaus mit mehr 
als 12.500 Beschä昀琀igten größter privater Arbeitgeber 
in Bremen. •

Text: Jens Bogner
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Zu laut fürs Viertel:  
Das Stubu der 80er

Aktenzeichen 
5 A 220/84 (VG) 
5 V 172/84 (VG)
1 B 2/85 (OVG) 
1 BA 61/85 (OVG) 
4.139/3 Nr. 636 (Staatsarchiv)

Im Juni 2019 ö昀昀nete das Stubu in der Bahnhofsvor-
stadt ein letztes Mal Feierfreudigen die Türen, bevor 
es endgül琀椀g geschlossen wurde. Doch zu diesem 
Zeitpunkt ha琀琀e sich das Gesicht des Stubu bereits 
gründlich gewandelt – von einer Studentenkneipe zur 
Großraumdiskothek. Seine Anfänge ha琀琀e das Stubu 
bereits 1948 als Veranstaltungsort des Studenten-

bundes Bremen in der Ostendorpstraße im Viertel 
und wurde erst nach mehreren Orts- und Pächter-
wechseln und zahlreichen Erweiterungen Teil der 
sogenannten „Diskomeile“ in der Bahnhofsvorstadt. 

Aus dem Bremer Nachtleben der 1970er und 1980er 
Jahre war das Stubu nicht wegzudenken. Jahrzehntelang 

war hier eine Begegnungsstä琀琀e für junge Menschen – 
es wurde getanzt, gesungen und gefeiert. Regelmäßig 

traten in uriger Atmosphäre lokale Bands unterschied-
lichster Musikrichtungen – vor allem Jazz, Blues, Folk 
und Soul – auf, auch poli琀椀sches Kabare琀琀 war fester 
Bestandteil des Programms. Das jugendliche Publikum 
begeisterte sich für die wechselnden Veranstaltungen 

und die güns琀椀gen Eintri琀琀spreise. Das Stubu zog nicht 
nur Musikbegeisterte aus Bremen, sondern auch aus 
dem Umland an. Die Menschen standen eng gedrängt 

zusammen und der Kontakt zwischen Publikum und 
Künstlern war so eng wie kaum an einem anderen 
Veranstaltungsort in Bremen. 

Doch des einen Freud ist bekanntlich des anderen 
Leid – fast ebenso zahlreich wie die legendären Live-
Konzerte und Tanzveranstaltungen waren irgendwann 
auch die Streitigkeiten, die sich um das Stubu rankten. 

Das Stubu wurde regelmäßiges Thema auf Beiratssitzun-
gen und Streitobjekt in Gerichtsverfahren, später dann 

Schauplatz von Drogen- und Körperverletzungsdelikten. 
Als das Stubu noch im Viertel beheimatet war, klag-

ten die Anwohner mehr und mehr über die steigende 
Lärmbelästigung durch die Konzerte und alkoholisierten 
Gäste. Grund dafür war unter anderem, dass die Kon-
zerte und Tanzveranstaltungen seit Mitte der 1970er 
Jahre nicht mehr auf die Wochenenden beschränkt 
waren, sondern nunmehr auch werktags stattfanden. 
Ein weiterer Grund für die Streitigkeiten um die Lärm-
störungen war die intensive Gartennutzung des Stubus. 

Die Nachbarn beschwerten sich bei der zuständigen 

Behörde und machten geltend, dass vom Stubu mitt-
lerweile regelmäßig derart starke Lärmbelästigungen 

ausgingen, dass sie selbst bei geschlossenen Fenstern 
nicht schlafen könnten. Auch der Zigarettengeruch 

beeinträchtige sie erheblich. An allen sieben Tagen 
der Woche hielten sich bis in die Morgenstunden zahl-
reiche Gäste auf der Gartenfläche vor dem Haus auf, 
grölten und sängen. 

Als das Stadt- und Polizeiamt im Jahr 1984 ge-
genüber dem damaligen Betreiber des Stubu die 

Betriebsschließung verfügte, war der rechtliche An-
knüpfungspunkt hierfür jedoch nicht unmittelbar die 
Lärmbelastung der Nachbarn, sondern die fehlende 
Gaststättenerlaubnis des Betreibers. Hintergrund war 

folgender: 
Ursprünglich war das Stubu durch den Verein Stu-

dentenwerk Bremen e.V. betrieben worden. Dieser 
Verein erlosch jedoch im Juli 1980. Der bisherige Ge-
schäftsführer des Vereins hatte das Stubu bereits zu 

Vereinszeiten betrieben und führte es, auch nachdem 

der Verein im August 1980 im Vereinsregister gelöscht 
worden war, in Eigenregie weiter – ohne jedoch eine 

1984
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eigene Gaststättenerlaubnis zu beantragen. Da die Gast-
stättenerlaubnis aber nur für den jeweiligen Betreiber 

persönlich gilt und nicht für die Gaststätte als solche, 
forderte das Stadt- und Polizeiamt den Betreiber im 
Jahr 1982 auf, eine Gaststättenerlaubnis zu beantragen 
– und zwar auch für die Gartennutzung. Dem kam der 
Betreiber im August 1982 nach. 

Zwei Jahre später, also im August 1984, lehnte die 
Behörde die Erteilung einer Gaststättenerlaubnis ab und 

begründete dies damit, dass sie den Gastwirt für unzu-
verlässig halte. Wer über Jahre ohne die erforderliche 
Erlaubnis einen erlaubnispflichtigen Gaststättenbetrieb 
betreibe, bei dem bestehe ein erhebliches Risiko, dass 
er eben auch künftig nicht alle Pflichten erfüllen wer-
de. Den Nachbarn sei es nicht länger zuzumuten, die 

störenden Auswirkungen eines nicht konzessionierten 
Gaststättenbetriebs hinzunehmen. Auf diese Weise 

spielten die Lärm- und Geruchsbelästigungen nun doch 
wieder eine Rolle.

Um die Einzelheiten – insbesondere die konkrete 
Lärmbelastung der Nachbarn und den Umfang der 

Lärmschutzmaßnahmen – entbrannte ein jahrelanger 
Rechtsstreit zwischen dem Stubu-Betreiber und der 
Behörde. Und da die Behörde nicht nur die Erteilung 

der Gaststättenerlaubnis abgelehnt hatte, sondern 
zugleich unter Anordnung der sofortigen Vollziehung 
die Betriebsschließung des Stubu angeordnet hatte, 
wurde nicht nur im Hauptsacheverfahren, sondern 
auch im Eilverfahren um Gaststättenerlaubnis und 

Schließungsverfügung gestritten. Schon hier kamen 
Verwaltungsgericht und Oberverwaltungsgericht zu 

unterschiedlichen Ergebnissen. Während die erste 

Instanz den Eilantrag des Gastwirts ablehnte, stellte 

das Oberverwaltungsgericht die aufschiebende Wir-
kung der gegen die Schließungsverfügung erhobenen 
Klage wieder her. Das Stubu konnte vorerst weiter 
betrieben werden.

Doch im Hauptsachverfahren wurde weiter ge-
stritten. Das Verwaltungsgericht teilte die Auffassung 

der Behörde. Es ging von der gaststättenrechtlichen 
Unzuverlässigkeit des Stubu-Betreibers aus und wies 
seine Klage im Juni 1985 ab. Damit gab sich dieser nicht 
zufrieden und ging in Berufung. Dort standen erneut 
die vom Stubu ausgehenden Lärm- und Geruchsbeein-
trächtigungen sowie die Gartennutzung im Mittelpunkt. 
Die Anwohner hatten die Lärmstörungen detailliert 
aufgelistet, der Stubu-Betreiber seinerseits die von 

ihm getätigten Lärmschutz-Investitionen dokumentiert. 
Das Stubu hatte zudem politische Unterstützung im 
Beirat. So wurde wiederholt gefordert, den Betrieb 
der Musik- und Freiluftkneipe an gleicher Stelle weiter 
aufrechtzuerhalten. Hierfür plädierten auch zahlreiche 
Stammgäste des Stubu – 2.000 Unterschriften wurden 
gesammelt, um für den Verbleib des Stubu in der  

Ostendorpstraße zu kämpfen.
Im Januar 1986 beendeten die Beteiligten den 

jahrelangen Rechtsstreit, zu dem zwischenzeitlich 

auch die Wohnungsbaugesellschaft beigeladen wor-
den war, in deren Eigentum das Grundstück in der  

Ostendorpstraße stand, mit einem Vergleich. Für das 
Stubu an seinem ursprünglichen Standort bedeutete 
dies zwar das „Aus“, denn in dem Vergleich vereinbarten 
die Beteiligten die endgültige Schließung des Betriebs 

zum 01.12.1986. Damit war das Stubu aber bis zu seiner 
Schließung immerhin über sechs Jahre ohne gültige 
Gaststättenerlaubnis betrieben worden. Es wurde ein 
neuer Standort in der Bremer Innenstadt gefunden; aus 
dem „Stubu“ wurde der „Stubu Musikkeller“. 

Der Streit um die Unzuverlässigkeit des Betreibers 

war damit jedoch nur kurzzeitig beigelegt. Bis zum Jahr 
2015 waren die Verwaltungsgerichte in regelmäßigen 
Abständen mit der Frage seiner Unzuverlässigkeit und 

der seiner Nachfolger befasst. Mittlerweile feiert jedoch 
niemand mehr im Stubu, das seinen Standort zuletzt 
am Rembertiring hatte – die „letzte Party“ fand nach 
Angaben des Weser-Kurier im Jahr 2019 statt. Danach 
blieb das Stubu dauerhaft geschlossen. •

Text: Dr. Nina Koch
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Ein Bürgermeister gegen Bremen

Der „gute Ruf “ des Henning Scherf

Aktenzeichen  
2 A 268/88 (VG) 
4.139/3 Nr. 859 (Staatsarchiv)

Zum Teil 昀椀ndet die Tä琀椀gkeit des Verwaltungsge-

richts, wenn schon nicht im Mi琀琀elpunkt poli琀椀scher 
Auseinandersetzung, doch wenigstens in deren un-

mi琀琀elbarer Nähe sta琀琀. So ha琀琀e das Gericht Ende 
der 80er-Jahre in einem auch im medialen Interesse 
liegenden Streit zwischen Dr. Henning Scherf und 
der Bremischen Bürgerscha昀琀 bzw. einem ihrer Aus-

schüsse zu entscheiden. Die Stadtbürgerscha昀琀 ha琀琀e 
im Februar 1988 eins琀椀mmig einen parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss zur „Au昀欀lärung von Miss-

ständen um das Zentralkrankenhaus St.-Jürgen-Stra-

ße, Bremen“ eingesetzt. Untersuchungsgegenstand 
waren Unregelmäßigkeiten im Bescha昀昀ungswesen 
des Krankenhauses, die sich nach Bewertung der taz 
vom 28.11.1988 (S. 8) „zum größten Korrup琀椀onsskan-

dal in der Bremer Nachkriegsgeschichte“ entwickelt 
ha琀琀en. Doch nicht die Kernfragen, denen der Aus-

schuss nachzugehen ha琀琀e, sollten das Verwaltungs-

gericht beschä昀琀igen, sondern ein Nebenkon昀氀ikt: 
Scherf wandte sich als Kläger gegen einen Beschluss 
des Ausschusses, durch den er sich in seinem Ruf 
geschädigt sah und brachte so als „Bürgermeister 
gegen Bremen […] Farbe in das Leben von Juristen“ 
(Weser-Kurier vom 15.12.1988, S. 17).

Scherf war damals bereits ein prominenter Kopf der 
Bremer Poli琀椀k und als Vertreter des Präsidenten des 
Senats (zweiter) Bürgermeister. Er wurde im September 
1978 erstmals in den Bremer Senat gewählt, wo er als 
„Allzweckwa昀昀e des Senats“ (Stengel, Das Parlament, 
Nr. 53 vom 29.12.2003) verschiedene Ämter ausübte. 
Zuletzt war er von 1995 bis 2005 dessen Präsident. 
Ende der 80er-Jahre war er nicht nur Senator für 

Soziales, Jugend und Sport bzw. später Jugend und 
Soziales und Stellvertreter des Präsidenten, sondern von 
Oktober 1987 bis Januar 1988 auch kommissarischer 
Senator für Gesundheit. Dieses Amt ha琀琀e Scherf von 
Herbert Brückner übernommen, der später wegen 
der Krankenhausa昀昀äre 1988 seinen Posten als Landes-
vorsitzender der SPD Bremen räumen musste (siehe 
Weser-Kurier vom 11.12.2022). Im Zusammenhang mit 
dieser A昀昀äre und seiner kommissarischen Tä琀椀gkeit im 
Gesundheitsressort wurde Scherf am 13.06.1988 in 
der 10. Ö昀昀entlichen Sitzung als Zeuge vor den Unter-
suchungsausschuss zur Krankenhausa昀昀äre geladen. 
Gegenstand der Befragung war eine Tischvorlage für die 
Sitzung des Krankenhausausschusses am 17. Dezember 
1987, die sich u.a. mit der Abberufung des damaligen 
Verwaltungsdirektors des Krankenhauses, Herrn Galla, 
befasste. Dieser wiederum stand im Zentrum der eigent-
lichen A昀昀äre, wobei ihm unter anderem vorgeworfen 
wurde, sich, Familienmitglieder und weitere Personen 
unrechtmäßig bereichert zu haben (zu den Vorwürfen 
taz vom 28.11.1988, S. 8; Bürgerscha昀琀s-Drs. 12/844, 
S. 204 昀昀. abru昀戀ar unter h琀琀ps://brema.suub.uni-bre-
men.de/brembuerg/periodical/pageview/2853906 
[23.01.2024]). Später wurde er hierfür zu einer Ha昀琀-
strafe von drei Jahren und neun Monaten verurteilt, 
deren Vollzug er allerdings zwischenzeitlich mit einer 
Fluchtepisode in die Türkei unterbrach (siehe taz vom 
13.12.1997, S. 40).

Doch zurück zu dem, was am Verwaltungsgericht 
für Beschä昀琀igung sorgen sollte: Einige Monate nach der 
Vernehmung des Zeugen Scherf vernahm der Unter-
suchungsausschuss in seiner 28. Ö昀昀entlichen Sitzung 
am 20. Oktober 1988 den Bürgerscha昀琀sabgeordneten 

1988



69

Die Herausforderungen der 80er und 90er Jahre

Fritz Tepperwien, seinerzeit Sprecher der Gesundheits-
deputa琀椀on. Im Rahmen dieser Vernehmung kam es 
zu einer Verwechslung zwischen der Tischvorlage, zu 
der Herr Scherf Aussagen gemacht ha琀琀e, und einem 
weiteren Papier, das sich mit den Versäumnissen des 
Herrn Galla befasste. Da der Ausschuss in Folge dessen 
Widersprüche zwischen den Aussagen von Bürger-
meister Scherf und Herrn Tepperwien zu erkennen 
meinte, lud er Herrn Scherf noch am 20. Oktober über 
die senatorische Dienststelle für 15:30 Uhr erneut als 
Zeugen vor den Ausschuss. Nachdem dieser zwischen 
14:00 und 14:30 Uhr hiervon Kenntnis erhielt, ließ er 
dem Ausschuss mi琀琀eilen, er werde der Ladung nicht 

folgen. Er sei verhindert, da er zum Termin bereits vom 
Landesbeau昀琀ragten für die Seniorenarbeit und für 
die Arbeitsgemeinscha昀琀 verfolgter Sozialdemokraten 
zu einem Tre昀昀en in der „Glocke“ eingeladen worden 
sei und ein Referat zum Thema „Der ältere Mensch in 
unserer Gesellscha昀琀“ halte. Zu einem anderen Termin 
werde er aber aussagen. Der Untersuchungsausschuss 

vermochte es o昀昀ensichtlich nicht, größeres Verständ-
nis für die Bedeutung des kollidierenden Termins auf-
zubringen, und beschloss, nachdem Bürgermeister 
Scherf ausblieb, in seiner Sitzung u.a. folgendes: „Der 
Untersuchungsausschuss sieht nicht zuletzt im Hin-
blick auf die von Herrn Bürgermeister Dr. Scherf heute 

h

-
 �Super-

-
n
e

 ver-
s

 bei
,
-
-

l
e
-
-

 De-
 Mit-
 mit

n
g
r
-
h

 die
s

a-
 aller-

n-

 Bremerhave-
m

Unterstüt-
 seiner
 Desi-

 die
e

eingegan-
r

 Wir-
-

 Eröff-

�Ein starker Vorwurf für
einen Bürgermeister"

Henning Scherf war offenbar anderer An-
sicht. Er habe Termine und könne deshalb
an diesem Nachmittag nicht kommen, teilte
er mit, als er aus dem Haus der Bürger-
schaft angerufen wurde. Damit gab sich der
Ausschuß nicht zufrieden. Er ließ dem Sena-
tor und Bürgermeister eine schriftliche La-
dung überbringen. Um 15.30 Uhr sollte der
Zeuge Scherf angehört werden, um 15.28
Uhr kam der Brief in seinem Büro an.

Das war arg spät. Aber die Mitglieder des
Ausschusses hätten ihm schwerlich ver-
übelt, wenn er etwas später gekommen wä-
re. Tat er aber nicht. Die Folge war, daß Lo-
jewski um 16.45 Uhr ins Protokoll diktierte,
was er und seine Kollegen davon hielten.

�Das ist ein starker Vorwurf, meinte
Scherfs Rechtsanwalt Volker Schottelius,
�der für ein Regierungsmitglied gewichtiger
ist als zumBeispiel eine Ordnungsstrafe."
Der Ausschuß habe nicht das Recht, das
Verhalten eines Zeugen zu bewerten und
ihn in dieser scharfen Form zu maßregeln.

�Herr Dr. Scherf will diesen Beschluß aus
der Welt haben, weil er sich in seinem Per-
sönlichkeitsrecht beeinträchtigt fühlt." Daß
der Senator nicht selbst zu der Verhandlung
gekommen ist, wird von der 2. Kammer
nicht als eineMißachtung des Gerichts ge-
wertet.

Darf ein Untersuchungsausschuß das Ver-
halten eines Zeugen kritisieren? Und wenn
ja: Darf er es in dieser Form? Das Gesetz
gibt auf diese Fragen keine Antwort. �Aber
darf der Ausschuß von einem Mitglied der
Regierung nicht mehr Entgegenkommen er-
warten?", denkt Richterin Brigitte Dreger
laut nach. Offenbar darf er: Scherfs Klage
wurde gestern abgewiesen.

Am 20. Oktober 1988 hatte Fritz Tepper-
wien, der Sprecher der Deputation für Ge-
sundheit, vor dem Ausschuß gesessen. Was
er über den Verlauf einer Deputationssit-
zung zu berichten wußte, paßte nicht zu der
Aussage, die Henning Scherf vier Monate
zuvor auf demselben Stuhl gemacht hatte.
Und deshalb wollte der Ausschuß die beiden
einander gegenüberstellen, um den Wider-
spruch zu klären. Der Vorsitzende Andreas
Lojewski vor dem Verwaltungsgericht: �Wir
hielten das für nötig, auch um in der Öffent-
lichkeit keinen falschen Eindruck entstehen
zu lassen."

bm. Der Senator hatte anderes zu tun:
Henning Scherf war Gast eines Senioren-
nachmittags in der �Glocke". Das mag die
Senioren gefreut haben. Die neun Männer
und Frauen jedoch, die 100 Meter entfernt,
im Haus der Bürgerschaft, durch den Sumpf
der St.-Jürgen-Klinik wateten, waren sauer.

Ihre Verärgerung
mündete in einen
Beschluß, in dem sie
Scherfs Weigerung,
zu ihnen zu kom-
men, als �eine Miß-
achtung des Unter-
suchungsausschus-
ses" bezeichneten.

Diese harsche
Kritik mochte der
Senator und Bürger-
meister nicht auf
sich sitzen lassen.
Er zog vor das Ver-

- _ ^ l £ £ j ^ y g m waltungsgericht und
~ .� i » u -i , verlangte, daß der
Dr. Henning Scherf fo/av U n t e r s

g
u c h u n g s a u s .

schuß zur öffentlichen Rücknahme seines
Beschlusses verurteilt wird.

Scherf klagte gegen Untersuchungsausschuß: ohne Erfolg

Brief kam zu spät

Bericht der Zeitung WESER-KURIER 
vom 23.09.1989



70

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Wandel der Zeit1988

wahrzunehmenden Termine in der Weigerung eine 
Missachtung des Ausschusses.“ Überdies blieb der 
Vorgang der vermeintlichen Diskrepanz der Aussagen 
auch in der Presse nicht unbemerkt und führte zudem 

zu Rücktri琀琀sforderungen seitens der CDU. 
So kam es, dass Bürgermeister Scherf als Privatper-

son (wenn auch unter Deckung der Kosten durch den 
Senat, siehe Weser-Kurier vom 05.03.1989, S. 5.) am 
13.12.1988 Klage vor dem Verwaltungsgericht erhob 
(Aktenzeichen 2 A 268/88). Auf eine mündliche Ver-
handlung wollte er dabei, anders als der Vorsitzende 
des angegri昀昀enen Ausschusses, nicht verzichten. Es 
wurde sodann am 22.09.1989 mündlich verhandelt, 
wobei Scherf mit seinem Hauptantrag beantragte, 
den Beschluss des Untersuchungsausschusses vom 
20.10.1988, in dem dieser in der Weigerung des Bür-
germeisters, den Vernehmungstermin am selben Tage 
wahrzunehmen, eine Missachtung des Ausschusses 

gesehen ha琀琀e, aufzuheben. Zwar ha琀琀e er damit keinen 
Erfolg, weil das Verwaltungsgericht in dem Beschluss 
keinen Verwaltungsakt sah, der Gegenstand einer 

Au昀栀ebung hä琀琀e sein können. Der Hilfsantrag von 
Bürgermeister Scherf, den Untersuchungsausschuss zu 

verp昀氀ichten, den Beschluss ö昀昀entlich zurückzunehmen, 
gab dem Verwaltungsgericht indes die Möglichkeit, die 

gewünschte Klärung dennoch herbeizuführen, ob der 
Ausschuss zu weit gegangen war. 

Allerdings wurden die Ho昀昀nungen von Bürgermeis-
ter Scherf en琀琀äuscht, „den Weg frei[zu]boxen für ande-
re, die sich in einem Untersuchungsausschuss ungerecht 

behandelt fühlen (Weser-Kurier vom 15.12.1988, S. 
17)“: Das Gericht wies die Klage vollumfänglich ab. 
Es stellte fest, dass ein Anspruch der begehrten Art 
aus dem allgemeinen Folgenbesei琀椀gungsanspruch 
schon nicht zuzusprechen war, weil sich ein ö昀昀ent-
lich-rechtlicher Widerrufsanspruch nur auf strei琀椀ge 
Tatsachenbehauptungen beziehen könne, nicht aber 
auf Meinungsäußerungen oder Werturteile. In der an-
gegri昀昀enen Missbilligung sah das Gericht aber genau 
ein solches Werturteil. Für den darin seiner Ansicht 
nach liegenden Grundrechtseingri昀昀 in das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht von Bürgermeister Scherf konnte 
das Gericht zwar keine ausdrückliche Rechtsgrundlage 

ausmachen. Es behalf sich aber damit, dass auch nega琀椀v 
wertende Kri琀椀k in dieser Form durch die verfassungs-
rechtliche Aufgabenstellung des Untersuchungsaus-
schusses und seine Befugnis zur Zeugenvernehmung 

hinreichend gerech琀昀er琀椀gt werde. Die Missbilligung habe 
sich im rechtlichen Rahmen gehalten, innerhalb dessen 

der Ausschuss sich unter Beachtung des Grundsatzes 

der Verhältnismäßigkeit frei bewegen könne. Weiter-
hin stellte das Gericht darauf ab, dass es sich bei der 

Missbilligung im Ergebnis um eine „Minusmaßnahme“ 
zu einschneidenderen Maßnahmen gehandelt habe, 

die der Ausschuss im Falle des Fernbleibens von Zeu-
gen ergreifen könne, wie etwa die Verhängung eines 

Ordnungsgeldes. 

Unwillkommener als der bisher referierte Urteils-
inhalt dür昀琀en dem klagenden Bürgermeister die wei-
teren Ausführungen dazu gewesen sein, warum der 

Ausspruch der Missachtung auch mit dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit im Einklang stand. Hier stellte 

das Verwaltungsgericht nicht nur heraus, dass es ihm 

zuzumuten gewesen sei, zur sofor琀椀gen Au昀欀lärung der 
in der Sitzung am 20. Oktober aufgetretenen Wider-
sprüche beizutragen. Darüber hinaus stellte es fest, 
dass der von ihm angeführten Terminverp昀氀ichtung 
bei einer Interessenabwägung nur geringe Bedeutung 

zugekommen sei und meinte weiter: „Es wäre zu er-
warten gewesen, das mit dem Anhörungstermin zeitlich 

zusammenfallende Referat kurz zu verschieben, zumal 

der Ort des Vortrags (‚Glocke‘) und die Tagungsstä琀琀e des 
Untersuchungsausschusses (‚Haus der Bürgerscha昀琀‘) 
sich prak琀椀sch gegenüberliegen. Unter diesen Umstän-
den konnte beim Ausschuss der Eindruck entstehen, das 
Verhalten des Klägers ziele auf eine Provoka琀椀on und 
Konfronta琀椀on ab, obwohl von ihm gerade als Mitglied 
der Landesregierung und Bürgermeister ein koopera-
琀椀ves Verhalten gegenüber einem parlamentarischen 
Hilfsorgan hä琀琀e erwartet werden können.“ Scheinbar 
hiermit ausreichend mit Rechtsschutz versorgt legte 
Bürgermeister Scherf gegen das Urteil keine Berufung 

ein, obwohl dies nach damaligem Recht zulassungsfrei 
möglich gewesen wäre. •

Text: Dominik Till
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Die Amtstracht der Berufsrichterinnen und Berufsrichter: 
dunkelblaue Robe mit dunkelblauem Besatz aus Samt
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Chaostage in Bremen

Ausnahmezustand am Sielwall

Aktenzeichen 
2 A 121/96 (VG) 
4.139/3 Nr. 1206-1207 (Staatsarchiv)

Eine lahmgelegte Innenstadt, polizeiliches Großaufge-

bot und mi琀琀endrin Ansammlungen von Jugendlichen, 
welche sich selbst der Punk-Szene zuordnen: Die ersten 
sogenannten „Chaostage“ dieser Art fanden 1983 in Han-

nover sta琀琀. Seitdem kam es immer wieder zu he昀琀igen 
Ausschreitungen und Straßenschlachten mit der Polizei.  

Am Wochenende des 02. bis 04.08.1996 sollten diese erst-
malig in Bremen sta琀�inden. Als Reak琀椀on hierauf erließ das 
Stadtamt Bremen am 01.08.1996 eine Allgemeinverfügung, 
welche die Durchführung aller Ausweich- und Ersatzver-
anstaltungen zu den Chaostagen in der Stadtgemeinde 
Bremen verbot. Bereits am Hauptbahnhof wurde ein Groß-
teil der Anreisenden vom Grenzschutz durch Platzverweise 
am Betreten des Stadtgebietes gehindert. Zudem galt die 

Polizeistrategie, Jugendliche mit bunten Frisuren, Nasen-
ringen oder zerschlissenen Jeans zu überprüfen und ihnen 
einen Platzverweis zu erteilen, sobald es sich um Auswär琀椀ge 
handelte. Mehrere Hundertscha昀琀en der Polizei hielten die 
Innenstadt unter Kontrolle. Allenfalls von „Chaosnächten“ 
konnte deshalb die Rede sein. Denn nachts kam es doch 
zu Menschenansammlungen, insbesondere im Bereich 
der Sielwall-Kreuzung.  Bereits in der Nacht vom 02. auf 
den 03.08.1996 sorgten nach Polizeiangaben Randalierer 
dort für Krawall. Die Teilnehmer bewarfen Polizisten mit 
Molotowcocktails, Steinen und Flaschen, wobei mehrere 
Beamte verletzt wurden. Es wurden sechs Polizeiwagen 
beschädigt und ein Privatauto angezündet, auch zwei 
Mülltonnen. In der darau昀昀olgenden Nacht kam es zu In-
gewahrsamnahmen: Insgesamt 315 Personen wurden in 
die Arrestzellen des Bremer Polizeipräsidiums verbracht. 
Man rech琀昀er琀椀gte die Maßnahme damit, dass man nicht 
habe abwarten können, bis Stra昀琀aten begangen würden. 

Die in Gewahrsam angerichteten Sachschäden seien Beweis 

genug für das „gewal琀琀ä琀椀ge Poten琀椀al“ der Betro昀昀enen.
Der, von dieser Maßnahme betro昀昀ene, Kläger begehrte 

in dem ab September 1996 vor dem Verwaltungsgericht 
Bremen anhängigen Verfahren (AZ 2 A 121/96) die Fest-
stellung der Rechtswidrigkeit seiner Ingewahrsamnahme 

auf der Sielwallkreuzung wie auch der Umstände seines 

Gewahrsams. Ihm kam es maßgeblich darauf an, dass er 

als Sozialarbeiter, mithin bloß interessierter Zuschauer, auf 
dem Gehweg der Sielwallkreuzung gestanden habe, also 
kein Störer gewesen sei. Er habe sich auch außerhalb des 

Kessels befunden, sei allerdings durch Polizeibeamte dort 
hineingezogen und dann abgeführt worden. Außerdem sei 
er nach seiner Freilassung aus den Arrestzellen am Stadt-
rand Bremens, in Osterholz, abgesetzt worden. 

Mit Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Bremen 

vom 20.12.1996 wurde zunächst die Zuständigkeit des 
Verwaltungsgerichts bestä琀椀gt. Unabhängig davon, dass  
§ 16 BremPolG die Zuständigkeit des Amtsgerichts für die 
richterliche Überprüfung des Ingewahrsams normiere, sei 
dieses nie zuständig geworden, da die streitgegenständliche 
Freiheitsentziehung vor einer möglichen Anrufung des 
Gerichts beendet worden sei. Damit sei der Verwaltungs-
rechtsweg erö昀昀net. Nachdem die mündliche Verhandlung 
in der 1. Instanz im Mai und Juni 1998 sta琀�and wurde die 
Klage zunächst durch Teilurteil insoweit abgewiesen, als 
dass der Kläger die Feststellung der Rechtswidrigkeit seiner 
Ingewahrsamnahme auf der Sielwallkreuzung begehrte. 

Unabhängig davon, ob die Chaostage eine Versammlung 
darstellen würden, sei diesen wegen der Allgemeinver-
fügung der versammlungsrechtliche Schutz entzogen. 
Außerdem sei der Kläger selbst nicht Teil der Versammlung 
gewesen, sondern habe als Zuschauer auf dem Gehweg 

1996
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gestanden. Eine, die Ingewahrsamnahme rech琀昀er琀椀gende 
Gefahr sei gegeben, auch wenn diese nicht vom Kläger 
selbst ausgegangen sei. Die Chaostage in Bremen könnten 
nicht losgelöst vor dem Hintergrund, dass es in der Ver-
gangenheit zu schweren Ausschreitungen in Hannover 
gekommen sei, betrachtet werden. Auch in der Nacht des 
02. auf den 03.08.1996 sei es auf der Sielwallkreuzung zu 
Stein- und Flaschenwürfen sowie Behinderungen des Ver-
kehrs gekommen. Für die streitgegenständliche Nacht sei 
eine aggressive S琀椀mmung erwartet worden, auch wegen 
zuvor verteilten Flugblä琀琀ern. Die Situa琀椀on habe sich für 
die Polizeibeamten als unübersichtlich dargestellt, da die 
Anwesenden auf der Kreuzung Feuerwerkskörper gezündet 
hä琀琀en. Wegen der generell gewaltbereiten S琀椀mmung sei 
es für die Polizeibeamten nicht absehbar gewesen, dass 
von Betro昀昀enen auf dem Gehweg, wie dem Kläger, keine 
Gefahr ausgehen werde. Die Ingewahrsamnahme aller auf 

der Kreuzung be昀椀ndlichen Personen erweise sich deshalb 
als verhältnismäßig. 

Im Oktober 1998 wurde die mündliche Verhandlung 
in Bezug auf die Umstände des Gewahrsams fortgesetzt.  
Mit sich hieran anschließendem Schlussurteil wies das Ver-
waltungsgericht die Klage ebenfalls ab. Die Durchführung 
des Gewahrsams erweise sich als rechtmäßig. Die Gewahr-
samszeit von ein paar Stunden sei übersichtlich, es sei keine 
unangemessene Behandlung des Klägers erkennbar. Als 
nicht unproblema琀椀sch erachtete das Verwaltungsgericht 
zwar die Unterbringung aller festgenommener Personen 
in einem Raum mit gewaltbereiten Personen, allerdings 
sei der Kläger selbst zu keiner Zeit Angri昀昀en ausgesetzt 
gewesen. Auch die fehlende Möglichkeit der Benachrich-
琀椀gung eines Rechtsbeistandes erweise sich im Einzelfall 
nicht als rechtswidrig, denn der Kläger selbst habe diesen 
Wunsch nie geäußert. Eine richterliche Vorführung sei in 
der Nacht nicht möglich gewesen, da der Notdienst erst 
am 04.08.1996 ab 9 Uhr erreichbar gewesen, der Kläger 
jedoch schon zuvor entlassen worden sei. Das Verbringen 
und Freilassen aus den Arrestzellen in deren Nähe, am 

Stadtrand in Osterholz, sei letztlich zumutbar, da es mor-
gens bereits hell gewesen sei und der Kläger auch eine 
Straßenbahn gefunden habe.

Mit Beschluss vom 08.12.1998 ließ das Oberverwal-
tungsgericht die Berufung insoweit zu, als der Kläger die 
Feststellung der Rechtswidrigkeit der Ingewahrsamnahme 

begehrte. Die Durchführung des Gewahrsams – mangelha昀琀e 
hygienische Verhältnisse, Dunkelheit/Kälte sowie Ausbleiben 
einer Versorgung mit Essen und Trinkwasser – sei in Bezug 
auf den Kläger nicht als Misshandlung zu werten. In der 
mündlichen Verhandlung vom 22.06.1999 wurde Beweis 

darüber erhoben, welche konkreten Au昀昀orderungen die 
Polizeibeamten in der streitgegenständlichen Nacht an ein-
zelne Personen richteten, aus welchem Anlass die Kreuzung 
letztlich geräumt und nach welchen Kriterien Personen 
für die Einkesselung ausgewählt wurden. Sodann hob das 
Oberverwaltungsgericht das ers琀椀nstanzliche Teilurteil auf 
und stellte fest, dass die Ingewahrsamnahme des Klägers 
rechtswidrig gewesen sei. Eine Ingewahrsamnahme sei ge-
mäß § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BremPolG nur zulässig, wenn 
der Betro昀昀ene selbst an der Begehung einer Stra昀琀at oder 
Ordnungswidrigkeit von erheblicher Gefahr zu hindern sei. 
Nach der Beweisaufnahme sei erkennbar, dass sich die Poli-
zeibeamten von unterschiedlichen Zielvorstellungen hä琀琀en 
leiten lassen. Teilweise seien die Anweisungen nur bezogen 
auf die Personen, welche sich auf der Kreuzung befanden, 
verstanden worden, teilweise so, dass 昀氀ächendeckend 
alle – einschließlich die auf den Gehwegen be昀椀ndlichen 
– Personen in Gewahrsam genommen werden sollten. Im 
Einzelfall des Klägers sei deshalb auch keine Einschätzung 
seines konkreten Verhaltens erfolgt. Es seien indes keine 
Gründe dafür ersichtlich, dass pauschal von allen Personen 
eine Gefahr ausgehen würde. Die Annahme einer gleichen 

Zielrichtung sei bereits deshalb nicht angezeigt, da es auch 

viele Zuschauer – wie den Kläger – gegeben hä琀琀e.
Nach den Vorfällen in Bremen fanden die Cha-

ostage auch noch vereinzelt in den 2000er Jah-
ren – allerdings in wesentlich geringerem Ausmaß 
– sta琀琀, so z.B. im EXPO-Jahr 2000 in Hannover oder 
2012, deklariert als „Interna琀椀onale Chaostage“. • 

Text: Giulia Siemers

Bericht der Zeitung WESER-KURIER  
vom 04.08.1996
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Keine Beamtenpension für den
ausscheidenden Vulkan-Vorstand

Aktenzeichen
2 K 2291/97 (VG) 
2 A 260/99 (OVG) 
2 K 13/07 (VG) 
4.139/2 Nr. 1310-1312 (Staatsarchiv)

Durch den 1996 bekannt gewordenen Konkurs der 
Bremer Vulkan Verbund AG und damit auch der 
Großwer昀琀 „Bremer Vulkan“, die an ihrem Standort 
in Bremen-Vegesack in über 100-jähriger Tradi琀椀on 
exakt 1.111 Schi昀昀e gebaut ha琀琀e, erfuhr das Land 
Bremen Mi琀琀e der 90er-Jahre einen wirtscha昀琀lichen 
und poli琀椀schen Tiefschlag. Die Tä琀椀gkeit des früheren 
Vorstandsvorsitzenden Dr. Friedrich Hennemann 
beschä昀琀igte in der Folge nicht nur parlamentarische 
Untersuchungsausschüsse sowie Straf- und Zivilge-

richte, sondern ab dem Jahr 1997 auch das bremi-
sche Verwaltungsgericht: In dem vor der 2. Kammer 
geführten Verfahren verlangte Herr Dr. Hennemann 
die Zahlung von beamtenrechtlichen Versorgungs-

bezügen von seinem ehemaligen Dienstherrn, der 
Freien Hansestadt Bremen. Das Verfahren erlangte 
zur damaligen Zeit eine besondere ö昀昀entliche Auf-
merksamkeit, da Herrn Dr. Hennemann als ehema-

ligem Vorstandsvorsitzenden von der Ö昀昀entlichkeit 
eine tragende Rolle für den Konkurs der Bremer 
Tradi琀椀onswer昀琀 und den Verlust von allein 1.800 
Arbeitsplätzen in Bremen zugeschrieben wurde und 
seine Forderung nach Versorgungsbezügen ange-

sichts einer privatrechtlichen Ab昀椀ndung in Höhe 
von u.a. 1,9 Mio. DM größtenteils als unangemessen 
betrachtet wurde.  

Herr Dr. Hennemann wurde 1974 im Range eines Senats-
direktors in den Dienst des Landes Bremen eingestellt 
und war dort zuletzt beim Senator für Wirtscha昀琀 und 
Außenhandel tä琀椀g. Bis 1987 vertrat er die Freie Hanse-
stadt Bremen im Aufsichtsrat der Bremer Vulkan AG, 

an der das Land 1982 einen Ak琀椀enanteil von 25,1 %  

erworben ha琀琀e. Seit 1986 wurden Überlegungen zu ei-
nem Wechsel Dr. Hennemanns in den Vorstand der Bre-
mer Vulkan AG angestellt. Im Einvernehmen zwischen 

Herrn Dr. Hennemann, den Senatoren für Wirtscha昀琀 
und Außenhandel, Finanzen sowie des Bürgermeisters 
wurde vereinbart, dass Herr Dr. Hennemann auf eige-
nen Antrag aus dem ö昀昀entlichen Dienst ausscheiden 
und als Vorstand der Bremer Vulkan AG seine Tä琀椀gkeit 
aufnehmen sollte. Bezüge sollte er während dieser Zeit 
nur von der Gesellscha昀琀 erhalten. Nach Beendigung 
seiner Tä琀椀gkeit sollte Herr Dr. Hennemann jedoch in den 
Genuss der beamtenrechtlichen Versorgung gelangen, 
für die er während seiner Tä琀椀gkeiten in den Diens-
ten der Beklagten eine Anwartscha昀琀 erworben ha琀琀e. 
Außerdem wurde angestrebt, während seiner Amtszeit 

im Vorstand der Bremer Vulkan AG diese am weiteren 
昀椀nanziellen Au昀戀au der von ihm im Beamtenstatus 
erworbenen Versorgungsansprüche zu beteiligen. Als 
Ergebnis dieser Überlegungen kam es um den Jahres-
wechsel 1986/1987 zum Abschluss mehrerer Verträge. 
In einem am 12.12.1986 abgeschlossenen Dienstvertrag 
mit der Freien Hansestadt Bremen wurde festgelegt, 

dass Herr Dr. Hennemann während seiner Tä琀椀gkeit als 
Vorstandsmitglied eine Vergütung vom Land Bremen 
nicht erhalten, nach der Beendigung des Dienstvertrages 

jedoch eine beamtenrechtliche Versorgung beziehen 
werde. Die Tä琀椀gkeit bei der Bremer Vulkan AG sollte 
ebenfalls als ruhegehal琀昀ähige Dienstzeit angerechnet 
werden. Am 09.01.1987 schloss das Land Bremen mit 
der Bremer Vulkan AG einen „Personalüberlassungs-
vertrag“ ab, in dem das Land erklärte, sie stelle den in 
ihren Diensten stehenden Mitarbeiter bis auf weiteres 

der Gesellscha昀琀 zur Verfügung. Die Bremer Vulkan AG 

1997

Ein nichtiger Vertrag
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werde die Bezahlung für diese Tä琀椀gkeit übernehmen 
und dem Land Bremen für die Dauer des Vertrages 

außerdem einen Versorgungszuschlag in Höhe von 30 
v.H. der jeweils ruhegehal琀昀ähigen Dienstbezüge der 
Besoldungsgruppe B 7 zuzüglich der anteiligen jähr-
lichen Sonderzuwendung zahlen.

Am 12.12.1986 beantragte Herr Dr. Hennemann 
darau昀栀in unter Hinweis auf den geschlossenen Dienst-
vertrag mit dem Land Bremen, ihn mit Ablauf des 

28.02.1987 aus dem Beamtenverhältnis zu entlassen. 
Das Land Bremen entsprach seinem Antrag und entließ 
ihn mit Ablauf des 28.02.1987 aus dem Beamtenver-
hältnis. Mit Wirkung vom 01.03.1987 wurde Herr Dr. 
Hennemann zum ordentlichen Vorstandsmitglied der 
Bremer Vulkan AG bestellt. Am 29.10.1987 übernahm 
er den Vorsitz des Vorstandes. Die Gesellscha昀琀 ging 
Anfang 1993 in der Konzernholding Bremer Vulkan 
Verbund AG auf, über deren Vermögen am 01.05.1996 
das Konkursverfahren erö昀昀net wurde. Bereits am 09. 
und 16.11.1995 schlossen Herr Dr. Hennemann und 
die Bremer Vulkan Verbund AG einen Au昀栀ebungs-
vertrag, in dem es hieß, dass das Dienstverhältnis Dr. 

Hennemanns mit der Bremer Vulkan Verbund AG auf 

Veranlassung der Gesellscha昀琀 zum 15.11.1995 ende. 
Darau昀栀in setzte die Freie Hansestadt Bremen in einem 
Schreiben vom 16.01.1996 die Versorgungsleistungen 
Dr. Hennemanns für die Zeit ab dem 16.11.1995 ge-
mäß dem geschlossenen Dienstvertrag fest. Das Land 
Bremen zahlte die festgesetzten Versorgungsbezüge 
zunächst aus, stellte die Zahlungen ab dem 01.11.1996 
jedoch ein. Den Bescheid vom 16.01.1996 nahm sie 
durch Bescheid vom 16.10.1998 vorsorglich zurück.

Mit einer am 19.09.1997 beim Verwaltungsgericht 
eingegangenen Klage wendete sich Herr Dr. Henne-
mann gegen den Rücknahmebescheid des Landes 

sowie die Einstellung der Zahlung der festgesetzten 
Versorgungsbezüge und verlangte für die Zukun昀琀 die 
monatliche Zahlung der ihm nach dem Dienstvertrag 
zustehenden Versorgungsbezüge in Höhe von 9.823,61 
DM. Das Verwaltungsgericht hat der Klage mit Urteil 
vom 04.01.1999 (2 K 2291/97) sta琀琀gegeben, soweit es 
um die bereits geleisteten Versorgungsbezüge bis zur 
Zahlungseinstellung am 01.11.1996 ging. Im Übrigen 
hat es die Klage abgewiesen. Das Verwaltungsgericht 
hat ausgeführt, dass Herr Dr. Hennemann keinen über 

die bereits geleisteten Zahlungen hinausgehenden 

Anspruch auf Gewährung einer beamtenrechtlichen 

Versorgung, und zwar weder auf der Grundlage des 
Dienstvertrages vom 12.12.1986 oder des Bescheides 
vom 16.01.1996 noch im Wege des Schadensersatzes 
habe. Die Vereinbarung über die Versorgung Dr. Hen-
nemanns verstoße gegen § 3 Abs. 2 BeamtVG und sei 
daher nich琀椀g. Das Verbot, Beamten vertraglich eine 
höhere als die ihnen gesetzlich zustehende Versorgung 
zu verscha昀昀en, erfasse auch frühere Beamte und Ruhe-
standsbeamte. Unerheblich sei, ob die Versorgungsver-
einbarungen noch während des ak琀椀ven Dienstes oder 
erst nach dem Ausscheiden getro昀昀en worden seien. 
Dem Beamten dürfe keine Versorgung zugestanden 
werden, auf die er gesetzlich keinen Anspruch habe. 
Mit seiner Entlassung auf eigenen Antrag habe Herr Dr. 

Hennemann alle Versorgungsansprüche aus dem Be-
amtenverhältnis verloren. Dem Dienstherrn sowie dem 
ausscheidenden Beamten sei es untersagt, die gesetzlich 

zwingende Folge des Verlustes einer beamtenrechtli-
chen Versorgung im Falle der Entlassung des Beamten 
durch vertragliche Vereinbarungen abzuändern. Auch 

auf der Grundlage des Bescheides vom 16.01.1996 
habe er keinen Anspruch auf Versorgungsleistungen 
für den Zeitraum ab dem 01.11.1996. Das Land Bre-
men habe den Bescheid wirksam zurückgenommen. 
Herr Dr. Hennemann habe ab der Zahlungseinstellung 

nicht mehr auf den Bestand des Bescheides vertrauen 

können. Er könne auch nicht hilfsweise Schadensersatz 

in Höhe der vereinbarten Versorgung aufgrund einer 
P昀氀ichtverletzung durch das Land Bremen verlangen. 
Welcher der Beteiligten die streitgegenständlichen 

Verträge entworfen habe und wer damit für die Un-
wirksamkeit der vertraglichen Regelungen verantwort-
lich sei, habe sich weder im Untersuchungsausschuss 

noch im gerichtlichen Verfahren au昀欀lären lassen. Eine 
Beratungs- und Au昀欀lärungsp昀氀icht des Landes lasse 
sich weder aus vorangegangenem Tun noch aus der 
beamtenrechtlichen Fürsorgep昀氀icht herleiten. Selbst 
wenn dies unterstellt würde, liege angesichts der Ge-
samteinkün昀琀e Dr. Hennemanns für die Zeit bei der 
Bremer Vulkan Verbund AG zwischen 1987 und 1995 in 
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Höhe von 8 Mio. DM (bru琀琀o) im Vergleich zur einzigen 
Alterna琀椀ve (Verbleib im Amt des Senatsdirektors) kein 
Vermögensschaden vor.

Die Berufung Dr. Hennemanns und die Anschluss-
berufung der Freien Hansestadt Bremen gegen das 

Urteil beim Oberverwaltungsgericht Bremen blieben 

erfolglos (Urteil vom 18.12.2002 – 2 A 260/99), ebenso 
wie die Revision Dr. Hennemanns vor dem Bundesver-
waltungsgericht (Urteil vom 07.04.2005 – 2 C 5/04). 
Die gegen die Entscheidung des BVerwG erhobene 
Verfassungsbeschwerde nahm das Bundesverfassungs-
gericht mit Beschluss vom 28.03.2007 (2 BvR 1304/05) 
nicht zur Entscheidung an. In einem weiteren Prozess 
vor dem Verwaltungsgericht Bremen verurteilte die 
2. Kammer die Freie Hansestadt Bremen unter Be-
rücksich琀椀gung zahlreicher Aufrechnungsbeträge zur 
Zahlung von 174.372,07 € an Herrn Dr. Hennemann, 
da das Land Bremen durch die Zahlung von Versor-
gungszuschlägen für die Zeit der Vorstandstä琀椀gkeit 
Dr. Hennemanns bei der Bremer Vulkan Verbund AG 

vom 01.03.1987 bis 15.11.1995 in Höhe von insgesamt 
384.738,78 DM ungerech琀昀er琀椀gt bereichert sei (Urteil 
vom 28.02.2008 – 2 K 13/07). Die verwaltungsgericht-
lichen Verfahren von Herrn Dr. Hennemann reihten 
sich nahtlos ein in eine Vielzahl weiterer gerichtlicher 
Verfahren im Zuge des Konkurses der Bremer Vulkan 
Verbund AG. Im Mi琀琀elpunkt des strafrechtlichen Pro-
zesses stand die Verwendung von EU-Subven琀椀onen 
für die MTW-Schi昀昀swer昀琀 in Wismar und die Volks-
wer昀琀 in Stralsund, die der Bremer Vulkan-Verbund 
1992 von der Treuhandgesellscha昀琀 erworben ha琀琀e. 
Um eigene Finanzengpässe zu überbrücken, soll der 
Konzern im Rahmen eines so genannten zentralen 
Cash-Managements insgesamt über 800 Mio. DM aus 
den Ostwer昀琀en zweckwidrig auf die Konten des Ver-
bundes geleitet haben. Das Bremer Landgericht ha琀琀e 
in der Verwendung der Gelder der Ostwer昀琀en für den 
Verbund den Stra昀琀atbestand der Untreue verwirklicht 
gesehen. Der Bundesgerichtshof hob in der Revision das 

Urteil aus dem Jahr 2001 gegen Herrn Dr. Hennemann 

jedoch auf und verwies das Verfahren zur erneuten 
Verhandlung zurück an das Landgericht Bremen. Dort 
wurde das Verfahren letztlich im Jahr 2010 eingestellt. 

Eine Klage des Bundes auf Schadensersatz in Höhe von 
5 Mio. € für die staatlichen Millionen-Beihilfen, die in 
das Unternehmen ge昀氀ossen waren, nahm der Bund 
2012 nach einer außergerichtlichen Einigung mit Herrn 

Dr. Hennemann zurück. Herr Dr. Hennemann verstarb 

im Jahr 2020 im Alter von 84 Jahren. •

Text: Tanno Oe琀�ng

Bericht der Zeitung  
WESER-KURIER vom 12.08.2022     →
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Ab den 2000er Jahren war das Le-
bensgefühl in Bremen von einer 
Kombina琀椀on aus Modernisierung 
und kultureller Vielfalt geprägt.  
Die Stadtentwicklung wurde Gegen-
stand ö昀昀entlicher Diskussionen, bei 
denen Nachhal琀椀gkeit und Innova-
琀椀on Schwerpunkte bildeten. Es war 
und ist eine Zeit des zunehmenden 

Bewusstseins für den Klimawandel 
mit umfassenden Bemühungen in 

den Bereichen umweltfreund-
liche Stadtplanung und Energie-
e昀케zienz.  Bremen blieb zugleich 
immer welto昀昀en und die vielfäl琀椀ge 
Bevölkerung trug zu einer reichen 

Kulturlandscha昀琀 bei. Die Stadt 
zeichnet sich durch eine dynami-
sche Kunst- und Musikszene aus, 
die einen jugendlichen und krea-
琀椀ven Geist widerspiegelt. Darüber 
hinaus entwickelte sich Bremen zu 

einem Zentrum für Technologie und 
Innova琀椀on mit einem weiterwach-
senden Schwerpunkt auf Forschung 
und Entwicklung, insbesondere in 
Bereichen wie Lu昀琀- und Raumfahrt 
und Robo琀椀k sowie der Meeres-
forschung. Die Universität Bremen 
gehörte von 2012 bis 2019 zu den 
Exzellenz-Universitäten Deutsch-
lands.

Die letzten Jahre in Bremen sind 

geprägt von zunehmender Digita-

lisierung und Vernetzung, die das 

Alltagsleben und die Arbeitswelt 

琀椀efgreifend verändern. Die Men-
schen in Bremen sind immer stär-
ker global orien琀椀ert, sowohl durch 
soziale Medien als auch durch um-
fassende wirtscha昀琀liche Ver昀氀ech-
tungen, etwa den Fernhandel mit 

China. Mit der Überseestadt hat 
Bremen eines der größten Stadtent-
wicklungsprojekte Deutschlands, 
das einen ehemaligen Hafenteil 

in ein lebendiges Wohn- und Ge-
schä昀琀sviertel verwandeln soll.

Im Juli 2004 erfolgte in nur 
neun Tagen der Umzug der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit in das 

neugeschaffene Justizzentrum 

am Wall. Damit einher ging die 

räumliche Wiedervereinigung des 

Verwaltungsgerichts mit dessen 2. 

Kammer und mit dem Oberverwal-
tungsgericht. Die Verwaltungsge-
richte sind im Fachgerichtszentrum 

im ehemaligen Polizeihaus unter-
gebracht. Nachfolgend wurde mit 
dem Neubau Am Wall 198 unter 
Beibehaltung der historischen Fas-
sade Platz für weitere Gerichte so-
wie für moderne Verhandlungssäle 
gescha昀昀en.

Die beschriebenen Verände-

rungen in Wirtscha昀琀 und Gesell-
scha昀琀 wirken sich naturgemäß 

auch auf die Bremische Verwal-
tungsgerichtsbarkeit aus. Insbeson-
dere im Bereich der Digitalisierung 

schlug sich dies deutlich nieder. In 

den letzten Jahrzehnten haben sich 

die Arbeitsmethoden vollständig 
gewandelt. Die in der Verhandlung 

protokollführende Urkundsbeam琀椀n 
oder stenogra昀椀erende Schreibkräf-
te gibt es schon lange nicht mehr. 
Das Stenogramm wurde durch das 
Dik琀椀ergerät ersetzt, mi琀琀lerweile in 
einer digitalen Variante. Die ersten 

drei Personal Computer wurden 
Anfang 1990 im Verwaltungsge-
richt aufgestellt. Ab 1993 waren 

Von der Jahrtausendwende bis heute

2004 
Umzug in das  
Justizzentrum Am Wall in Bremen

1. November 2008
Ilsemarie Meyer wird  
als erste Frau Präsidentin des 
Oberverwaltungsgerichts

1. Juli 2019
Prof. Peter Sperlich
wird Präsident des 
Oberverwaltungsgerichts

1. Juli 2019
Dr. Meike Jörgensen wird 
als erste Frau Präsidentin des 
Verwaltungsgerichts

■  

■  

■  

■  

2019
Einführung der
elektronischen Gerichtsakte

■  

Januar 2020
Beginn der Corona-Pandemie

■  

■  

01. Januar 2002 
Einführung des Euro

2004 
Rathaus und Bremer Roland werden  
zum UNESCO-Weltkulturerbe erklärt

■  

2015/2016 
Flüchtlingskrise in Deutschland

Die Republik im Wandel - Migra琀椀on, Klimakrise und Digitalisierung

1. April 2002
Prof. Matthias Stauch wird  
Präsident des Oberverwaltungsgerichts

1. Oktober 2010
Prof. Peter Sperlich wird  
Präsident des Verwaltungsgerichts

1. April 2002 
Viggo Eiberle-Herm wird 
Präsident des Verwaltungsgerichts

■  

■  

■  

■  
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Am Wall 198 

Seit 2004 Amtssitz des Oberverwaltungsgerichts und des Verwaltungsgerichts
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die meisten richterlichen Arbeits-
plätze mit Computern ausgesta琀琀et, 
1997 erfolgte die Vernetzung. In 
erheblichem Umfang wurden nach-
folgend Entscheidungen am Com-
puter von den Richterinnen und 
Richtern selbst geschrieben und der 

Geschä昀琀sstelle anschließend elek-
tronisch überspielt. Als bundesweit 
erstes Gericht hat im Herbst 2019 
das Bremer Verwaltungsgericht 

vollständig auf die elektronische 
Gerichtsakte umgestellt, d.h. die 

Papierakte wurde abgescha昀� und 
die Büros sind nahezu papierfrei. 
Die vorangegangene Pilo琀椀erung 
und nachfolgende umfassende Ein-

führung der elektronischen Ge-

richtsakte am Verwaltungsgericht 

Bremen war ein wich琀椀ger Schri琀琀 
zur 昀氀ächendeckenden Einführung 
der elektronischen Gerichtsakte 
und damit zur Digitalisierung der 

gesamten Bremer Jus琀椀z. Die Um-
stellung auf eine vollelektronische 
Aktenbearbeitung bedeutet, dass 

elektronisch bei Gericht eingehen-
de Schri昀琀stücke von einem auto-
ma琀椀sierten Postverteilungssystem 
direkt in die jeweilige elektronische 
Akte (E-Akte) übermi琀琀elt werden. 
Noch in Papierform eingehende 

Schri昀琀stücke werden zunächst in 
der dafür eingerichteten Scan-
stelle der Gerichte eingescannt 

und sodann der jeweiligen E-Akte 
zugeführt. Dort haben dann die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

der Serviceeinheiten sowie die je-
weils zuständigen Richterinnen und 

Richter elektronisch Zugri昀昀 auf die 
eingegangenen Schri昀琀stücke. 

Ab 2016 erlebt die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit die zweite Flücht-
lingswelle, mit den höchsten Ein-
gängen seit den 1990er Jahren. Das 
Verwaltungsgericht wurde nach 

zwischenzeitlicher Verkleinerung 

wieder aufgestockt. Die Anzahl der 
Berufsrichterinnen und -richter liegt 
seitdem bei 21, verteilt auf sieben 

Kammern am Verwaltungsgericht. 
Zwei Senate und sechs Berufsrich-
terinnen und -richter arbeiten am 
Oberverwaltungsgericht. Es bleibt 

eine andauernde Belastung, die 

zahlreichen Asylverfahren zu be-
wäl琀椀gen. Nach einigen Jahren des 
Rückgangs der Eingänge ist derzeit 

wieder ein starker Ans琀椀eg bei den 
Asylverfahren zu verzeichnen. Das 

Migra琀椀onsthema löst aktuell eine 
intensive poli琀椀sche Diskussion aus, 
die mit zahlreichen Gesetzesän-

derungen in diesem Bereich ein-
hergeht.

Die Corona-Pandemie hat auch 

die Verwaltungsgerichtsbarkeit vor 
eine besondere Herausforderung 
gestellt. Nie zuvor in der Bundes-
republik Deutschland ist in einer 
derart gravierenden Weise in die 

Grundrechte der Bürgerinnen und 

Bürger eingegri昀昀en worden, um 
Schutzmaßnahmen gegen eine Aus-
breitung der Pandemie und eine 

Überlastung der Krankenhäuser zu 
ergreifen. Die Verwaltungsgerichts-
barkeit ha琀琀e zeitweise im Stunden-
takt weitreichende Entscheidungen 

über Geschä昀琀sschließungen, Schul-
besuche, Feuerwerksverbote an 
Silvester, Ausgangssperren ab 22 
Uhr und verschiedenste weitere 

Freiheitseingri昀昀e zu tre昀昀en. 
Der Klimawandel und die Ener-

giewende haben die Beschleuni-
gung von Planungsprozessen und 
ihrer gerichtlichen Überprüfung in 
den Fokus gesetzgeberischer Tä琀椀g-
keit gerückt und dür昀琀en die Ver-
waltungsgerichtsbarkeit in Zukun昀琀 
in erheblichem Ausmaß fordern. •

Ilsemarie Meyer, Jahrgang 1953,
war von 2008 bis 2019 Präsidentin des Oberverwaltungsgerichts  
Bremen. Sie war damit die erste Frau an der Spitze des Gerichts seit 
Gründung der Bremischen Verwaltungsgerichtsbarkeit im Jahre 1924. 
Außerdem war sie von 2011 bis 2019 als erste Frau Präsiden琀椀n des Staatsgerichts-
hofs der Freien Hansestadt Bremen. 
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Das Verwaltungsgericht Bremen hat im Oktober 2018 
im Rahmen eines Pilotprojektes mit der Einführung 
der elektronischen Akte begonnen. Im Oktober 2019 
war das Gericht als bundesweit erstes Gericht voll-
ständig auf die elektronische Akte umgestellt. Im 
Dezember 2019 folgt die Umstellung des Oberver-
waltungsgerichts. Seitdem werden keine Papierdoku-

mente mehr erstellt. Aktenstapel gehören damit der 
Vergangenheit an. Die Einführung der elektronischen 
Gerichtsakte hat sich spürbar auf die Arbeitsplatz-

aussta琀琀ung ausgewirkt.
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Der Fall Kurnaz  

Kein Fall für die gesetzliche Vermutung
einer dauerha�en Ausreise

Aktenzeichen  
4 K 1013/05 (VG)

Vor bald zwanzig Jahren ging am 02.06.2005 in der 
4. Kammer des Verwaltungsgerichts die Klage des 
türkischen Staatsangehörigen Murat Kurnaz, „z.Z. 
Guantanamo Bay, Kuba“ ein. Die Klage richtete sich 
gegen die Freie Hansestadt Bremen, vertreten durch 
den Innensenator. Ha琀琀e man rich琀椀g gelesen? Als 
Anschri昀琀 des Klägers war neben der Adresse seines 
Elternhauses in Bremen tatsächlich Guantanamo 
angegeben.   

Was war geschehen? Die Ausländerbehörde ha琀琀e 
dem Kläger, Herrn Murat Kurnaz, 1982 in Deutschland 
geboren und seit 1998 im Besitz einer unbefristeten 
Aufenthaltserlaubnis, im Februar 2005 per Verwaltungs-
akt mitgeteilt, dass seine Aufenthaltserlaubnis seit Mai 

2002 erloschen sei. Zugleich ha琀琀e man seine Anträge 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand und auf Ver-
längerung der Frist zur Wiedereinreise abgelehnt. Herr 

Kurnaz war am 03.10.2001 als Neunzehnjähriger nach 
Pakistan ausgereist. Das Ziel seiner Ausreise war unklar. 

Ob er in Afghanistan Koranschulen besuchen oder sich 
dort den Taliban-Kämpfern anschließen wollte, wurde 
nie aufgeklärt. In Afghanistan kam er jedenfalls nicht 

an. Noch in Pakistan wurde er im November 2001 von 
US-Soldaten festgenommen und zunächst auf einer 
US-Air Base in Afghanistan festgehalten. Von dort aus 
wurde er als mutmaßlicher Taliban-Kämpfer in das 
US-Gefangenenlager Camp X-Ray nach Guantanamo 
Bay verbracht. 

Der Bescheid der Ausländerbehörde über das Erlö-
schen der unbefristeten Aufenthaltserlaubnis war eine 

Antwort auf den Antrag seines Rechtsanwalts Bernhard 
Docke, der im Januar 2005 von der Ausländerbehörde 

die Feststellung begehrt ha琀琀e, dass die Aufenthalts-
erlaubnis seines Mandanten nicht erloschen ist. Dies 
sah die Behörde anders und ha琀琀e dies in Person des 
damaligen Innensenators Thomas Röwekamp auch 
bereits zuvor in den Medien kundgetan. Sie berief sich 
auf einen gesetzlichen Erlöschensgrund im damaligen 

Ausländergesetz. § 44 Abs. 1 Nr. 3 AuslG sah vor, dass 
eine Aufenthaltserlaubnis erlischt, wenn der Ausländer 

ausgereist und nicht innerhalb von sechs Monaten 
oder einer von der Ausländerbehörde bes琀椀mmten 
längeren Frist wieder eingereist ist. Ausnahmen hiervon 
sah die Vorschri昀琀 unter gesetzlich näher bes琀椀mmten 
Voraussetzungen für ausländische Rentenbezieher, 
deren Ehega琀琀en sowie im Heimatstaat ihre Wehrp昀氀icht 
leistende Ausländer vor. Diesen zuletzt genannten Per-
sonengruppen gehörte Herr Kurnaz nicht an.  

Am 30.11.2005 wurde die Streitsache vor der 4. 
Kammer mündlich verhandelt und das Urteil am selben 
Tag verkündet (VG Bremen, Urt. v. 30.11.2005 – 4 K 
1013/05 – juris). Das Verwaltungsgericht folgte dem 
Vorbringen des Klägers. Es stellte fest, dass die Aufent-
haltserlaubnis des Herrn Kurnaz nicht erloschen ist und 
hob den entgegenstehenden Bescheid auf.

Die Herausforderung in diesem Fall lag darin, mit 
dem rechtlichen Instrumentarium der Auslegung an 

eine auf den ersten Blick klare Regelung des Gesetzge-
bers heranzugehen. Klare Regelungen sind aber nicht 
auslegungsfähig. Unter Heranziehung der Gesetzesbe-
gründung, die für das Erlöschen der Aufenthaltserlaubnis 

auf einen seiner Natur nach nicht vorübergehenden 
Grund der Ausreise abstellt und nach Ablauf der Sechs-
monatsfrist von einer „grundsätzlich unwiderleglichen 
Vermutung“ hierfür ausging (BR-Drs. 11/90, S. 72), ist 

2005
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das Gericht von der Auslegungsbedür昀琀igkeit des § 44 
Abs. 1 Nr. 3 AuslG ausgegangen. Es hat sodann den 
fristgebundenen Erlöschenstatbestand einschränkend 

ausgelegt. Danach soll zur Vermeidung eines Wer-
tungswiderspruchs ein Erlöschen nach Ablauf von 
sechs Monaten nicht eintreten, wenn es den betrof-
fenen Ausländern objek琀椀v unmöglich ist, rechtzei琀椀g 
zurückzukehren oder einen Verlängerungsantrag für 
die Wiedereinreise zu stellen. Bereits aus der Möglich-
keit, überhaupt nach der Ausreise eine Verlängerung 
der Wiedereinreisefrist zu beantragen, leitete das 

Gericht ab, dass der Gesetzgeber damit Härtegesichts-
punkten Rechnung tragen wollte. Die Wahrnehmung 
der Härtefallregelung setzt aber voraus, dass der Be-
tro昀昀ene auch objek琀椀v in der Lage ist, entsprechende 
Verfahrenshandlungen vorzunehmen. Das Gericht zog 
hierzu die Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts heran, dass in Ausnahmefällen - etwa höherer 
Gewalt - die Nichteinhaltung uneigentlicher Fristen, bei 
denen eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
grundsätzlich nicht möglich ist, nach dem Grundsatz 

von Treu und Glauben die weitere Rechtsverfolgung 
nicht abgeschni琀琀en werden darf oder sich Behörden 
nicht auf die Anspruchsberech琀椀gung vernichtenden 
Ausschlussfristen berufen dürfen. Übertragen auf den 
Fall Kurnaz hat das Gericht zunächst einen Ausnahme-
fall angenommen, der höchstens vergleichbar ist mit 
schwerstkranken oder verunfallten Alleinreisenden 
oder En琀昀ührungsopfern, die objek琀椀v nicht in der Lage 
sind, vor Ablauf der Sechsmonatsfrist zurückzukehren 
oder einen Verlängerungsantrag zu stellen. Das Gericht 
setzte für die tatsächlichen Umstände, die es Herrn 

Kurnaz objek琀椀v unmöglich machten, zurückzukehren 
oder einen Verlängerungsantrag zu stellen, konkret bei 
den Umständen seiner Verha昀琀ung und Verbringung 
in das Gefangenenlager in Guantanamo Bay an und 
folgerte daraus, dass die Ausländerbehörde nicht von 
einem aus eigenem Willensentschluss dauerha昀琀en 
Verlassen des Bundesgebietes hat ausgehen dürfen. 

Dem Ende 2001 in Pakistan verha昀琀eten und vor Ablauf 
der Sechsmonatsfrist nach Guantanamo verbrachten 
Kläger war es bis Januar 2005 nicht möglich, wirksam 
einen Rechtsanwalt zu beau昀琀ragen. Er unterlag einer 
weitgehenden Kontaktsperre. Über die Inha昀琀ierung 
und das Vorenthalten anwaltlichen Beistandes war die 
zuständige Ausländerbehörde seit September 2002 
informiert. Die beklagte Freie Hansestadt Bremen ist 
gegen das Urteil nicht vorgegangen. Das Urteil wurde 
rechtskrä昀琀ig. 

Die seit dem 01.01.2005 mit Inkra昀琀treten des Auf-
enthaltsgesetzes geltende Rechtslage wäre für den 

Kläger ungleich güns琀椀ger gewesen, sie war indes auf-
grund der weit vor Inkra昀琀treten liegenden Ausreise 
und des Ablaufs der Sechsmonatsfrist nicht auf den 
Strei琀昀all anzuwenden. Die Nachfolgeregelung des § 51 
Abs. 2 Satz 1 AufenthG sah vor, dass ein mit der dem 
Kläger zuletzt erteilten unbefristeten Aufenthaltserlaub-
nis vergleichbarer, nunmehr Niederlassungserlaubnis 

genannter Aufenthalts琀椀tel, nicht  zum  gesetzlichen 
Erlöschen nach Ausreise und Zeitablauf führt, wenn 

sich der Ausländer mindestens 15 Jahre rechtmäßig 
im Bundesgebiet au昀栀ält und sein Lebensunterhalt ge-
sichert wird.  Ob diese Rechtsänderung ein Beweggrund 

für die Beklagte gewesen ist, das Urteil rechtskrä昀琀ig 
werden zu lassen, ist am Ende o昀昀engeblieben. 

Nach Eintri琀琀 der Rechtskra昀琀 des Urteils sollte es 
allerdings noch bis zum 24.08.2006 dauern, bis Herr 
Kurnaz freigelassen wurde und in die Bundesrepublik 
Deutschland zurückkehren konnte. Das Bundesinnen-
ministerium ha琀琀e im Jahr 2004 eine bis 2007 befristete 
Einreisesperre vermerkt, da man den Kläger als Gefahr 
für die ö昀昀entliche Sicherheit und Ordnung ansah. Die 
Einreisesperre wurde im Januar 2006 gelöscht. Was in 
den weiteren sechs Monaten bis zur Rückkehr passier-
te, kann im Bericht des 1. Untersuchungsausschusses 

nach Art. 44 GG („BND-Untersuchungsausschuss“) vom 
18.06.2009 (BT Drs. 16/13400) nachgelesen werden. 

Die rechtlichen Hürden, die Herr Kurnaz für sei-
ne Rückkehr nach Deutschland nehmen musste, las-
sen sich außerdem gut „nachsehen“ in dem Film von 
Andreas Dresen „Rabiye Kurnaz gegen George W. 
Bush“, der die Geschichte aus der Perspek琀椀ve der 
Mu琀琀er von Herrn Kurnaz, die vor dem Obersten Ge-
richtshof der USA gemeinsam mit Rechtsanwalt Docke 
um die Freilassung ihres Sohnes kämp昀琀e, erzählt. • 

Text: Verena Korrell
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Die Bremer A�enversuche 

Ein unendlicher Streit zwischen  
Tierschutz und Forschungsfreiheit 

Aktenzeichen  
5 K 1274/09 (VG) 
1 A 180/10 (OVG) 
3 B 29.13 (BVerwG)
5 V 2285/21 (VG)
5 V 2729/23 (VG)

Das Forschungsprojekt des Neurobiologen Prof. Dr. And-

reas Kreiter an Makaken-A昀昀en bewegt die Bremerinnen 
und Bremer seit nunmehr fast zwei Jahrzehnten. Die 
Tierversuche sorgten hierbei nicht nur für erheblichen 
poli琀椀schen Streit, sondern führten auch zu zahlreichen 
Gerichtsentscheidungen. Hinter dem emo琀椀onalen Streit-
thema stand von Anfang an die Frage, inwieweit der 
Tierschutz dem Recht auf freie Forschung Grenzen setzt. 

Alles begann 1995 mit der Ausschreibung der Professur für 
„Theore琀椀sche Neurobiologie“ durch die Universität Bremen. 
Berufen wurde Andreas Kreiter, der damals bereits am Max-
Planck-Ins琀椀tut für Hirnforschung in Frankfurt am Main im 
Bereich der kogni琀椀ven Neurobiologie mit Makaken arbei-
tete. Nach seiner Berufung kündigte er an, seine Studien 

mit Primaten in Bremen fortsetzen zu wollen. Gegen seine 
Berufung regte sich von Anfang an erheblicher Widerstand 
in Bremen. Es folgten die Verö昀昀entlichung seiner Telefon-
nummer und Privatadresse. Versuchsgegner drangen in die 

Laborräume ein und randalierten dort. Kreiter und seine 
Familie erhielten Morddrohungen und standen zeitweise 
unter Polizeischutz. Es folgten Mahnwachen, Protestbriefe 
und Unterschri昀琀ensammlungen. Der Tierschutzverein 
in Bremen stellte Bürgeranträge mit insgesamt 100.000 

Unterschri昀琀en gegen die A昀昀enversuche.
Die Anträge scheiterten jedoch zunächst allesamt. 1998 

genehmigte die Gesundheitsbehörde erstmals die Versuche. 

Doch mit der Zeit änderte sich die poli琀椀sche S琀椀mmung in 
Bremen und neben den Grünen, die sich von Anfang an 
gegen die A昀昀enversuche posi琀椀onierten, schwenkten nun 
auch die Bremer SPD und CDU um. Im März 2007 sprach 
sich schließlich die Bremische Bürgerscha昀琀 für das Ende 
der A昀昀enversuche aus. In der Folge lehnte das Gesund-

heitsressort die Verlängerung der Ende 2008 auslaufenden 
Genehmigung für die Durchführung der Tierversuche ab. 
Hiergegen erhob Andreas Kreiter Widerspruch und bean-
tragte gleichzei琀椀g beim Verwaltungsgericht Bremen eine 
einstweilige Anordnung. Das Verwaltungsgericht entschied 
im Rahmen einer reinen Folgenabwägung zunächst, dass 
die Tierversuche bis zu einer Klärung der Rechtsfrage 
fortgesetzt werden dürfen, da ein sofor琀椀ger Abbruch der 
Tierversuche das fak琀椀sche Ende für das langfris琀椀g geplante 
Forschungsvorhaben bedeute. Nach Zurückweisung des Wi-
derspruchs durch die Gesundheitsbehörde erhob Andreas 
Kreiter 2009 schließlich Klage vor dem Verwaltungsgericht. 

Doch wie sehen die Tierversuche aus, die für so viel 
Streit und Aufregung in Bremen sorgen und wozu dient 
die Forschung überhaupt? Andreas Kreiter und sein Team 
erforschen im Rahmen einer Grundlagenforschung an 
den Makaken, wie deren Gehirn funk琀椀oniert, um daraus 
Rückschlüsse für das menschliche Gehirn zu ziehen: Was 

geschieht im Gehirn, wenn wir etwas wahrnehmen, Auf-
merksamkeit auf bes琀椀mmte Dinge richten und uns etwas 
merken? Hierzu werden die Tiere operiert. Auf ihren Schä-
delknochen wird eine Kappe aus medizinischem Zement 
aufgetragen. Sie ist der Zugang zu den Elektroden, mit 
denen die Hirnak琀椀vität gemessen wird. Bei den Experi-
menten werden diese Kappen 昀椀xiert, sodass die A昀昀en ihre 
Köpfe s琀椀llhalten müssen. Jeden Werktag verbringen die 
Tiere mehrere Stunden im Labor. Sie sind darauf trainiert, 
gra昀椀sche Elemente auf einem Bildschirm zu beobachten, 
auf die sie reagieren sollen. Lösen sie ihre Aufgaben rich琀椀g, 
erhalten sie als Belohnung Wasser, Sa昀琀 oder Brei. An den 
Versuchstagen gibt es für sie in der Regel nur im Labor 
etwas zu trinken. Das Team um Andreas Kreiter erho昀� 
sich von den Experimenten Fortschri琀琀e bei der Therapie 

2009
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von Krankheiten wie beispielsweise Epilepsie. 
Mit Spannung wurde das Urteil über die A昀昀enversuche 

erwartet. Hierbei ging es um eine Reihe von umstri琀琀enen 
Rechtsfragen. Steht der Behörde bei Erteilung der Ge-
nehmigung für Forschungsvorhaben ein Ermessen oder 
zumindest ein Beurteilungsspielraum zu? Ist die Behörde 
auf eine reine Schlüssigkeitsprüfung der wissenscha昀琀lich 
begründeten Genehmigungsvoraussetzungen beschränkt 
oder steht ihr ein umfassendes Prüfungsrecht zu? 

In erster Instanz entschied das Verwaltungsgericht 

Bremen mit Urteil vom 28.05.2010 (Az. 5 K 1274/20), dass 
die Nichterteilung der Forschungsgenehmigung aufgrund 
von Abwägungsfehlern rechtswidrig war. Außerdem ver-
p昀氀ichtete es die senatorische Behörde, den Sachverhalt 
durch Einholung von weiteren Sachverständigengutachten 
dahingehend aufzuklären, inwieweit die A昀昀en durch die 
Versuche belastet werden und welche Bedeutung das 

Forschungsvorhaben hat. Insbesondere rügte das Gericht, 
dass die Experten, auf deren Einschätzung sich die Behörde 
berief, das Labor nicht besucht ha琀琀en und dass die Daten 
des Tierarztes, der das Labor regelmäßig begutachtete, 
nicht berücksich琀椀gt worden sind. Außerdem wurde das 
Abstellen auf die geänderte Sozialmoral in der Bevölke-
rung als sachwidrig angesehen. Es sei vielmehr die Rolle 
des Gesetzgebers, einen gesellscha昀琀lichen Wertewandel 
aufzugreifen. Im Hinblick auf die umstri琀琀ene Prüfungs-
kompetenz der Behörde entschied das Verwaltungsgericht, 
dass die Voraussetzungen der Genehmigungserteilung von 
der Behörde umfassend und selbstständig geprü昀琀 werden 
dür昀琀en und im gerichtlichen Verfahren voll überprü昀戀ar 
seien. Sollten die Voraussetzungen für die Erteilung aber 
vorliegen, bestehe für die Behörde kein Handlungsspiel-
raum mehr und die Genehmigung müsse erteilt werden. 

Die dagegen durch die Beklagte eingelegte Berufung hat das 

Oberverwaltungsgericht mit Urteil vom 11.12.2012 (Az. 1 A 
180/10) zurückgewiesen und Bremen dazu verp昀氀ichtet, die 
beantragte Genehmigung für die A昀昀enversuche zu erteilen. 
Das Oberverwaltungsgericht hielt die A昀昀enversuche nach 
einer Abwägung zwischen den versuchsbedingten Belastun-
gen der Tiere und der Bedeutung des Forschungsvorhabens 
für ethisch vertretbar. Aufgrund neuer vorgelegter Gutach-
ten ging das Oberverwaltungsgericht hierbei von allenfalls 
mäßigen Belastungen für die Makaken aus. Dem stehe die 

hohe Bedeutung des Forschungsvorhabens gegenüber. Die 
Frage der Belastung der Tiere sowie die Abwägungsent-
scheidung an sich sind laut dem Oberverwaltungsgericht 

demnach aufgrund der verfassungsrechtlichen Aufwertung, 

die der Tierschutz durch die Einführung von Art. 20a des 

Grundgesetzes erfahren hat, in vollem Umfang behördlich 
und gerichtlich überprü昀戀ar. Die Darlegung der Bedeutung 
des Forschungsvorhabens als Genehmigungsvoraussetzung 
mit spezi昀椀schem Wissenscha昀琀sbezug unterliege hingegen 
nur einer quali昀椀zierten Plausibilitätskontrolle. Die Revision 
gegen das Urteil wurde nicht zugelassen. Die dagegen 

gerichtete Beschwerde der Freien Hansestadt Bremen 

wies das Bundesverwaltungsgericht mit Beschluss vom 
20.01.2014 (Az. 3 B 29.13) zurück und bestä琀椀gte das Ober-
verwaltungsgericht dahingehend, dass der Behörde weder 

ein Ermessen noch ein Beurteilungsspielraum zustand. 
Da die Genehmigungen für das Forschungsvorhaben 

regelmäßig verlängert werden müssen, ist der poli琀椀sche 
und juris琀椀sche Streit um die A昀昀enversuche aber nach wie 
vor nicht beendet. So verweigerte die Bremische Gesund-
heitsbehörde im November 2021 erneut die Verlängerung 
des Forschungsvorhabens. In dem darau昀昀olgenden gericht-
lichen Eilverfahren entschied das Verwaltungsgericht wieder 

zu Gunsten von Andreas Kreiter (Beschluss vom 03.02.2022, 
Az. 5 V 2285/21). Nach Ansicht des Verwaltungsgerichts 
ha琀琀e Prof. Kreiter hinreichend begründet dargelegt, dass 
keine wissenscha昀琀lich anerkannten Alterna琀椀ven zu den 
A昀昀enversuchen vorhanden seien. Auch den Nutzen seiner 
Versuche habe er ausreichend wissenscha昀琀lich begründet. 
Die zwischenzeitlichen Änderungen im Tierschutzgesetz 
rech琀昀er琀椀gen nach Ansicht der Kammer keine andere Be-
wertung. Im November 2023 stellte Prof. Kreiter erneut 
einen Eilantrag beim Verwaltungsgericht, um sich gegen 

die jüngste Ablehnung seines Antrags auf Fortsetzung der 
Makaken-Versuche zu wehren.  

Der Streit über die A昀昀enversuche in Bremen zeigt das 
Spannungsverhältnis zwischen der polarisierenden De-
ba琀琀e um ein poli琀椀sches Thema auf der einen und deren 
juris琀椀schen Beurteilung auf der anderen Seite. Gleichzei琀椀g 
machen die jahrelangen Rechtsstrei琀椀gkeiten aber auch 
deutlich, dass der landespoli琀椀sche Spielraum auf Grund von 
abschließenden Bundesgesetzen o昀琀mals eingeschränkter 
ist, als viele wahrhaben wollen. Daher wird das Thema die 
Bremerinnen und Bremer voraussichtlich nicht loslassen. •

Text: Johannes Müller
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Das Aus für den  
O�shore-Terminal Bremerhaven

Kein Hafen für Windkra�

Aktenzeichen 
5 K 2621/15 (VG) 
5 V 366/16 (VG) 
1 B 126/16 (OVG)
1 LC 107/19 (OVG) 
7 B 4.22 (BVerwG)

In den Jahren 2016 bis 2022 hat der geplante Bau 
eines Hafens in Bremerhaven die Bremer Verwal-
tungsgerichtsbarkeit und das Bundesverwaltungs-

gericht beschä昀琀igt. An dem Hafen sollten O昀昀shore-
Windenergieanlagen vormon琀椀ert und umgeschlagen 
werden. 

Die Planungen für den Bau einer solchen Anlage nahmen 
bereits im Jahr 2009 ihren Lauf. Zu diesem Zeitpunkt 
war poli琀椀sch erklärtes Ziel, O昀昀shore-Windenergiean-
lagen erheblich auszubauen. Allein für die deutsche 

Nordsee wurde für den Zeitraum zwischen 2016 und 
2030 mit der Installa琀椀on von über 200 solcher Anlagen 
gerechnet. Dementsprechend ha琀琀en sich bereits ver-
schiedene Unternehmen der Windenergie-Branche in 
Bremerhaven angesiedelt, wie u.a. die Windenergie-
anlagenhersteller Adwen und Senvion. Dem erwarteten 
hohen Nachfragedruck sollte mit der Scha昀昀ung von 
zusätzlichen Montage昀氀ächen sowie einer neuen Ha-
fenanlage im Blexer Bogen in Bremerhaven begegnet 
werden – das war die Geburt eines wirtscha昀琀lichen 
Leuch琀琀urmprojekts der damaligen rot-grünen Landes-
regierung.

Nachdem der Senat damit scheiterte, private In-
vestoren für das Vorhaben zu gewinnen, beschloss er, 
die Anlage als ö昀昀entliches Hafenmodell zu errichten 
und die hierfür erforderlichen Mi琀琀el von seinerzeit 
berechneten 180 Mio. € durch das Land Bremen selbst 
aufzubringen. Der Betrag sollte in einer über fünf Jahre 
laufenden Vorhaben昀椀nanzierung angespart und bis 
2018 erbracht werden. Dem folgend beantragte das 
Land Bremen als Träger des Vorhabens im Dezember 
2012 die Planfeststellung für einen O昀昀shore-Terminal 

Bremerhaven. Vertreten wurde das Land dabei durch 

die in Hand der Stadtgemeinde Bremen be昀椀ndliche Ha-
fenmanagementgesellscha昀琀 bremenports GmbH & Co. 
KG. Es verwies in seinem Antrag auf die erwartete stei-
gende Zahl der in der deutschen Nordsee installierten 
O昀昀shore-Windenergieanlagen ab dem Jahr 2016. Das 
Hafenprojekt sollte zu diesem Zeitpunkt fer琀椀ggestellt 
und auf eine Kapazität von 160 O昀昀shore-Windenergie-
anlagen pro Saison ausgelegt sein.

Bis zum Ergehen des entsprechenden wasserrecht-
lichen Planfeststellungsbeschlusses für den Hafen ent-
wickelte sich die Lage jedoch erneut nicht so, wie es sich 
der Senat zunächst vorgestellt ha琀琀e: Unter anderem 
wurden die Ausbauziele für die O昀昀shore-Windenergie 
in der deutschen Nord- und Ostsee durch das im Jahr 
2014 reformierte Erneuerbare-Energien-Gesetz für das 
Jahr 2020 von 10 Gigawa琀琀 (GW) auf 6,5 GW und für 
2030 von 25 GW auf 15 GW reduziert. Im August 2015 
wurde zudem bekannt, dass der poten琀椀elle OTB-Kun-
de Siemens Bremerhaven eine Absage erteilt hat und 

eine Windenergiefabrik in Cuxhaven errichten wird. 

Am geplanten Hafen wurde dennoch festgehalten 
und die Bedarfs- und Potenzialanalyse entsprechend 
überarbeitet.

Am 30.11.2015 erging der Planfeststellungsbe-
schluss „für den Neubau eines O昀昀shore-Terminals in 
Bremerhaven (OTB)“ im Bereich des Blexer Bogens 
zwischen Weser-km 64 und 65 auf derzei琀椀ger Wa琀琀-
昀氀äche und im Flachwasserbereich der Weser. Es sollte 
eine 25 ha große Umschlags- und Montage昀氀äche für 
O昀昀shore-Windenergieanlagen mit einer 500 m langen 
Schwerlastkaje entstehen. 

2015
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Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss ging der Lan-
desverband Bremen e.V. des Bund für Umwelt und 

Naturschutz Deutschland (BUND Bremen) gerichtlich 
vor. Denn das vom geplanten OTB betro昀昀ene Gebiet 
liegt im Flora-Fauna-Habitat-Schutzgebiet „Weser bei 
Bremerhaven“ und EU-Vogelschutzgebiet „Luneplate“. 
In solchen Gebieten sind Projekte, die zu erheblichen 
Beeinträch琀椀gungen des Gebiets führen können, gemäß 
§ 34 Abs. 2 und 3 BNatSchG nur zulässig, wenn das 

Projekt aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
ö昀昀entlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer 
oder wirtscha昀琀licher Art, notwendig ist und zumutbare 
Alterna琀椀ven, die mit dem Projekt verfolgten Zwecke an 
anderer Stelle oder mit geringeren Beeinträch琀椀gungen 
zu erreichen, nicht gegeben sind. Der BUND Bremen, 

das beklagte Land Bremen und die beigeladene Vor-
habenträgerin stri琀琀en sich insbesondere darum, ob 
es einen gesicherten Bedarf für den OTB gebe oder 
ob dieser nicht – auch aufgrund der nega琀椀ven wirt-
scha昀琀lichen Entwicklungen am Windenergiestandort 
Bremerhaven – überschätzt worden sei. 

Im Laufe des gerichtlichen Verfahrens kam es zu 

weiteren, für den Windenergiestandort Bremerhaven 
bzw. den OTB abträglichen Entwicklungen: 2017 bzw. 
2019 stellten beide zum Zeitpunkt des Erlasses des 
Planfeststellungsbeschlusses in Bremerhaven ansässigen 

Windenergieanlagenhersteller ihre Produk琀椀on ein. 2018 
wurde zudem in nur 40 km En琀昀ernung in Cuxhaven 
ein O昀昀shore-Terminal für Windenergieanlagen erö昀昀-
net. Zudem etablierte sich ein Verfahren, in dem die 

Teile einer O昀昀shore-Windenergieanlage erst auf See 
mon琀椀ert werden, sodass der Umschlag von großen, 
vormon琀椀erten Windenergieanlagen nicht mehr nach-
gefragt war. Nach der ers琀椀nstanzlichen Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts Bremen am 07.02.2019 (5 K 
2621/15), das entschied, dass der Planfeststellungs-
beschluss aufgrund nicht tragfähiger Prognosen zum 
Bedarf des OTB zwar rechtswidrig sei und nicht voll-
zogen werden dürfe, die festgestellten Fehler jedoch 
in einem ergänzenden Verfahren behoben werden 
könnten, rückten auch die Grünen vom OTB-Projekt ab. 
Dies gipfelte darin, dass die aus der Bürgerscha昀琀swahl 
2019 hervorgegangenen neuen Koali琀椀onspartner SPD, 
Grüne und Linke vereinbarten, die Entscheidung über 

die Realisierung des OTB jedenfalls für die Dauer der 
neuen Legislaturperiode bis Mai 2023 zurückzustellen 
und das hierfür angesparte Sondervermögen in den 
Kernhaushalt zu überführen und für andere Zwecke 

zu verwenden.

Diese nachträglichen Entwicklungen führten dazu, 

dass das Oberverwaltungsgericht Bremen mit Urteil 

vom 02.11.2021 feststellte, dass der Planfeststellungs-
beschluss unwirksam geworden ist (1 LC 107/19). Das 
OVG, das sich sowohl mit der Berufung des BUND 
Bremen, als auch mit der des beklagten Landes und der 

Vorhabenträgerin gegen das Urteil des Verwaltungs-
gerichts zu beschä昀琀igen ha琀琀e, kam zum Ergebnis, dass 
der Planfeststellungsbeschluss mi琀琀lerweile funk琀椀ons-
los und damit rechtlich unwirksam geworden sei. Das 
Gericht nahm eine Gesamtbetrachtung der Situa琀椀on 
vor und stellte fest, dass von einer Verwirklichung des 
Vorhabens realis琀椀scher Weise nicht mehr ausgegangen 
werden könne. Dabei stellte es maßgeblich auch auf 

den veränderten Bedarf für eine Montage- und Um-
schlags昀氀äche für O昀昀shore-Windenergieanlagen in der 
geplanten Größe und am Standort Bremerhaven sowie 
darauf ab, dass die Finanzierung des geplanten OTB 
auch aufgrund der Au昀氀ösung der hierfür gebildeten 
Rücklagen mi琀琀lerweile ausgeschlossen erscheine. Be-
schwerden des Landes und der Vorhabenträgerin gegen 
die vom OVG nicht zugelassene Revision gegen sein 
Urteil wies das Bundesverwaltungsgericht mit Beschluss 

vom 20.09.2022 zurück (7 B 4.22), womit der Streit um 
die Verwirklichung des geplanten OTB sein Ende fand. 

Zur Umsetzung des Bauprojekts kam es in der Zwi-
schenzeit – auch aufgrund eines erfolgreichen Eilantrags 
des BUND Bremen – im Übrigen nicht. Die Naturschutz-
gebiete im Blexer Bogen wurden nicht angefasst. Damit 
zählt der OTB zu den wenigen Vorhaben, die aufgrund 
einer gerichtlichen Entscheidung dauerha昀琀 verhindert 
worden sind. Unter anderem bereits im Vorfeld zur 
geplanten Umsetzung des OTB getro昀昀ene naturschutz-
rechtliche Ausgleichsmaßnahmen für den geplanten 
Eingri昀昀, Kosten für bereits beau昀琀ragte Bau昀椀rmen, 
Gutachten sowie eine Entschädigung für die Schließung 
des Flugplatzes eines Lu昀琀sportvereins im Blexer Bogen 
führten trotz des nie begonnenen Baus des Hafens 
jedoch zu Kosten für das Land von über 25 Mio. €. • 

Text: Julia Lammert
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Aktenzeichen 
2 K 1191/16 (VG) 
2 LC 139/17 (OVG)
9 C 4.18 (BVerwG) 
2 LC 294/19 (OVG)
9 B 6.21 (BVerwG) 
1 BvR 548/22 (BVerfG)

Darf der Staat für die Erfüllung einer seiner Kernauf-
gaben – die Sicherstellung der ö昀昀entlichen Sicherheit 
und Ordnung – von Privaten Gebühren verlangen? 
Diese Grundsatzfrage war in dem Rechtsstreit der 
DFL Deutsche Fußball Liga GmbH gegen die Freie 
Hansestadt Bremen zu beantworten. 

Im November 2014 ergänzte die Bremische Bürger-
scha昀琀 den § 4 des Bremischen Gebühren- und Bei-
tragsgesetzes (BremGebBeitrG) um einen Absatz 4. 
Dieser lautet seitdem:  

„Eine Gebühr wird von Veranstaltern oder Veranstal-
terinnen erhoben, die eine gewinnorien琀椀erte Veran-
staltung durchführen, an der voraussichtlich mehr als 

5 000 Personen zeitgleich teilnehmen werden, wenn 
wegen erfahrungsgemäß zu erwartender Gewalt-
handlungen vor, während oder nach der Veranstal-
tung am Veranstaltungsort, an den Zugangs- oder 
Abgangswegen oder sonst im räumlichen Umfeld der 
Einsatz von zusätzlichen Polizeikrä昀琀en vorhersehbar 
erforderlich wird. Die Gebühr ist nach dem Mehrauf-
wand zu berechnen, der aufgrund der zusätzlichen 
Bereitstellung von Polizeikrä昀琀en entsteht.“

Bereits im Gesetzgebungsverfahren war diese Geset-
zesänderung lebhaft diskutiert worden und sie schlug 
auch in der Presse große Wellen. Denn allen war klar: 
Der Anwendungsbereich der Vorschrift bezog sich in 
erster Linie auf sogenannte Hochrisikospiele im Betrieb 
der Fußball-Bundesliga, für die deutlich mehr Polizei-
kräfte eingesetzt werden müssen und die daher sehr 

hohe Kosten verursachen. Die bremischen Fußballfans 
befürchteten einen finanziellen Schaden für den Verein 

Werder Bremen, denn die Deutsche Fußball Liga hatte 

bereits im Vorfeld angekündigt, bei möglichen Gebüh-
renforderungen den Verein zivilrechtlich in Regress 
zu nehmen. Ein anderer Schaden zumindest für die 

Fußballfans in Bremen ließ dann auch nicht lange auf 

sich warten: Der DFB vergab in den folgenden Jahren 
keine Länderspiele mehr nach Bremen.

Am 18.08.2015 erging der erste Gebührenbescheid 
auf der Grundlage von § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG. Für 
den zusätzlichen Aufwand an Polizeikräften für ein so-
genanntes Nordderby zwischen Werder Bremen und 
dem HSV am 19.04.2015 setzte die Polizei Bremen 
gegen die DFL Deutsche Fußball Liga GmbH Gebüh-
ren in Höhe von 425.718,11 € fest. Das Spiel sei von 
der Polizei als Hochrisiko- bzw. „Rot-“Spiel eingestuft 
worden. Denn es bestehe ein von Abneigung und sogar 
Feindschaft geprägtes Verhältnis der Fans beider Vereine 
und die räumliche Nähe der beiden Städte begünstige 

erfahrungsgemäß die Anreise einer hohen Anzahl 
von Gästefans – darunter insbesondere zahlreicher 
gewaltbereiter Problemfans. In den zurückliegenden 
Spielzeiten sei es jeweils zu schweren gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zwischen Angehörigen beider 

Fanlager gekommen. Die DFL legte Widerspruch ein, 
der vom Senator für Inneres der Freien Hansestadt 
Bremen zurückgewiesen wurde, woraufhin die DFL 
am 25.04.2016 Klage vor dem Verwaltungsgericht 
Bremen erhob (Aktenzeichen 2 K 1191/16). Die DFL 
argumentierte, nicht sie, sondern Werder Bremen sei 
Veranstalter des Spiels gewesen, deshalb müssten die 
Gebühren gegen den Verein festgesetzt werden. Die 

Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit sei zudem 

eine Kernaufgabe des Staates, der deshalb auch die 
entsprechenden Kosten zu tragen habe. Der zusätzliche 

2016
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nächste Instanz, auch hier mit großer Aufmerksam-
keit von den Medien verfolgt. Im Verfahren vor dem 
Oberverwaltungsgericht (Aktenzeichen 2 LC 139/17) 
reduzierte die Freie Hansestadt Bremen die Gebühren-
forderung auf 415.000 €, woraufhin die DFL Beweis-
anträge zur Erforderlichkeit der Kosten der auswärtigen 
Polizeieinheiten zurücknahm. Dadurch konnte in der 
Sache entschieden werden. Die Freie Hansestadt Bre-
men hatte mit ihrer Berufung in der 2. Instanz Erfolg. Das 
OVG Bremen sah in seinem Urteil vom 05.02.2018 den 
Gebührenbescheid vom 18.08.2015 als rechtmäßig an. 
Die Gebührenregelung des § 4 Abs. 4 BremGebBeitrG 

sei verfassungsgemäß und die festgesetzte Gebühr 

sei weder dem Grunde nach noch in ihrer Höhe zu 
beanstanden. Der bremische Gesetzgeber besitze die 

nötige Gesetzgebungskompetenz und die Gebühr stelle 
auch einen Ausgleich für eine individuell zurechenbare 

öffentliche Leistung dar. Halte ein Veranstalter trotz des 
Umstandes, dass die Veranstaltung erfahrungsgemäß 

Gewalthandlungen hervorruft, unverändert an ihr fest, 
so stehe er dem erforderlichen Polizeieinsatz jedenfalls 
näher als die Allgemeinheit. Es unterliege der politischen 
Entscheidungsbefugnis des Gesetzgebers, ob er eine 
amtliche Leistung gebührenpflichtig machen wolle. Die 
Gebührenerhebung sei nicht deshalb ausgeschlossen, 
weil die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit eine 

Kernaufgabe des Staates sei. Die Vorschrift entspreche 
auch dem Bestimmtheitsgebot, sowohl hinsichtlich ihres 
Wortlautes als auch hinsichtlich der Gebührenhöhe. Es 
werde schließlich nicht gegen Grundrechte des Gebüh-
renschuldners verstoßen. Die Inanspruchnahme der DFL 
als Gebührenschuldnerin sei nicht zu beanstanden; die 
Gebühr sei in ihrer Höhe richtig berechnet. Fehler bei 

der Einsatzplanung von 969 Polizeibeamten anlässlich 
des Fußballspiels am 19.04.2015 seien nicht ersichtlich.

Doch mit dem Urteil vom 05.02.2018 war das 
Oberverwaltungsgericht Bremen nicht zum letzten 

Mal mit der Sache befasst. Die DFL legte Revision beim 
Bundesverwaltungsgericht ein und auch dort wurde das 
Verfahren mit großem Medieninteresse verfolgt. Die 
Verkündung der Entscheidung (Aktenzeichen 9 C 4.18) 
war die erste, die live vor laufenden Fernsehkameras 
erfolgte. Das Bundesverwaltungsgericht verwies die 
Sache mit Urteil vom 29.03.2019 zur anderweitigen 
Verhandlung und Entscheidung an das OVG Bremen 

zurück. Zuvor hatte die Freie Hansestadt Bremen die Ge-
bührenforderung um weitere 13.882,05 € reduziert. In 
seinem Urteil bestätigte das Bundesverwaltungsgericht 

Polizeieinsatz erfolge außerhalb des Stadions und bringe 
dem Veranstalter des Fußballspiels keinen individuellen 
Vorteil. Auch sei die Gebühr für den Veranstalter nicht 
kalkulierbar, es sei nicht klar, welche Einsätze noch den 
Auseinandersetzungen rund um das Fußballspiel zuzu-
rechnen seien. Schließlich sei die Zahl der eingesetzten 

Polizeikräfte überhöht gewesen.
Der Fall landete vor der für das Gebühren- und 

Beitragsrecht zuständigen 2. Kammer des Verwaltungs-
gerichts. Nach intensiver Vorbereitung wurde die Sache 
für den 17.05.2017 terminiert. Dieser Verhandlungstag 
bedeutete für das gesamte Gericht eine besondere 
Herausforderung. Wohl selten hatte eine mündliche 
Verhandlung in Bremen ein solches bundesweites Me-
dienecho hervorgerufen. Wachtmeister und Gerichtsver-
waltung sorgten für einen geordneten Ablauf vor dem 
Sitzungssaal, die Pressesprecher des Gerichts waren im 
Dauereinsatz. Und natürlich waren die Mitglieder der 

2. Kammer besonders gefordert. Beim Betreten des 
Sitzungssaals empfing sie ein Blitzlichtgewitter, das 
man sonst wohl nur vom „roten Teppich“ kennt. Die 
2. Kammer hob in ihrem Urteil vom 17.05.2017 den 
Gebührenbescheid als rechtswidrig auf. Zwar hatte die 

Kammer keine Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des 
§ 4 Abs. 4 BremGebBeitrG und sie sah die DFL auch als 

Veranstalterin eines Bundesligaspiels an, da sie auf die 
Planung und Durchführung Einfluss nehmen konnte und 
einen finanziellen Vorteil aus dem Spiel zog. Nach An-
sicht der Kammer war jedoch der Gebührentatbestand 
nicht ausreichend konkret formuliert, so dass es dem 
Gebührenschuldner nicht möglich war, die Höhe der 

zu erwartenden Gebühr zu kalkulieren. 

Wie zu erwarten war, ging der Rechtsstreit in die 
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die Rechtsansicht des OVG Bremen zur Verfassungs-
mäßigkeit der Gebührenvorschrift, auch dürfe die 
DFL als Gebührenschuldnerin herangezogen werden. 
Das Bundesverwaltungsgericht sah es auch nicht als 

ermessensfehlerhaft an, die DFL und nicht Werder 

Bremen als Gebührenschuldner heranzuziehen, um 

eine Wettbewerbsverzerrung innerhalb des Profifuß-
balls in Deutschland zu vermeiden. Jedoch hätte das 
Oberverwaltungsgericht Bremen nach Ansicht des 

Bundesverwaltungsgerichts prüfen müssen, inwieweit 
Polizeikosten abgezogen werden müssten, die konkreten 
anderen Störern hätten in Rechnung gestellt werden 

können. Damit musste sich zwar das Oberverwaltungs-
gericht Bremen noch einmal mit der Sache befassen, 
die grundlegenden Rechtsfragen waren jedoch – zu 
Lasten der DFL – geklärt. 

Das zurückverwiesene Verfahren wurde beim OVG 

Bremen unter dem Aktenzeichen 2 LC 294/19 ge-
führt. Im Verfahren reduzierte die Freie Hansestadt 

Bremen ihre Gebührenforderung erneut auf nunmehr 
385.906,95 €. Hinsichtlich dieser Gebührenhöhe wies 
das OVG Bremen mit Urteil vom 11.11.2020 die Klage 
der DFL ab. Das Gericht bezog sich auf seine bisherige 
Rechtsprechung und führte ergänzend aus, der DFL 
dürften auch solche Kosten in Rechnung gestellt wer-
den, auf deren Geltendmachung die Polizei gegenüber 
einzelnen, konkreten Störern – beispielsweise einzel-
nen randalierenden Fußballfans – verzichtet habe. Die 
DFL hafte zusammen mit solchen einzelnen Störern als 

Gesamtschuldnerin. Das Oberverwaltungsgericht ließ 

die – erneute – Revision nicht zu und mit Beschluss 
vom 21.12.2021 wies das Bundesverwaltungsgericht 
eine Beschwerde der DFL gegen die Nichtzulassung der 

Revision zurück (Aktenzeichen 9 B 6.21). 
Damit war der Verwaltungsrechtsweg beendet. 

Die DFL hat daraufhin beim Bundesverfassungsgericht 

Verfassungsbeschwerde erhoben, über die noch nicht 
entschieden ist (Aktenzeichen 1 BvR 548/22).

Bremen war lange Zeit das einzige Bundesland, das 

die gesetzliche Möglichkeit geschaffen hatte, Mehr-
kosten für Polizeieinsätze bei Hochrisikospielen den 
Veranstaltern der Fußball-Bundesliga in Rechnung zu 
stellen. Zwischenzeitlich sind insgesamt 10 Gebühren-
bescheide erlassen worden, die (noch) nicht zu weite-
ren Gerichtsverfahren geführt haben, da die Parteien 

zunächst die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts abwarten. Nach erheblichen Ausschreitungen 

im November 2023 hat nun auch die niedersächsische 
Innenministerin gegenüber der Presse geäußert, die 

Zusatzkosten für Polizeieinsätze bei Hochrisikospielen 
seien auf Dauer nicht zu leisten, man müsse sich mit 

den Vereinen über eine Kostenerstattung unterhalten.
Für die bremischen Fußballfans fand die Sache 

jedoch bereits ein gutes Ende: Am 12.06.2023 fand in 
Bremen mit dem Spiel gegen die Ukraine das 1.000ste 
Länderspiel der deutschen Nationalmannschaft statt. • 

Text: Dr. Silke Benjes
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Bremen. Die Bremer Straßenbahn AG
(BSAG) kann aufgrund der akuten Personal-
knappheit ihre Linien derzeit nicht vollstän-
dig selbst bedienen. Auf verschiedenen Stre-
cken sind deshalb seit einiger Zeit verstärkt
Subunternehmer im Einsatz. Das sei notwen-
dig, um trotz des Mangels an Fahrpersonal
„ein betrieblich stabiles und zuverlässiges
Angebot bieten zu können“, sagt BSAG-Spre-
cher Andreas Holling. Vor einigen Monaten
hat das Unternehmen europaweit Verkehrs-
leistungen ausgeschrieben.

Betroffen sind die Buslinien 29 (Katten-
turm-Neue Vahr Nord), 52 (Huchting-Katten-
turm), 57/N6 (Sodenmatt-Kirchhuchting)
und 58 (Huchting-Kirchhuchting). Eine
Fremdvergabe erfolgte nach BSAG-Angaben
auch für die 63/63s (GVZ-Hauptbahnhof) so-
wie für die 80/81 im Bremer Westen (Gröpe-
lingen-Industriehäfen). Teilweise handelt es
sich um einzelne Fahrten, während auf an-
deren Linien alle Fahrten von Subunterneh-
mern übernommen werden. In den Aus-
schreibungsunterlagen sind die Anforderun-
gen klar geregelt. Für die 63s werden zum
Beispiel täglich jeweils 17 Fahrten von mon-
tags bis freitags genannt.

Eine wichtige Rolle als Subunternehmer

spielen die Verkehrsbetriebe Diepholz Nord
(VDN), die ihre Tätigkeit für die BSAG insbe-
sondere in den vergangenen Wochen ausge-
baut haben. Sie bedienen unter anderem
Busverbindungen in Huchting und der Vahr.
Die VDN sind Teil der Wilmering-Gruppe, die
nach eigenen Angaben zu den größten inha-
bergeführten Verkehrsunternehmen im nie-
dersächsischen ÖPNV gehört. Sie ist mit
mehr als 250 Bussen in den Landkreisen
Vechta, Cloppenburg, Oldenburg und Diep-
holz unterwegs.

Nach Angaben von Geschäftsführer Leo
Wilmering wurde die Zusammenarbeit mit
der BSAG seit September Stück für Stück
ausgebaut. Die VDN sind in Bremen mit eige-
nen Fahrzeugen und eigenem Fahrpersonal
unterwegs – das gilt laut Holling auch für alle
anderen Partnerunternehmen. „Die BSAG
setzt grundsätzlich kein Fahrpersonal von
anderen Firmen ein. Alle Fahrzeuge im Be-
sitz der BSAG werden von BSAG-Mitarbei-
tenden gefahren“, sagt er. Teilweise hätten
die Partnerunternehmen Fahrzeuge von der
BSAG erworben, um Qualitätsvorgaben im
Bremer ÖPNV umsetzen zu können. Holling
nennt Hublifte und den Fahrkartenverkauf
als Beispiele.

Wilmering zufolge haben auch die Ver-
kehrsbetriebe Diepholz Nord Fahrzeuge an-

gekauft. Wie viele Fahrer und Fahrerinnen
die VDN in Bremen im Einsatz haben,
möchte er nicht sagen. Über den Personal-
einsatz wisse die BSAG nicht Bescheid, sagt
Holling. Für Dienstplanung und Schicht-
pläne seien die jeweiligen Unternehmen ver-
antwortlich. Unterschiedlich geregelt sind
die Laufzeiten der extern vergebenen Ver-
kehrsleistungen. Einige enden nach Hollings
Angaben im Jahr 2025, andere erst 2029. In
der Ausschreibung für die 63s ist beispiels-
weise eine Laufzeit von einem Jahr angege-
ben, die aber optional jeweils um ein weite-
res Jahr verlängert werden kann – bis zu einer
Gesamtlaufzeit von acht Jahren.

An Tarifgesetz gebunden
Klare Vorgaben gibt es für die Subunterneh-
mer, was die Bezahlung der eingesetzten
Fahrer und Fahrerinnen betrifft. „Sie sind
verpflichtet, sich an das Bremer Tariftreue-
gesetz zu halten“, sagt Holling. Dass das auch
überprüft wurde, bestätigt Wilmering.
„Lohndumping ist ausgeschlossen, wir be-
zahlen gleich viel“, sagt er. Eine naheliegende
Frage will Wilmering nur eingeschränkt be-
antworten: Wie kann sein Unternehmen ex-
pandieren, während andere Betriebe in der
Branche verzweifelt nach Personal suchen?
„Wir sind gut aufgestellt“, sagt er. „Fahrer

BSAG lässt Subunternehmer fahren
Städtischer Verkehrsbetrieb kann wegen Personalmangels nicht alle Buslinien in Bremen bedienen

von felix wendler halten und rekrutieren zu können, ist einer
der größten Wettbewerbsvorteile. Den
möchte man sich natürlich nicht kaputtma-
chen.“

Einige Aspekte nennt Wilmering dann
doch. Der Krankenstand in seinem Unter-
nehmen sei mit zwei bis drei Prozent sehr
gering – bei der BSAG waren Werte von mehr
als 15 Prozent in der jüngeren Vergangenheit
keine Ausnahme. Das sei kein spezifisches
Problem der BSAG, sondern typisch für kom-
munale Unternehmen, meint Wilmering. Er
berichtet zudem davon, viele ausländische
Fahrer anzuwerben, insbesondere aus Ost-
europa. „Den Fahrermangel werden wir mit
deutschem Fahrpersonal nicht bewältigen
können. Wir sind aufs Ausland angewiesen“,
sagt Wilmering.

Die Bezahlung des Fahrpersonals sieht er
mittlerweile auf einem guten Niveau. Das
Gehalt eines Busfahrers sei „absolut in Ord-
nung“ – vor allem, weil die Ausbildung in drei
Monaten absolviert werden könne. Einen ge-
wissen Standortvorteil seines Unterneh-
mens gegenüber der BSAG räumt er mit Blick
auf einen oft diskutierten Aspekt ein: das Si-
cherheitsgefühl der Fahrer. „Das Bremer Pu-
blikum kann schon etwas anstrengender als
der Viertklässler in Syke sein „, betont der
Verkehrsunternehmer.
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… hat das Storchenpaar Fridolin und Mai
Nachwuchs bekommen. Die Eltern haben
ihr Nest auf einem Schornstein in Lei-
ferde bei Gifhorn angelegt, wo der Nabu
ein Artenschutzzentrum betreibt. Weil
die Temperaturen noch so niedrig sind,
sind die beiden kleinen Vögel immer nur
kurz zu sehen. Die meiste Zeit versuchen
die Eltern, die kleinen Störche warmzu-
halten, berichtete die Leiterin des Arten-
schutzzentrums, Bärbel Rogoschik. Inte-
ressierte Vogelfreunde müssen sich bei
den Schilderungen nicht auf das Wort der
Naturschützer verlassen, sondern kön-
nen die Entwicklung selbst im Blick be-
halten: Das Nest von Fridolin und Mai ist
über eine Live-Webcam im Internet zu be-
obachten.

ÜBRIGENS …
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D as Bundesverfassungsgericht hat sich am
Donnerstag mit der Frage befasst, ob der

Deutschen Fußball Liga (DFL) Polizeikosten
für Hochrisikospiele in Rechnung gestellt

werden dürfen. Das Urteil wird in einigen
Monaten erwartet. Mit einer Verfassungs-
beschwerde richtet sich die DFL gegen die
Bremer Regelung, nach der die Stadt bei be-

stimmten Großveranstaltungen Gebühren
für den Polizeiaufwand erheben kann. Nach
der Verhandlung sagte Innensenator Ulrich
Mäurer: „Das Problem kann man sehr einfach

lösen, indem einfach die DFL eine Summe x
bereitstellt.“ Er hofft auf eine Einigung im
kommenden Jahr.

Bundesverfassungsgericht
befasst sich mit Polizeikosten

TEXT: DPA/FOTO: KLAMA
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Berlin. Bundeswirtschaftsminister Ro-
bert Habeck und Bundesumweltministe-
rin Steffi Lemke (beide: Grüne) geraten
wegen der Entscheidung über eine mög-
liche Laufzeitverlängerung von Atom-
kraftwerken vor zwei Jahren unter Druck.
Auslöser ist ein Bericht des Magazins „Ci-
cero“, wonach in den Ministerien im Früh-
jahr 2022 interne Bedenken zum damals
für den folgenden Jahreswechsel geplan-
ten Atomausstieg unterdrückt worden
sein sollen. Die umweltpolitische Spre-
cherin der Unionsfraktion, Anja Weisger-
ber (CSU), sagte: „Wenn fachliche Argu-
mente der Parteilinie geopfert werden,
dann führt das nicht nur zu schwerwie-
genden Fehlentscheidungen, sondern
untergräbt auch das Vertrauen in die Poli-
tik und die Verwaltung insgesamt.“

An diesem Freitag kommen in Berlin
die Ausschüsse für Klimaschutz und Ener-
gie sowie für Umwelt auf Antrag der
Union zu Sondersitzungen zusammen.
Aus Kreisen der Unionsfraktion hieß es,
man behalte sich einen parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss vor.

Atomausstieg:
Union macht Druck

DPA

Berlin. Bundesfinanzminister Christian
Lindner hat eine Erhöhung des Kinder-
geldes im kommenden Jahr in Aussicht
gestellt. „Für die genaue Höhe müssen wir
den Existenzminimumbericht im Herbst
abwarten“, sagte der FDP-Politiker. Das
Kindergeld sei bereits 2023 „sehr stark
und überproportional erhöht“ worden.
„Das war ein großer Erfolg. Deshalb steht
aber erst 2025 die nächste Erhöhung an.“

Zusammen mit einer Kindergelderhö-
hung werde es 2025 auch eine weitere An-
hebung des Grundfreibetrags und des
Kinderfreibetrags in der Lohn- und Ein-
kommensteuer geben, kündigte Lindner
an. Der Finanzminister bekräftigte zu-
gleich seine Forderung, Grund- und Kin-
derfreibetrag rückwirkend anzuheben.
Das sei aus verfassungsrechtlichen Grün-
den nötig. „Leider wird das bisher von
SPD und Grünen blockiert“, sagte der FDP-
Politiker.

Von 2025 an
mehr Kindergeld

DPA
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Köln. Trotz der hohen Nachfrage beim
Deutschlandticket bleibt der Umwelteffekt
aus Sicht der Branche überschaubar. „Was
das Deutschlandticket noch nicht geleistet
hat, ist es, einen Beitrag dazu zu leisten,
mehr Menschen vom Auto in den öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖPNV) zu holen“,
sagte der Präsident des Verbands Deutscher
Verkehrsunternehmen (VDV), Ingo Wort-
mann, bei einer Bilanz zum Deutschlandti-
cket in Köln. Dafür seien deutlich mehr Neu-
kundinnen und Neukunden notwendig, die
vorher noch gar keine Berührungspunkte
mit dem ÖPNV hatten.

Dem VDV zufolge gilt das aktuell für rund
acht Prozent der im Schnitt 11,2 Millionen
Deutschlandticket-Abonnenten. Damit sich
das Ticket wirtschaftlich möglichst selbst
trägt, müsste diese Neukunden-Quote auf
20 Prozent steigen, sagte VDV-Vizepräsident
Knut Ringat. Und rund ein Drittel Neukun-
den müssten es demnach werden, damit mit
dem Angebot auch eine spürbare Verkehrs-
verlagerung einherginge, die auf die Klima-
ziele einzahle. Umfragen des VDV zufolge
fahren rund 16 Prozent derjenigen, die das
Abo besitzen, seltener Auto.

Deutschlandticket
braucht Neukunden

DPA

New York. Überraschend hat ein Gericht in
New York die Verurteilung des ehemaligen
Filmmoguls Harvey Weinstein wegen Sexual-
verbrechen aufgehoben. Die Juristen am Be-
rufungsgericht widerriefen einen der aufse-
henerregendsten Rechtssprüche der vergan-
genen Jahre. Ihm kam im Kontext der „#Me-
Too“-Bewegung große Bedeutung im Kampf
gegen Missbrauch zu.

„Wir kommen zu dem Schluss, dass das erst-
instanzliche Gericht fälschlicherweise Zeu-
genaussagen über nicht angeklagte, mutmaß-
liche frühere sexuelle Handlungen gegen an-
dere Personen als die Kläger der zugrunde lie-
genden Straftaten zugelassen hat“, schrieb der
Vorsitzende Richter in der Entscheidung zur
Berufung des 72-jährigen Weinsteins und be-
scheinigte dem damaligen Richter schwere
Verfahrensfehler.

Weinstein war zu 23 Jahren Haft wegen Ver-
gewaltigung und sexueller Nötigung verurteilt
worden. In einem weiteren Strafprozess in Los
Angeles kamen 16 Jahre Gefängnis dazu. Nach
Angaben der „New York Times“ muss Manhat-
tans Bezirksstaatsanwalt entscheiden, ob er
ein neues Verfahren gegen Weinstein einlei-
tet. Weinstein sitzt in einem Gefängnis im
Bundesstaat New York.

Gericht hebt Urteil
gegen Weinstein auf

DPA DPA

Veteranentag am 15. Juni
Pistorius: Sichtbares Zeichen der Wertschätzung

Berlin. Der Bundestag hat für die Einfüh-
rung eines nationalen Veteranentages am
15. Juni jeden Jahres gestimmt. Eine große
Mehrheit der Abgeordneten votierte am
Donnerstag für einen entsprechenden
Antrag, den die drei Ampelparteien sowie
die oppositionelle Union gemeinsam ein-
gebracht hatten. Verteidi-
gungsminister Boris Pistorius
bezeichnete den Veteranen-
tag als starkes, wichtiges und
überfälliges Zeichen der
Wertschätzung. „Es geht um
die Anerkennung derjenigen,
die in letzter Konsequenz be-
reit sind, das Äußerste für an-
dere zu geben, und die ihr
Leib und Leben für unser
Land einsetzen“, sagte der
SPD-Politiker im Plenum.

Der Veteranentag soll ein
sichtbares Zeichen für Wertschätzung so-
wie Aufmerksamkeit setzen und zugleich
Bemühungen um die soziale Versorgung
stärken. „Ein nationaler Tag für Vetera-
ninnen und Veteranen kann einen ange-
messenen Rahmen für die Anerkennung
und den Dank für ihre besonderen Leis-

tungen sowie einen Ort des Austausches
zwischen ihnen, ihren Angehörigen, Bun-
deswehr, Gesellschaft und Politik schaf-
fen“, heißt es in dem Antrag. Die Wehrbe-
auftragte des Bundes, Eva Högl, bezeich-
nete einen solchen Tag als überfällig.

Um die Frage, wer als Veteran gelten
soll, hatte es in vergangenen
Jahren Diskussionen gegeben,
weil Soldaten nach Auslands-
einsätzen oder gar der Betei-
ligung an Gefechten andere
Bedürfnisse haben als Wehr-
dienstleistende aus der Zeit
des Kalten Krieges. Geplant
ist, jeweils am Wochenende
vor oder nach dem 15. Juni in
Berlin eine große Veranstal-
tung zu organisieren. Als Ve-
teranin oder Veteran der Bun-
deswehr gilt, wer als Soldatin

oder Soldat der Bundeswehr im aktiven
Dienst steht oder aus diesem Dienstver-
hältnis ehrenhaft ausgeschieden ist.
Etwa zehn Millionen Deutsche haben
Wehrdienst geleistet oder waren Berufs-
oder Zeitsoldaten, etwa 500.000 Männer
und Frauen waren im Einsatz.

Boris Pistorius
FOTO: BRANDT/DPA
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„Städte müssen Gehwegparken bekämpfen“, „Ver-
botenes Gehwegparken: Zehntausende Stellplätze 
in Gefahr?“ und „Urteil zum Gehwegparken rü琀琀elt 
am Parkplatz vor der eigenen Haustür“ lauteten nur 
einige von vielen Überschri昀琀en in der Presse, die die 
Bürger:innen der Autona琀椀on Deutschland nach einem 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts im Juni 2024 
au昀栀orchen ließen. Interesse weckte der Fall zum 
sogenannten Gehwegparken aber schon lange bevor 
das höchste deutsche Verwaltungsgericht sich mit den 
Parkgewohnheiten im kleinsten Bundesland befasste.

Dass sich die Beteiligten eines verwaltungsgerichtlichen 

Verfahrens im Vorfeld einer mündlichen Verhandlung 
mit Schri昀琀sätzen an das Gericht wenden und sich zu 
den Erfolgsaussichten einer Klage äußern, ist nicht nur 
üblich, sondern im Gesetz vorgesehen. Ungewöhnlich 
ist es aber, wenn gleich mehrere, am Verfahren nicht 

beteiligte Bürger:innen und Interessensvertretungen 

dem Gericht unaufgefordert mi琀琀eilen, wie es aus ihrer 
Sicht  - die Urteilsformel „Im Namen des Volkes“ wört-
lich genommen  - entscheiden soll. Ob die am Ausgang 
des Verfahrens zum Gehwegparken Interessierten 
bereits ahnten, dass der Fall später „ein Stück Rechts-
geschichte“ (so das Regionalmagazin buten un binnen 
am 7. Juni 2024) schreiben wird? 

Als Bremer:in hat man die örtlichen Gegebenheiten vor 
Augen, die den Ausgangspunkt des Verfahrens bildeten: 
Seit Jahrzehnten parken Autos in engen Wohnstraßen 
im Bremer Stadtgebiet mit halbsei琀椀g auf dem Gehweg 
aufgesetzten Reifen. Eine verbleibende Gehwegbreite 

von weniger als einem Meter ist keine Seltenheit. Nach 
der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) ist das Parken auf 

2019

dem Gehweg nur dort erlaubt, wo es durch entspre-
chende Verkehrszeichen oder Park昀氀ächenmarkierungen 
ausdrücklich zugelassen ist. In vielen Straßen im Bremer 

Stadtgebiet fehlt es daran, so auch in den Wohnstraßen 
der Kläger:innen, allesamt (ehemalige) Anwohner:innen. 
Sie sahen in dem aufgesetzten Gehwegparken eine er-
hebliche Beeinträch琀椀gung der bes琀椀mmungsgemäßen 
Gehwegbenutzung und eine Verletzung ihrer Rechte 

als Fußgänger:innen. Dass das Parken auf dem Gehweg 

ohne entsprechende Verkehrszeichen oder Markierun-
gen, die dies erlauben, verboten ist und die Straßen-
verkehrsbehörde gegen die verbotswidrig abgestellten 
Autos vorgehen kann, war zwischen den Beteiligten 

dem Grunde nach unstrei琀椀g. Sie stri琀琀en aber darüber, 
ob die Kläger:innen ein solches Einschreiten von der 
Straßenverkehrsbehörde verlangen können, sie also 
dagegen vorgehen muss. 

Allgemein gilt, dass aus einem verbotswidrigen Zustand 
nicht stets ein Anspruch der Bürger:innen resul琀椀ert, dass 
dieser durch die Behörde beendet wird. Zum einen müs-
sen Kläger:innen in verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
grundsätzlich geltend machen, durch das Handeln der 

Behörde in subjek琀椀ven, d.h. eigenen Rechten verletzt zu 
sein. Abgesehen von gesetzlich ausdrücklich geregelten 
Fällen können sie nicht die Interessen der Allgemeinheit 

durchsetzen. Das deutsche Verwaltungsprozessrecht hat 
sich für den subjek琀椀v-rechtlich geprägten Rechtsschutz 
entschieden. Zu klären war daher, ob § 12 Abs. 4 und 
4a StVO, der das Gehwegparken ohne entsprechende 
Anordnung verbietet, ausschließlich dem Interesse der 
Allgemeinheit zu dienen bes琀椀mmt ist oder (auch) dem 
Interesse der Anwohner:innen, die in der Nutzung des 
an ihr Grundstück grenzenden Gehwegs beeinträch琀椀gt 

Aktenzeichen 
5 K 1968/19 (VG) 
1 LC 64/22 (OVG)
3 C 5.23 (BVerwG)

Wem gehört der Gehweg?

Warum die Vormachtstellung des Autos bröckelt
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werden. Zum anderen ist zwischen gebundenen Entschei-
dungen und Ermessensentscheidungen einer Behörde 

zu unterscheiden. Für den Fall, dass das Verbot des Geh-
wegparkens sogenannten Dri琀琀schutz vermi琀琀elt, stellte 
sich daher die Anschlussfrage, wie es sich auswirkt, dass 

die Rechtsvorschri昀琀en, die die Straßenverkehrsbehörde 
zum Einschreiten gegen verbotswidrig abgestellte Autos 
ermäch琀椀gen, grundsätzlich ein Ermessen einräumen, 
ob und wie eingeschri琀琀en wird.     

Die Gerichte  - zunächst das Verwaltungsgericht, dann 
das Oberverwaltungsgericht und zuletzt das Bundes-
verwaltungsgericht - gaben den Kläger:innen teilweise 
Recht, wiesen ihr Begehren im Übrigen aber zurück. 
Über das Ausmaß des jeweiligen Unterliegens herrschte 
nach dem rechtskrä昀琀igen Abschluss des Verfahrens Un-
einigkeit zwischen den Beteiligten. Beide Seiten sahen 

sich in ihren Rechtsau昀昀assungen und ihrem Vorgehen 
bestä琀椀gt - das Ringen um die Deutungshoheit dauert 
an. Aber der Reihe nach. 

In erster Instanz ha琀琀e das Verwaltungsgericht über 
die Klage zu entscheiden. Es urteilte im November 2021, 
dass eine Verletzung eigener Rechte der Kläger:innen 
darin zu sehen sei, dass in den von ihnen bewohnten 
Straßen seit Jahren gegen § 12 Abs. 4 und 4a StVO 

verstoßen werde und sie dadurch nicht ungehindert 
die Gehwege passieren könnten. Dies sei zwar keine 
qualita琀椀v, aber eine quan琀椀ta琀椀v erhebliche Beein-
träch琀椀gung ihrer geschützten Interessen. Beim Über-
schreiten dieser Beeinträch琀椀gungsschwelle diene das 
Verbot des Gehwegparkens auch dem Schutz einzelner 
Anwohner:innen. Da die Kläger:innen seit Jahren mit 
der Funk琀椀onsbeeinträch琀椀gung konfron琀椀ert seien, sei 
die Straßenverkehrsbehörde verp昀氀ichtet, gegen das 
Gehwegparken in ihren Wohnstraßen einzuschreiten; 
sie dürfe nicht gänzlich untä琀椀g bleiben und auf vage 
Überlegungen zum schri琀琀weisen Vorgehen verweisen, 
deren Auswirkungen o昀昀en seien. Welche konkreten 
Maßnahmen hingegen zu tre昀昀en seien, stehe in ihrem 
Ermessen. Sie könne unmi琀琀elbar das die Kfz-Halter:innen 
am stärksten beeinträch琀椀gende Mi琀琀el ergreifen oder 
aber stufenweise, d.h. zunächst mit niedrigschwelligen 

Maßnahmen vorgehen. 
Mit dieser Entscheidung fanden sich weder die Klä-

ger:innen noch die Beklagte ab. Das Oberverwaltungs-
gericht entschied im Dezember 2022 ebenfalls, dass 

§ 12 Abs. 4 und 4a StVO den Kläger:innen Dri琀琀schutz 
vermi琀琀ele. Die Regelungen zielten nicht nur auf die 
Sicherheit und Leich琀椀gkeit des Verkehrs als Interessen 
der Allgemeinheit, sondern auch auf einen Schutz der 
Kläger:innen vor unzumutbaren Verkehrseinwirkungen 

durch das verbotswidrige Gehwegparken. Sie hä琀琀en 
daher einen Anspruch, dass erneut und zwar nunmehr 
fehlerfrei über ihre Anträge auf Einschreiten gegen das 

Gehwegparken entschieden werde. Der bisherige Verweis, 
dass „so viele Verkehrszeichen wie nö琀椀g und so wenige 
wie möglich“ aufzustellen seien und die Verkehrsteilneh-
mer:innen wüssten, dass das Gehwegparken verboten 
sei, aber trotzdem so parkten, genüge nicht. Das Ober-
verwaltungsgericht wich aber in einem anderen Punkt 

von der Entscheidung in erster Instanz ab. Es bestehe 
derzeit keine P昀氀icht der Behörde, in den Wohnstra-
ßen der Kläger:innen unmi琀琀elbar einzuschreiten. Aus 
sachgerechten Gründen könne von einem Einschreiten 
abgesehen werden. Es liege auf der Hand, dass das 

Problem aufgrund begrenzter Ressourcen der Behörde 
nicht stadtweit gleichzei琀椀g besei琀椀gt werden könne. So 
sei es zulässig, zunächst den Problemdruck in den am 
stärksten belasteten Wohnquar琀椀eren zu ermi琀琀eln und 
sodann ein Konzept für ein stadtweites Vorgehen umzu-
setzen. Solche Konzepte müssten allerdings tatsächlich 
und nachvollziehbar verfolgt werden. 

Das letzte (juris琀椀sche) Wort ha琀琀e schließlich das 
Bundesverwaltungsgericht. Auch die Richter:innen in 

Leipzig erkannten die dri琀琀schützende Wirkung des  
§ 12 Abs. 4 und 4a StVO zugunsten der Kläger:innen an. 
Abweichend von den vorangegangenen Entscheidungen 
beschränkten sie den Dri琀琀schutz aber auf den Gehweg, 
der auf der „eigenen“ Straßenseite der Anwohner:innen 
verläu昀琀, sowie auf den Bereich bis zur Einmündung 
„ihrer“ Straße in die nächste (Quer-)Straße. Wie das 
Oberverwaltungsgericht gingen auch sie davon aus, 
dass die Straßenverkehrsbehörde zunächst ermi琀琀eln, 
priorisieren und konzep琀椀onell vorgehen darf. 

Was bleibt von dem Verfahren? Juris琀椀sch betrachtet 
insbesondere die Erkenntnis, dass sich Bürger:innen 
unter Umständen auf die Verletzung von auf den ersten 
Blick allein den Interessen der Allgemeinheit dienenden 

Vorschri昀琀en berufen können. Soziologisch betrachtet 
könnte das Verfahren einen Beitrag dazu geleistet haben, 

die bislang angenommene Vormachtstellung des Autos 
im (ruhenden) Straßenverkehr zu hinterfragen. Ob in 
Zukun昀琀 die Straßenverkehrsbehörden und Verwaltungs-
gerichte mit Rechtsschutzersuchen von Bürger:innen 
überhäu昀琀 werden, die in „ihren“ Wohnstraßen ein Ein-
schreiten gegen aufgesetztes Gehwegparken einfordern, 
wird sich zeigen. Ebenso, ob den Verwaltungsgerichten 
dann wieder Entscheidungsvorschläge von am Verfahren 
Unbeteiligten zugehen. •

Text: Jasper Lange
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Ein Virus fordert die Justiz

Das Recht in Zeiten der Corona-Pandemie 
- ein Überblick

Ende 2019 erkranken im chinesischen Wuhan immer 
mehr Menschen an einer Lungenentzündung. Am 
31.12.2019 meldet China diese Fälle der Weltge-

sundheitsorganisa琀椀on. Der Corona-Virus wird An-

fang Januar 2020 von chinesischen Wissenscha昀琀lern 
iden琀椀昀椀ziert. Ende Januar 2020 werden die ersten 
Infek琀椀onen in Europa gemeldet. Am 27.01.2020 
wird bekannt, dass sich eine Person in Bayern mit 
dem Corona-Virus in昀椀ziert hat. Nach dem Bekannt-
werden weiterer Infek琀椀onen richten das Bundes-

innen- und Bundesgesundheitsministerium Ende 
Februar einen Krisenstab ein. Der Corona-Virus er-

reicht Bremen am 29.02.2020. Im Fernsehen sind 
schreckliche Bilder von nächtlichen Leichentranspor-
ten in Bergamo zu sehen. In einer Pressekonferenz 
am 26.03.2020 äußert Bundesgesundheitsminister 
Spahn: „Die Einschränkung der Freiheit ist notwen-

dig, um die Verbreitung des Virus zu verlangsamen, 
damit sich unsere Kliniken vorbereiten können.“ 

Bereits am 10.03.2020 ha琀琀e der Bremer Senat be-
schlossen, dass Großveranstaltungen sowie sons琀椀ge 
Menschenansammlungen in der Freien Hansestadt 

Bremen abgesagt werden. Mit einer weiteren Allge-
meinverfügung wurde in昀椀zierten Personen ab dem 
21.03.2020 untersagt, ihre Wohnung zu verlassen und 
Besuch zu empfangen, und unterstellt die Personen der 
Beobachtung durch das Gesundheitsamt. Es folgten 
bis 2023 unzählige weitere Allgemeinverfügungen 

und Rechtsverordnungen, mit denen u.a. In昀椀zierte 
oder Ein- und Rückreisende in häusliche Quarantäne 
geschickt, Masken- und Testp昀氀ichten, Kontakt- und 
Veranstaltungsverbote, Betriebsschließungen, Schul-

2020

schließungen, Besuchsregelungen für Krankenhäuser 
und anderen Betreuungseinrichtungen oder Versamm-
lungsbeschränkungen angeordnet wurden. Die Unsi-
cherheit war groß. Dazu trugen auch unterschiedliche 
Regelungen in den einzelnen Ländern bei.

Das erste Verfahren im Zusammenhang mit der 

Corona-Pandemie geht am 19.03.2020 beim Verwal-
tungsgericht Bremen ein. Die Antragstellerin wendet 

sich mit einem Eilantrag gegen die Erö昀昀nung einer Co-
rona-Anlaufpraxis zur Diagnose von Corona-Infek琀椀onen 
in der Nähe ihrer Arbeitsstä琀琀e. Am 23.03.2020 wird 
das Verwaltungsgericht bis auf die Rechtsantragstelle 

geschlossen; mündliche Verhandlungen 昀椀nden nicht 
sta琀琀. Erst am 27.04.2020 ö昀昀net es wieder. Gearbeitet 
wird dennoch im vollen Umfang, aus dem Homeo昀케ce 
heraus und im schri昀琀lichen Verfahren. 
 

Die Regelungen während der Corona-Pandemie führten 
zu langandauernden und bis dahin nicht bekannten Ein-
schränkungen grundrechtlicher Freiheiten, die nahezu 

alle Gesellscha昀琀sbereiche erfassten. Entsprechend viel-
gestal琀椀g waren die gerichtlichen Verfahren, die gegen 
diese Maßnahmen beim für Klagen gegen Einzelmaß-
nahmen zuständigen Verwaltungsgericht Bremen und 

beim Oberverwaltungsgericht Bremen, das über die Gül-
琀椀gkeit landesrechtlicher Verordnungen zu entscheiden 
hat, eingingen. Wegen der Dringlichkeit musste meist im 

Eilverfahren entschieden werden. Häu昀椀g ging es um die 
Schließung von Einzelhandels- und Dienstleistungsbe-
trieben sowie von Freizeit-, Sport- und Kulturstä琀琀en. Im 
Mi琀琀elpunkt stand entweder die Frage „Warum muss ein 
Geschä昀琀 schließen, während ein anderes ö昀昀nen darf?“ 
oder „Wann ist die Schließung nicht mehr zumutbar?“. 
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Der Gleichbehandlungsgrundsatz und der Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit staatlichen Handelns wurden 

zum Bezugsrahmen der Argumenta琀椀on. Aber auch die 
Frage, was der Gesetzgeber selbst regeln muss und was 

er der Verwaltung überlassen darf. 

Aber nicht nur Unternehmen klagten, auch Einzel-
personen: Gegen das Tragen einer Maske, Testp昀氀ichten 
in Schulen, Kontakt- und Aufenthaltsbeschränkungen, 
Versammlungsverbote und -au昀氀agen, Veränderungen 
von Prüfungsbedingungen, Quarantäneanordnungen, 
Maßnahmen in P昀氀egeeinrichtungen, auf priorisierte 
Schutzimpfung, Freistellung vom Präsenzunterricht, 
Soforthilfen, Ausgleichszahlungen, Entschädigung oder 
Ausgleich von Lehrer-Mehrarbeit, die Anerkennung 
einer Corona-Infek琀椀on als Dienstunfall und später dann 
häu昀椀g gegen die Rückforderung von Corona-Hilfen. 

 Eine Auswahl: Ein Geschä昀琀 mit Sonderposten klagte, 
weil es wie der Einzelhandel mit Lebensmi琀琀eln von dem 
Ö昀昀nungsverbot für Geschä昀琀e ausgenommen werden 
wollte. Das Gericht sah keinen Gleichbehandlungs-
verstoß, denn anders als Lebensmi琀琀elgeschä昀琀e zur 
Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs, machten 
Lebensmi琀琀el im Sonderpostengeschä昀琀en nur einen 
geringen Teil des Sor琀椀ments aus. 

Ebenso ha琀琀e der Eilantrag eines Kosme琀椀kstudios, 
das sich auf eine Gleichbehandlung mit Friseuren 

berief, keinen Erfolg. Zwar sah das Gericht das Dienst-
leistungsangebot der nichtmedizinischen Körperp昀氀ege 
zur Op琀椀mierung des op琀椀schen Erscheinungsbildes 
als grundsätzlich gleich an. Es hat sodann aber darauf 
abgestellt, dass Friseurbetriebe – anders als Kosme琀椀k-
studios – schwerpunktmäßig der Grundversorgung des 
überwiegenden Anteils der Bevölkerung dienen, da ein 

in kürzeren Zeitabständen wiederkehrender und einen 

großen Personenkreis betre昀昀ender Bedarf an einem 
Haarschni琀琀, der üblicherweise besonders prägnant in 
Erscheinung tri琀琀, besteht.

Der spätere Antrag eines Sportstudiobetreibers 
ha琀琀e hingegen Erfolg, weil der Verordnungsgeber 
Individualsport in Sportanlagen zugelassen ha琀琀e und 
der Antragsteller seinen Betrieb dahingehend geändert 

ha琀琀e, seine Studios für eine halbe Stunde an Einzel-
personen zu vermieten. 

Schließen musste - wegen stark steigender Co-
vid-19-Fallzahlen in Bremen - nach fünf Tagen der 
Freipaak, eine Ersatzveranstaltung für den Freimarkt. 
Die Schausteller beriefen sich vor Gericht darauf, 
dass die Veranstaltung unter freiem Himmel sta琀琀-
昀椀nde, es Hygienekonzepte, Einlasskontrollen und eine 
Obergrenze für Besucher gäbe und sie gegenüber  

31. Dezember 2019
China meldet das vermehrte Au�reten  
von Lungenentzündungen an die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO)

27. Januar 2020 
Erster bestätigter Corona-Fall in Deutschland

■  

■  

November/Dezember 2020  
Zweiter bundesweiter Lockdown

29. Februar 2020 
Erster bestätigter Corona-Fall im Land Bremen

11. März 2020 
WHO stuft die Ausbreitung des  
Coronavirus als weltweite Pandemie ein

März 2020 
Erster bundesweiter Lockdown,  
Beginn der Maskenp�icht, von Kontaktverboten, 
umfassenden Schließungen von Schulen, 
Kindertagesstätten und Geschä�en

27. Dezember 2020 
Europaweiter Imp�eginn gegen das Corona-Virus

19. Januar 2021
Die Zahl der In�zierten in Deutschland 
übersteigt die Zwei-Millionen-Grenze

■  

■  

■  

■  

■  

April 2023
Bundesgesundheitsminister Lauterbach 
erklärt die Corona-Pandemie für beendet

22. Februar 2021
In mehreren Bundesländern dürfen Kinder 
abhängig von der aktuellen Infektionslage einge-
schränkt wieder Schulen und Kitas besuchen.

24. November 2021
Das neue Infektionsschutzgesetz tritt in Kra�.  
Es sieht unter anderem 3G (geimp�, genesen oder 
getestet) am Arbeitsplatz, in Bussen und Zügen vor

3. April 2022
Wegfall der meisten staatlichen Corona-Au�agen  

■  

■  

■  

■  

2024
Forderungen nach einem Untersuchungs-
ausschuss oder einer Enquêtekommission 
zur Aufarbeitung der Corona-Pandemie 
werden gestellt

■  

■  
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Gastronomiebetrieben benachteiligt würden. Die Be-
hörde ha琀琀e die Zulassung allerdings unter den Vor-
behalt der jederzei琀椀gen Widerru昀氀ichkeit im Hinblick 
auf das Infek琀椀onsgeschehen gestellt. Und dieses In-
fek琀椀onsgeschehen ha琀琀e sich mit der Überschreitung 
des 7-Tage-Inzidenzwertes deutlich verschlechtert. 
Die Gerichte sahen die Schließung im Hinblick auf die 

bezweckte Entschleunigung und Unterbrechung von 
Infek琀椀onske琀琀en als verhältnismäßig an. 

Teilweise erfolgreich war der Eilantrag gegen ein 
Alkoholverkaufsverbot nach 22 Uhr. Für das Bahn-
hofsviertel ha琀琀e die Behörde nicht auf hinreichende 
Erfahrungen zurückgreifen können, dass es durch den 

Konsum von Alkohol regelmäßig zur Missachtung des 
Mindestabstandsgebots gekommen war. 

Das 2-G-Zugangsmodell im Einzelhandel ha琀琀e vor 
dem Oberverwaltungsgericht Bestand. Auch die Be-
schränkung der Verkaufs昀氀äche von Einzelhandelsge-
schä昀琀en auf 800 m² wurde für zulässig erachtet. 

Die P昀氀icht zum Tragen einer Mund-Nasenbedeckung 
für Grundschüler:innen setzte das Oberverwaltungs-
gericht außer Kra昀琀: die Regelung sei zu unbes琀椀mmt, 
denn die Grundschüler:innen und Eltern könnten nicht 

erkennen, wann diese P昀氀icht eintrete. Die Testp昀氀icht 
blieb hingegen bestehen.

Das Verwaltungsgericht verkürzte auch die Dauer 

der in Bremerhaven verhängten Ausgangssperre, die 
es im Hinblick auf den intensiven Grundrechtseingri昀昀 
als zu lang erachtete. Da ein Einzelbürger geklagt ha琀琀e, 
galt die Ausgangssperre für alle anderen Bürger:innen 
fort. Der Magistrat Bremerhaven hob sie in der Folge 
jedoch insgesamt auf. 

Zwei Schwestern wollten an der Einschulungs-
feier ihres Bruders an der Grundschule teilnehmen, 

die Behörde ha琀琀e die Grundschulen angewiesen, die 
Begleitpersonen auf die Eltern zu beschränken. Das 
Verwaltungsgericht sah die Ausschließung sämtlicher 

Geschwister von der Einschulungsfeier ohne Einzel-
fallprüfung als unverhältnismäßig an und verp昀氀ichtete 
die Behörde, erneut über den Antrag der Geschwister 

zu entscheiden. 

Verboten blieb eine Demonstra琀椀on der Ini琀椀a琀椀ve 
Querdenken421 mit 20.000 erwarteten Teilnehmer:in-
nen. Das Verwaltungsgericht teilte die Einschätzung der 

Behörde, dass aufgrund der Erfahrungen mit ähnlichen 

Versammlungen konkrete Anhaltspunkte dafür bestan-
den, dass es zu massiven Verstößen gegen Abstands- 

und Hygienemaßnahmen und damit zu einem erhöhten 

Infek琀椀onsrisiko kommen wird. Nach Zurückweisung der 
Beschwerde durch das Oberverwaltungsgericht lehnte 

auch das Bundesverfassungsgericht den Antrag auf 

Erlass einer einstweiligen Anordnung aufgrund einer 
Folgenabwägung ab. 

Abgelehnt wurde durch das Oberverwaltungsge-
richt auch der Eilantrag gegen das Feuerwerksverbot 
Silvester 2021/2022. In Niedersachsen dur昀琀e dagegen 
geböllert werden. Die allgemeine Lebenserfahrung, ob 
das gemeinsame Böllern zur Missachtung des Mindest-
abstandsgebotes führe, wurde unterschiedlich beurteilt.  

Die Corona-Pandemie ha琀琀e zudem Ein昀氀uss auf die 
Einschätzung der Rückkehrsitua琀椀on für Asylbewerber, 
da sich in vielen Ländern die wirtscha昀琀liche Situa琀椀on 
durch die Pandemie dras琀椀sch verschlechtert ha琀琀e.  

Auch nachdem die Corona-Verordnungen nicht 
mehr in Kra昀琀 waren, entschied das Oberverwaltungs-
gericht wegen der schwerwiegenden Eingri昀昀e in die 
Freiheitsrechte der Bürger:innen weiter über deren 

Rechtmäßigkeit. 

Bereits während der Corona-Pandemie entstand eine 
lebha昀琀e Diskussion darüber, ob die Verwaltungsgerichte 
ihrer Aufgabe, Rechtsschutz gegen staatliches Handeln 

zu gewähren, gerecht geworden sind. Einige s琀椀mmen 
dem zu und verweisen auf die Korrektur von Über-
reak琀椀onen des Staates sowie das Augenmaß bei der 
Abwägung zwischen dem Recht auf Leben / körperliche 
Gesundheit und den Freiheitsrechten. Den anderen ging 

der gewährte Rechtsschutz nicht weit genug. Sie kri琀椀sie-
ren, dass die Verwaltungsgerichte zu selten die behaup-
teten Gesundheitsgefahren selbst aufgeklärt und der 

Verwaltung zu viele Spielräume belassen haben. Sicher 
ist jedoch, dass die Bürger:innen während der Corona-
Pandemie zu jeder Zeit ihre Anliegen in der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit haben vorbringen können. Die Gerichte 
haben unabhängig und zügig entschieden und damit 

einen wesentlichen Beitrag zum Rechtsstaat geleistet. • 

Text: Dr. Meike Jörgensen
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Jus琀椀z auf Abstand 

Sitzung des Oberverwaltungsgerichts während der Corona-Pandemie 
im Großen Saal der Glocke am 11.11.2020 
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Übersicht Gerichtsleitung

Gerichtsleitungen seit 1924

Verwaltungsgericht  

1924  - 1925 Dr. Adolf Meyer
1925  - 1945 Dr. O琀琀o Steengrafe
1946  - 1947 Dr. Arnold Appel
1947  - 1958 Dr. Hermann O琀琀en
1958  - 1961 Dr. Carl Springstub
1961  - 1967 Dr. Hans Schumacher
1967  - 1971 Walter Pankow
1971  - 1973  Dr. Werner Lang
1973  - 1978 Prof. Günter Po琀琀schmidt
1978  - 1992 Dr. Alfred Kuhlmann
1992  - 1999 Hasso Kliese
1999  - 2002 Prof. Ma琀琀hias Stauch
2003  - 2010 Viggo Eiberle-Herm
2010  - 2019 Prof. Peter Sperlich
seit 1. Juli 2019 Dr. Meike Jörgensen

Oberverwaltungsgericht 

1933  - 1936 Dr. Adolf Meyer
1936  - 1942 Dr. Karl Rüther
1942  - 1945 Dr. Albert Schmidt
1947  - 1953 Dr. Arnold Appel
1953  - 1964 Dr. Bernhard Hinrichs
1965  - 1973 Dr. Conrad Kirchmeyer
1973  - 1978 Dr. Werner Lang
1978  - 2002 Prof. Günter Po琀琀schmidt
2002  - 2008 Prof. Ma琀琀hias Stauch
2008  - 2019 Ilsemarie Meyer
seit 1. Juli 2019 Prof. Peter Sperlich
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100 Jahre sind nur ein Anfang 

100 Jahre Verwaltungsrechtsprechung  - dieser Jubilä-
umsband zeigt nur einen kleinen Ausschni琀琀 aus der viel-
fäl琀椀gen Rechtsprechung und Tä琀椀gkeit der Verwaltungs-
gerichte. In ihm spiegelt sich aber auch die wechselvolle 
deutsche Geschichte. Vor welchen Herausforderungen 
steht die Verwaltungsgerichtsbarkeit heute?

Im April/Mai 2024 haben sich die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union auf eine Reform des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems verständigt. Die GEAS-Reform 
umfasst die Neufassung von zehn Rechtsakten, mit 
denen der gesamte europäische Rahmen für die Steue-
rung von Asyl- und Migra琀椀onsströmen festgelegt wird. 
Die EU-Länder haben zwei Jahre Zeit, das neue System 
in ihre na琀椀onalen Gesetze zu übernehmen. Die Reform 
wird erhebliche Auswirkungen auf das asylgerichtliche 

Verfahren haben. 

Herausforderungen liegen zudem in der demogra昀椀schen 
Entwicklung, der Digitalisierung sowie Nutzung künst-
licher Intelligenz und der zunehmend als Bedrohung 
empfundenen Klimakrise. Menschen wenden sich 
weltweit – teils aus strategischen Gründen, teils aus 
einem zu琀椀efst als dringlich empfundenen Bedürfnis – an 
die Gerichte mit sog. Klimaklagen. Mit teilweise weg-
weisenden Erfolgen. Wird hier noch um ein staatliches 
Eingreifen gerungen, hat die Corona-Krise beispielha昀琀 
gezeigt, wie krisenha昀琀e Situa琀椀onen zu massiven staat-
lichen Eingri昀昀en führen können. Mit den Folgen des 
Klimawandels oder uns umgebender Kriege könnten 
solche Krisen und damit auch staatliche Eingri昀昀e in 
die Freiheitsrechte der Bürgerinnen und Bürger weiter 

zunehmen. 

Eine älter werdende Gesellscha昀琀 kann nicht nur Schwie-
rigkeiten bei der Nachwuchsgewinnung oder Arbeits-
zeitorganisa琀椀on nach sich ziehen, sie ist umfassender 
zu betrachten. Auch hier hat die Corona-Pandemie 
das Thema begrenzter intensivmedizinischer Behand-
lungskapazitäten in den Krankenhäusern in den Fokus 
gerückt. Nicht ausgeschlossen, dass vor den Gerichten 
irgendwann um die Zuteilung knapper werdender über-
lebenswich琀椀ger medizinischer Behandlungsressourcen 
gekämp昀琀 wird. 
Künstliche Intelligenz ergrei昀琀 alle Gesellscha昀琀sberei-
che und macht auch vor der Jus琀椀z nicht halt. Sie birgt 
Chancen und Risiken und wird die gerichtliche Praxis 

grundlegend verändern. Derzeit werden insbesondere 
Digitalisierungsrückstände in der Jus琀椀z beschrieben, 
die es aufzuholen gilt. Technische Umsetzungsprozesse 
sind häu昀椀g sehr mühsam, kleinteilig und langwierig, 
aber lösbar. Noch sind wir weit davon en琀昀ernt, dass 
uns eine benutzerfreundliche KI sinnvolle Entschei-
dungsvorschläge an die Hand gibt oder Prozessabläufe 
wirkungsvoll unterstützt. Aber wird es am Ende nicht 
darum gehen, selbstlernende Algorithmen kri琀椀sch zu 
hinterfragen und bestenfalls kontrollieren zu können? 
Die Gefahren, dass bspw. vorhandene Diskriminierungen 
durch sie fortgeschrieben oder sogar verstärkt werden, 
oder dass automa琀椀sierte Rechts昀椀ndungsprozesse die 
Rechtsfortentwicklung hemmen, werden in themen-
bezogenen Aufsätzen gut beschrieben.
Was wird also zukün昀琀ig den Prozess der Rechts昀椀ndung 
steuern? Welche Anforderungen ergeben sich daraus 
für Richterinnen und Richter, damit sie ihrer Verant-
wortung, hoheitliches Handeln wirksam zu kontrollie-
ren, die Rechte Betro昀昀ener gegenüber dem Staat zu 
wahren und an der Idee der Gerech琀椀gkeit orien琀椀erte 
Entscheidungen zu tre昀昀en, gerecht werden? Wie ver-
setzen wir sie in die Lage, Ein昀氀ussnahmen zu erkennen 
und Vereinnahmungen in Zeiten zunehmender Polari-
sierung, aber auch Automa琀椀sierung zu begegnen? In 
einer immer stärker polarisierten Gesellscha昀琀 droht 
nicht nur die Gefahr, dass die handelnde Verwaltung 

zum Getriebenen wird und über das Ziel hinausschießt, 

sondern auch Richterinnen und Richter müssen sich 
dieser Gefahren bewusst sein. 

Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes bekennt sich zum 
Rechtsweg gegen Rechtsverletzungen durch die ö昀昀ent-
liche Gewalt. Die Kontrolle staatlicher Machtausübung 
durch unabhängige Gerichte ist für den Schutz von Frei-
heit, Sicherheit und Demokra琀椀e unverzichtbar. Und bei 
einem Blick auf die Welt sieht es nicht danach aus, als 

würde die Verwaltungsgerichtsbarkeit in den nächsten 

Jahren und Jahrzehnten nicht mehr gebraucht. Die 

größte und fortwährende Zukun昀琀saufgabe wird daher 
sein, Schwächungen der Jus琀椀z, in welcher Gestalt auch 
immer sie au昀琀reten, zu erkennen und selbstbewusst 
entgegenzutreten. 
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Die Geschichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit ist im-
mer auch eine Geschichte der Menschen, die in ihr 

tä琀椀g sind und waren. Mu琀椀gen Menschen, aber auch 
solchen, die Unrecht auf sich geladen haben. Verwal-
tungsrechtsprechung ist nicht abstrakt, sie verändert 
das Leben von Menschen. Sorgen wir dafür, dass die 
Bürgerinnen und Bürger auf ihrem (Rechts-)Weg nicht 
nur fachlich klugen, sondern auch mu琀椀gen, unabhän-

Mitarbeitende der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Jahr 2024

gigen und empathischen Richterinnen und Richtern 
begegnen, die sich dem freiheitlich demokra琀椀schen 
und sozialen Rechtsstaat im Sinne des Grundgesetzes 
verp昀氀ichtet fühlen. Einem Rechtsstaat mit ho昀昀entlich 
sehr langer Zukun昀琀.

100 Jahre sind nur ein Anfang. 
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